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Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Ver- 
mögens der Parteien und Massenorganisationen der DDR 
(UKPV) legt hiermit ihren Schlussbericht vor. Der Be- 
richt umfasst die Tätigkeit und den Stand der Aufgabe- 
nerledigung der UKPV für den Zeitraum 1990 bis 2006. 

Die UKPV hat bereits in den Jahren 1996, 1998 und 2004 
Teilabschlussberichte bzw. Nachtragsberichte an den 
Deutschen Bundestag (Bundestagsdrucksachen 13/5376, 
13/5377, 13/11353 und 15/1777) erstattet. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Ein- 
richtung und Tätigkeit der UKPV erfolgreich war. 

So konnten seit Ende 1990 rund 1,6 Mrd. Euro Vermögen 
der Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen 
DDR ermittelt und unter treuhänderische Verwaltung der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Aufgaben ge- 
stellt werden. Dieses Vermögen wurde zu Recht den be- 
troffenen Institutionen ganz überwiegend nicht wieder 
zur Verfügung gestellt, da sie es nicht nach materiell- 
rechtsstaatlichen Grundsätzen erworben hatten. Auf diese 
Weise konnte die Chancengleichheit zwischen den politi- 
schen Parteien wieder hergestellt werden. Das ist eine 
große Leistung der Tätigkeit der UKPV. 


Soweit die Vermögenswerte nicht den früheren Berech- 
tigten zurückgegeben wurden, wurden sie zu gemeinnüt- 
zigen Zwecken in den neuen Bundesländern eingesetzt. 
Dadurch wurde ein wesentlicher Beitrag für die Entwick- 
lung der neuen Bundesländer geleistet. Durch die Zufüh- 
rung eines großen Betrages in das Stiflungsvermögen der 
Stiftung Aufarbeitung wird gewährleistet, dass die wich- 
tige Aufgabe der Aufarbeitung der SED-Diktatur auch in 
Zukunft umfassend wahrgenommen werden kann. 

Soweit zukünftig noch Vermögenswerte ermittelt werden, 
ist durch das von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setz zur Auflösung der UKPV (Bundesratsdrucksache 
355/06) gewährleistet, dass diese auch nach Auflösung 
der UKPV sichergestellt und entsprechend der bisherigen 
Regelung verwendet werden. 

Die Bundesregierung dankt dem Vorsitzenden der UPKV 
und allen Mitgliedern der UKPV sowie allen Mitarbeitern 
des Sekretariats der UKPV für ihr großes und erfolgrei- 
ches Engagement bei der Ermittlung des Vermögens der 
Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen DDR. 

Der Deutsche Bundestag wird gebeten, den Schlussbe- 
richt der UKPV zur Kenntnis zu nehmen. 
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Schlussbericht der Unabhängigen Kommission zur Überprüfung des 
Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der DDR 


Vorwort des Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission 

Die Unabhängige Kommission hat seit Ende 1990 Vermögenswerte in Höhe von 
rund 1,6 Mrd. Euro ermittelt. Davon stammen rund zwei Drittel von der SED. Dieses 
Vermögen wurde ganz überwiegend den betroffenen Institutionen nicht wieder zur 
Verfügung gestellt, da sie es nach materiell-rechtsstaatlichen Kriterien nicht recht- 
mäßig erworben hatten. Das Vermögen wurde nach Abzug der Verbindlichkeiten von 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

im Einvernehmen mit der Unabhängigen Kommission Parteivermögen für gemein- 
nützige Zwecke, insbesondere der wirtschaftlichen Umstrukturierung, in den neuen 
Bundesländern verwendet, soweit es nicht den früheren Eigentümern zurückgegeben 
wurde. Das Vermögen wurde ferner zur Abdeckung der Altschulden der neuen Län- 
der, für den Denkmalschutz und für die Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
verwendet. 

Die in der DDR unter Herrschaft der SED erfolgte großzügige Vermögensausstattung 
der Parteien und Massenorganisationen, die materiell-rechtsstaatlichen Grundsätzen 
widerspricht, wurde rückgängig gemacht. Die im Zeitraum der Wende vorgenomme- 
nen beträchtlichen Vermögensverschiebungen wurden weitgehend aufgeklärt. Die 
Chancengleichheit als elementarer Grundsatz für die Betätigung politischer Parteien 
in der Bundesrepublik Deutschland wurde hergestellt. Die konsequente Bewältigung 
dieser Aufgabe ist die historische Leistung der Unabhängigen Kommission Parteiver- 
mögen im Zusammenhang mit der Herstellung der deutschen Einheit. 

Es gibt zurzeit keine Anhaltspunkte dafür, dass weitere Vermögensermittlungen Er- 
folg versprechend sein könnten. Dies gilt auch für die Ermittlungen im Ausland, die 
seit 1998 intensiviert erfolgten. Die Unabhängige Kommission hat ihren gesetzli- 
chen Auftrag zur Ermittlung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen 
erfüllt und kann ihre Tätigkeit beenden. 

Die Unabhängige Kommission hat dem Deutschen Bundestag bereits umfassende 
Berichte über ihre Tätigkeit - insbesondere über die Inlandsermittlungen' - vorge- 
legt; sie legt hiermit ihren die Jahre 1990 bis 2006 umfassenden Schlussbericht vor. 


Dr. Christian von Hammerstein 


■ Siehe Berichte der UKPV auf Bundestagsdrucksachen 13/11353, 13/5376, 13/5377. 
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A. Zusammenfassende Bilanz der Tätigkeit 
der Unabhängigen Kommission 
Parteivermögen 

Mit Ablauf des Jahres 2006 beendet die Unabhängige 
Kommission Parteivermögen^ nach über 16 Jahren inten- 
siver Arbeit ihre insgesamt erfolgreiche Tätigkeit. Die 
Kommission selbst hat in ihrer 86. Sitzung am 29. März 
2006 der Bundesregierung empfohlen, sie nunmehr - da 
ihr Auftrag als erfüllt gelten kann - durch Einbringung ei- 
nes Aufhebungsgesetzes von dem erteilten Mandat zu 
entbinden. 

Damit findet ein weiteres Kapitel der Wiedervereinigung 
beider deutscher Staaten sein förmliches Ende. 

Die Unabhängige Kommission Parteivermögen legt hier- 
mit dem Deutschen Bundestag ihren letzten und die ge- 
samte Zeit ihrer Tätigkeit umfassenden Bericht vor. 

1. Noch auf der Grundlage eines Gesetzes der Volks- 
kammer der DDR vom 31. Mai 1990 durch Minister- 
präsident Lothar de Maiziere eingesetzt und anschlie- 
ßend durch den Einigungsvertrag übernommen, hat 
die UKPV ihre Aufgabe in großer personeller Konti- 
nuität, geprägt vom hohen Engagement ihrer Mitglie- 
der erfüllt. Das Vermögen der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR wurde ermittelt und nach 
den gesetzlichen Vorgaben geordnet. Die teilweise 
beträchtlichen Vermögensverschiebungen wurden 
weitgehend aufgeklärt, die finanzielle Chancen- 
gleichheit der politischen Parteien hergestellt. 

Sieben Mitglieder der Kommission gehören ihr seit 
der ersten Sitzung im Juni 1990 oder kurz danach an; 
weitere sechs Mitglieder, von denen bis heute unun- 
terbrochen fünf tätig sind, wurden kraft Ermächti- 
gung des Einigungsvertrages Ende 1990 durch die 
Bundesregierung berufen. Drei Viertel der Mitglieder 
der Unabhängigen Kommission haben demzufolge 
deren Arbeit von Anfang bis Ende kontinuierlich ge- 
prägt und mitgestaltet, ln dieser Zeit haben die Kom- 
missionsmitglieder -jene, die noch vom Ministerprä- 
sidenten der DDR berufen und jene, die anschließend 
von der Bundesregierung benannt worden sind - über 
gemeinsamer Arbeit in intensiver und gelegentlich 
kontroverser Diskussion zu einer bemerkenswerten 
Einheit als Kommission gefunden. 

Ursache und Anstoß für Einsetzung der UKPV war 
die Tatsache, dass zu Zeiten der DDR und bis zur ers- 
ten freien Völkskammerwahl im März 1990 die ehe- 
malige Staatspartei SED (später umbenannt in PDS) 
sowie die von der SED beherrschten anderen Parteien 
und Massenorganisationen über große Vermögens- 
werte verfügten, deren Erwerb materiell-rechtsstaatli- 
chen Grundsätzen überwiegend nicht genügte und 
deren Besitz somit den politischen Wettbewerb gra- 
vierend zu verzerren drohte. Parteien und Organisa- 
tionen der DDR sollten so gestellt werden, dass sie in 
der politischen Auseinandersetzung mit konkurrie- 


2 Nachfolgend UKPV. 


renden Institutionen unter den freiheitlichen Bedin- 
gungen des Grundgesetzes keine Vorteile hatten. 

2. Die UKPV hat dem Deutschen Bundestag im Verlauf 
ihrer Arbeit bereits mehrfach Bericht erstattet, ln der 
ausführlichen Rechenschaftslegung von 1998 heißt 
es: 

,,Die Unabhängige Kommission hält sich dennoch 
jetzt fiir berechtigt und verpflichtet, diesen Bericht 
als Abschlussbericht vorzulegen, weil nicht zu erwar- 
ten ist, dass ihre Erkenntnisse über Struktur und 
Größenordnungen des Vermögens ... durch neue Er- 
kenntnisse unrichtig werden und weil die Unabhän- 
gige Kommission alle grundsätzlichen Rechtsent- 
scheidungen getroffen hat, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe erforderlich waren. Uber wesentliche Er- 
gebnisse der nach Vorlage dieses Abschlussberichts 
noch fortgesetzten Ermittlungen sowie über den Aus- 
gang der verwaltungsgerichtlichen Verfahren wird 
die Unabhängige Kommission in Nachtragsberichten 
informieren. 

Die in dieser Passage geäußerte Prämisse, wonach 
Struktur und Größenordnungen des Vermögens schon 
damals richtig erkannt waren, hat sich in vollem Um- 
fang bestätigt. Ein Nachtragsbericht'* ist bereits im 
Juni 2003 erstattet worden. 

Gleichwohl liegt der UKPV zum Abschluss ihrer Tä- 
tigkeit daran, vorliegend nicht nur einen weiteren 
Nachtragsbericht zu präsentieren, sondern insgesamt 
eine sehr kompakte Bilanz ihrer Gesamtarbeit vorzu- 
legen. Hinsichtlich dessen, worüber bereits Rechen- 
schaft gelegt worden ist, wird in vollem Umfang auf 
die bisherigen Berichte^ verwiesen. 

3. Die UKPV hat durch ihre - vor allem ermittelnde - 
Tätigkeit wesentlich dazu beigetragen, dass seit 1990 
Vermögenswerte in Höhe von mehr als 1,6 Mrd. Euro 
in treuhänderische Verwaltung genommen und ent- 
sprechend den gesetzlichen Regelungen überwiegend 
für gemeinnützige Zwecke in den neuen Ländern ver- 
wendet werden konnten. 

Für die Zukunft sind aus der Auflösung von Rück- 
stellungen, aus der möglichen vertragsgemäßen künf- 
tigen Rückführung des der Stiftung zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur überlassenen Grundkapitals sowie 
aus sonstigen Vermögenserträgen, insbesondere z. B. 
den Novum-Prozessen im Ausland, noch Eingänge 
im dreistelligen Millionenbereich zu erwarten. Es 
handelt sich bei den Auslandsprozessen im Zusam- 
menhang mit der früheren SED-Firma Novum um in 
Zürich in erster Instanz noch anhängige zwei Zivilge- 
richtsverfahren, deren Klagesummen sich, addiert, 
auf 237 Mio. Euro - zuzüglich Zinsen - belaufen. 
Für das Einbringen dieser Gelder ist jedoch die Exis- 
tenz der UKPV nicht mehr erforderlich. 


2 Bundestagsdrucksache 13/11353 v. 24. August 1998, S. 8. 

'' Siehe Bundestagsdrucksache 15/1777 v. 9. Oktober 2003. 

5 Siehe Aufzählung der bisher erstatteten Berichte unter Punkt B.III. 
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In keinem einzigen Kalenderjahr seit Bestehen der 
UKPV haben die zur Ermittlung, Sicherung und Be- 
wirtschaftung des Vermögens der Parteien und Mas- 
senorganisationen aufgewandten Sach- und Personal- 
mittel (das sind nicht allein die für die UKPV und ihr 
Sekretariat, sondern auch die von der Treuhand- 
anstalt^/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben’ aufgewandten Kosten) den Betrag der 
jeweiligen Einnahmen überschritten. Mit zeitlichem 
Abstand zur Wiedervereinigung hat sich das Verhält- 
nis von Erträgen und Kosten u. a. wegen rapide zu- 
nehmender Beweisschwierigkeiten zwangsläufig ste- 
tig verschlechtert. Dennoch belaufen sich die Kosten 
bis zum Zeitpunkt dieses Berichts auf nicht mehr als 
8,2 Prozent* des treuhänderisch verwalteten Vermö- 
gens. 

Dies alles berechtigt zu der Feststellung, dass die 
Einsetzung der UKPV notwendig war und dass sie 
sich insgesamt voll „rentiert“ hat: finanziell, wie vor 
allem auch in Bezug auf die Erfüllung des primären 
Auftrags, nämlich Herstellung der Chancengleichheit 
im politischen Wettbewerb. 

4. Die UKPV hat ihre Arbeit unter Leitung ihres ersten 
Vorsitzenden, Georg Reinicke, buchstäblich aus dem 
Nichts heraus begonnen. Es gab nur das Parteienge- 
setz der DDR, den Einsetzungsbeschluss des Minis- 
terpräsidenten, zehn Kommissionsmitglieder, ein Ge- 
türm an Aufgaben, doch weder ein Vorbild, wie man 
derartige Herausforderungen überhaupt löst, noch ir- 
gendeinen Bedienstetenapparat nach Art des späteren 
Sekretariats, der behilflich gewesen wäre. Nicht ein- 
mal ein Haushaltstitel bestand, aus dem die Kommis- 
sion etwa Leistungen hätte in Auftrag geben können. 
Sämtliche Kommissionsmitglieder, auch der Vorsit- 
zende, waren ehrenamtlich tätig. Sechs von ihnen 
waren als Mitglieder der Volkskammer, andere durch 
ihren Beruf voll in Anspruch genommen. Die Ar- 
beitslast der Kommission lag fast ausschließlich auf 
den Schultern ihres Vorsitzenden Georg Reinicke. So 
nahm die Tätigkeit unter wahrhaft pionierhaften Um- 
ständen ihren Anfang. Die Verhältnisse damals droh- 
ten die Kommission zu überrollen: Parteien und Or- 
ganisationen mussten zur Rechenschaftslegung 
aufgefordert, letztere zuvor als Adressaten einer sol- 
chen Aufforderung überhaupt erst identifiziert wer- 
den. Das Vermögen der Parteien und Massenorgani- 
sationen stand kraft Gesetzes unter treuhänderischer 
Verwaltung. Zur Feststellung dieses Vermögens 
mussten umfänglich Daten beschafft und Vermögens- 
aufstellungen geprüft werden. Laufend mussten Gel- 
der aus der treuhänderischen Verwaltung freigegeben 
werden, denn Parteien und Massenorganisationen, an 
denen zu jenem Zeitpunkt hinsichtlich ihres tagtägli- 
chen Broterwerbs noch eine Vielzahl von Beschäftig- 
ten hing, waren gleichwohl im notwendigen Umfang 
liquide zu halten. Eine schier nicht lösbare Problem- 


^ Nachfolgend THA. 

1 Nachfolgend BvS. 

* Siehe hierzu unter Abschnitt D. IV. Aufwand und Ertrag. 


läge. Im Protokoll der 5. Kommissionssitzung vom 
18. Juli 1990 heißt es denn auch lapidar: „Die Kom- 
mission kann die aus dem Parteienänderungsgesetz 
abzuleitende tatsächliche Arbeit nicht bewältigen.“ 
Mehrfach artikulieren die Kommissionsprotokolle 
der Zeit ein relatives Unbehagen an der die konkrete 
Arbeit beträchtlich erschwerenden, unzulänglichen 
Fassung des verständlicherweise in aller Eile „ge- 
strickten“ Gesetzestextes. Die damaligen Nöte und 
Schwierigkeiten, welche der Kommission in der ei- 
nen oder anderen Form auf ihrer langen Strecke auch 
später immer wieder Wegbegleiter gewesen sind, 
werden z. B. im Protokoll der 8. Sitzung vom 
8. August 1990 deutlich, das zu Veranschaulichungs- 
zwecken angeftigt ist (siehe Anlage 1). 

Es nimmt nicht Wunder, dass unter derartigen Um- 
ständen nicht Zeit und nicht Gelegenheit war, zu- 
nächst strategische Reißbrett-Konzeptionen anzustel- 
len. Man ging die Arbeit nüchtern an, mit der festen 
Entschlossenheit, der Aufgabe bestmöglich gerecht zu 
werden und sie zu bewältigen. Diese anfängliche Prä- 
gung hat der Tätigkeit der UKPV durchweg auch all 
die späteren Jahre über ihren bleibenden Stempel auf- 
gedrückt: nämlich das stete Bemühen um ein Handeln 
und Vorgehen, das weniger an Theoriepapieren orien- 
tiert war als an den Maximen pragmatischer Vernunft. 

5. Für das nach der Wiedervereinigung aufzubauende 
Sekretariat der UKPV waren 162 Planstellen geneh- 
migt. Für die Bundesregierung war es schwierig, aus 
ihrem Bestand oder mit Hilfe der Länder die erfor- 
derliche Anzahl von Spezialisten zu gewinnen. Nur 
wenige Mitarbeiter verfügten über jene Ausbildung 
und Erfahrung, wie sie für eine erfolgreiche Ermitt- 
lungstätigkeit in diesem einmaligen und beispiellosen 
Aufgabenkomplex notwendig gewesen wären. Die 
meisten der für das Sekretariat gewonnen Mitarbeiter 
mussten sich daher erst in eine für sie fremde Auf- 
gabe einarbeiten. 

Das Sekretariat hat dann in großem Umfang mit Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften zusammengearbeifef, bei 
denen das erforderliche Fachwissen und die Ausstat- 
tung für die Verarbeitung des erdrückenden Zahlen- 
materials zu finden war. 

Die 1 62 Planstellen wurden zu keiner Zeit auch nur 
annähernd ausgeschöpft. Die Maximalbesetzung, im 
Jahr 1992, betrug 85 Köpfe. Zur Aufgabenbewälti- 
gung erschien das ausreichend. Ein Mehr hätte ver- 
mutlich nur Effizienzminderung durch Zuwachs an 
Bürokratie bedeutet. Umgekehrt war das Sekretariat 
in den Jahren ab 2000 mit nur 8 bis 13 Angehörigen, 
insbesondere angesichts der aufwändigen Ungarn- 
Arbeiten, eher unterausgestattet. Als nicht ganz un- 
wichtige Fußnote bleibt anzumerken, dass das Sekre- 
tariat seinen Sitz von Anfang an in Berlin genommen 
hat. Die Mitarbeiter - vielfach Bedienstete aus dem 
Bundesministerium des Innern - haben ihren dienstli- 
chen Wohnsitz freiwillig in diese Stadt verlegt, zeit- 
lich weit vor dem allgemeinen Umzug der Bundesre- 
gierung. 



Drucksache 16/2466 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


6. Von Pragmatik getragen war die grundsätzlich gute 
Zusammenarbeit mit der THA, später der BvS. Das 
gesetzlich geforderte Ziel, die Überführung von Ver- 
mögen in treuhänderische Verwaltung, war aus- 
schließlich bei einer zu jedem Zeitpunkt vertrauens- 
vollen, absolut verlässlichen „Hand-in-Hand-Arbeit“ 
zu erreichen, ln der Anfangszeit mussten die Formen 
effizienter Kooperation erst noch ausgelotet und ge- 
funden werden. Das gelang nach den Prinzipien des 
„leaming by doing“. Die bis zuletzt im Wesentlichen 
unveränderten und auch eingehaltenen Grundsätze 
der Zusammenarbeit wurden in einem Text vom 
23. Juli 1992 niedergelegt. Grundsätzlich hat die 
UKPV das relevante Vermögen ermittelt, dieses 
wurde von der THA/BvS (in der Regel nach Erlass 
eines förmlichen Feststellungsbescheides) im vorge- 
schriebenen Einvernehmen mit der UKPV zunächst 
verwaltet sowie anschließend für die gesefzlich vor- 
gesehenen Zwecke in den neuen Bundesländern zur 
Verfügung gesfellt, soweit es nicht an die früheren 
Eigentümer zurückzugeben war. Das zitierte Einver- 
nehmenserfordemis hat die UKPV jederzeit selbstbe- 
wusst gehandhabt. Sie hat sich nicht gescheut, ihrer- 
seits in eigener Initiative Verwendungsempfehlungen 
zu formulieren, wenn und soweit es ihr angebracht 
erschien. Ab 1994 vollzog die Verteilung des einge- 
triebenen Vermögens an die neuen Bundesländer sich 
in weiten Teilen automatisiert nach einem Schlüssel 
aufgrund einer im Februar 1994 mit den betroffenen 
Bundesländern abgeschlossenen und noch in Kraft 
befindlichen Verwaltungsvereinbarung (siehe Anla- 
ge 2). Diese Vereinbarung beinhaltet ausdrücklich die 
Möglichkeit, dass die BvS im Einvernehmen mit der 
Unabhängigen Kommission Einzelverwendungen 
vornehmen kann; ein Element, an dem der UKPV im 
Interesse der neuen Bundesländer stets besonders ge- 
legen war. 

Gegen die erklärte Intention der UKPV, wonach das 
ermittelte Vermögen uneingeschränkt für den vom Ei- 
nigungsvertrag vorgesehenen Zweck des wirtschaftli- 
chen Aufbaus in den neuen Bundesländern zur Verfü- 
gung sfehen sollte, hat der Gesetzgeber 1997 durch 
Sonderregelung verfügt, dass die Gelder zu einem we- 
sentlichen Teil für die Altschuldentilgung, zu einem 
geringeren Teil auch für den Denkmalschufz eingesefzf 
wurden. Gemäß dem Altschuldenregelungsgesefz hat 
das Vermögen der Parteien und Massenorganisationen 
375,8 Mio. Euro^ an den Erblastentilgungsfonds abge- 
geben, weitere 25,6 Mio. Euro sind für den Denkmal- 
schutz abgeführt worden'**. 

Selbstverständlich finden auch diese Ziele die volle 
Unterstützung der UKPV, doch hätte sie es für richti- 
ger gehalten, wenn die entsprechenden Leistungen 
aus dem Haushalt erbracht worden wären. 


^ Siehe hierzu unter Abschnitt D. III. Verwendungen gemäß gesetzli- 
cher Bestimmungen. 

Siehe hierzu unter Abschnitt D.III. Verwendungen gemäß gesetzli- 
cher Bestimmungen. 


7. Ihr politischer Auftrag, die finanzielle Chancen- 
gleichheit der Parteien herzustellen, ihre Ausstattung 
mit staatsanwaltschaftlichen Befugnissen, wie sie 
sonst nur parlamentarischen Untersuchungsausschüs- 
sen zustehen, und ihre Unabhängigkeit von fachli- 
chen Weisungen haben der UKPV im Verhältnis zu 
allen ihren Verhandlungspartnern im ln- und Ausland 
Anerkennung und grundsätzliche Kooperationsbe- 
reitschaft verschafft. 

Von den staatsanwaltschaftlichen Mitteln ist - vor- 
wiegend in der Anfangsphase der UKPV - nachhaltig 
Gebrauch gemacht worden; beispielsweise Veranlas- 
sung der Durchsuchung und Beschlagnahme an mehr 
als 50 Orten in 17 Einzelkomplexen. Erwähnt seien 
insbesondere die in den Räumen der PDS 1992 
durchgeführten umfangreichen Durchsuchungs- und 
Beschlagnahmemaßnahmen, nachdem diese trotz 
mehrmaliger Aufforderung die Erfüllung ihrer Be- 
richfspflicht verweigerte. 

Seit 2003 gab es keine Situation mehr, in der das er- 
wähnte Instrumentarium eingesetzt werden konnte. 
Dies ist vor allem der Tatsache geschuldet, dass im 
Wesentlichen nur noch Auslandsermittlungen statt- 
fanden und die Intention der sehr speziellen deut- 
schen Rechtsgrundlage den ausländischen Behörden 
schwer vermittelbar war, was wiederum die ohnehin 
domenreichen Wege der Amts- und Rechtshilfe zu- 
sätzlich verkomplizierte. 

Um an Informationen über bislang unbekannte Ver- 
mögenswerte zu gelangen, haben auf Initiative des 
Deutschen Bundestages 1994 die damalige THA und 
die UKPV gemeinsam bis zu 5 Mio. DM (= 2,5 Mio. 
Euro) Belohnung für Hinweise auf unbekanntes Ver- 
mögen der Parteien und Massenorganisationen aus- 
gesetzt. Die Auslobung hat zwar einige für die Er- 
mittlungen verwertbare Informationen gebracht, aber 
zu keiner endgültigen Rückführung von unbekannten 
Vermögenswerten geführt. 

8. Einen ausgesprochenen Sonderfall in dem an Beson- 
derheiten nicht eben armen Leben der UKPV stellt 
der Fall der Firma Novum dar. Das deshalb, weil er 
besonders werthaltig und mehrfach grenzüberschrei- 
tend ist, außerdem die Tätigkeit der UKPV seit 1991 
ganz maßgeblich immer wieder nachhaltig bestimmt 
hat und noch nicht abgeschlossen ist. 

Es geht dämm, ob die Firma (Novum) mit Sitz in Ber- 
lin-Ost eine Firma der SED oder - wie von der Ge- 
sellschafterin und Geschäftsführerin, einer öster- 
reichischen Staatsbürgerin (Rudolfine Steindling), 
behauptet - eine Firma der österreichischen Kommu- 
nistischen Partei war, wem demzufolge die beträchtli- 
chen Vermögenswerte dieser Firma rechtlich zuste- 
hen und wer gegebenenfalls in welchem Umfang 
schadensersatzpflichtig im Hinblick auf über dieses 
Vermögen getroffene Verfügungen ist. 

Aufgrand von durch die UKPV ermittelten Tatsachen 
wurde durch die Treuhandanstalt festgestellt, dass 
das Vermögen der Novum und die von Rudolfine 
Steindling gehaltenen Geschäftsanteile an der No- 
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vum gemäß § 20b des Parteiengesetzes der DDR der 
treuhänderischen Verwaltung unterliegen. Diese Fest- 
stellungen sind von der Novum und Rudolfine 
Steindling vor dem Berliner Verwaltungsgericht an- 
gefochten worden. Das Gericht entschied in erster In- 
stanz 1996, dass die Zugehörigkeit der Novum zur 
SED nicht erwiesen sei. Das dagegen vor dem Berli- 
ner Oberverwaltungsgericht eingelegte Rechtsmittel 
hatte Erfolg, nicht zuletzt durch neue Beweise, an de- 
ren Beibringung die UKPV maßgeblich mitgewirkt 
hatte. Diese Beweise veranlassten das Oberverwal- 
tungsgericht zu der Feststellung eines Prozessbetru- 
ges, strafrechtlich relevanter Aktenmanipulationen 
von Notariatsakten und beweisvereitelnden Verhal- 
tens der Klägerin. Seit Zurückweisen der Nichtzulas- 
sungsbeschwerde durch das Bundesverwaltungsge- 
richt im Oktober 2004 steht rechtskräftig fest, dass 
die Firma Novum eine SED-Firma war. 

Seitdem und auf dieser Grundlage werden in Zürich 
in erster Instanz Schadensersatzprozesse gegen 
Rudolfine Steindling und die AKB -Privatbank Zü- 
rich (zuvor Bank Austria Schweiz), die bis zur end- 
gültigen deutschen Entscheidung ausgesetzt waren, 
fortgeführt. Die addierte Klagesumme beläuft sich 
auf ca. 237 Mio. Euro zuzüglich Zinsen. Aufgrund 
des Eindrucks der in diesen Verfahren bereits stattge- 
fundenen Gerichtstermine ist die UKPV zuversicht- 
lich, dass der deutsche Rechtsstandpunkt sich durch- 
setzen wird. Ein durch Arreste zugunsten der BvS 
gesicherter Betrag von ca. 100 Mio. Euro wäre da- 
nach sofort zu vereinnahmen. 

Unabhängig davon hat die vor dem Bundesverwal- 
tungsgericht unterlegene Seite Verfassungsbe- 
schwerde beim Bundesverfassungsgericht eingelegt. 
Über die Annahme dieser Beschwerde ist zum Zeit- 
punkt dieses Berichts noch nicht entschieden. 

9. Einen Wermutstropfen in der ansonsten positiven Bi- 
lanz der UKPV stellen die Ermittlungen zu vermut- 
lich ins Ausland verbrachtem Vermögen (mit Aus- 
nahme von oben Nummer 8) dar. 

Nachdem in den ersten neun Jahren der Tätigkeit der 
UKPV aus nahe hegenden Gründen, deren Richtig- 
keit durch das Ergebnis vollauf bestätigt worden ist, 
die Inlandsermittlungen Vorrang hatten, wurde seit 
der Berichterstattung von 1998 unter Verlagerung der 
Schwerpunkte verstärkt versucht, mutmaßliches Aus- 
landsvermögen zu ermitteln - durchaus mit Gewinn 
an Erkenntnis, aber ohne zählbares Ergebnis. Erwäh- 
nenswert ist, dass aufgrund von Absprachen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen bei der Suche nach 
Vermögen im Ausland kein prinzipieller Unterschied 
zwischen Staats- und Parteivermögen gemacht wor- 
den ist. 

Sowohl aus den Feststellungen des 2. Untersu- 
chungsausschusses des Deutschen Bundestages" als 
auch aus Erkenntnissen des BND und schließlich der 
im Rahmen der eigenen Auslandsarbeit der UKPV 


■■ Siehe Bundestagsdrucksache 13/10900 v. 28. Mai 1998. 


gewonnenen Einblicke ergibt sich, dass vermutlich 
tatsächlich in nicht unerheblichem Umfang Staats- 
und Parteivermögen ins Ausland oder über das Aus- 
land verschoben worden ist. Nur zu einem Teil in der 
„simplen“ Form einfacher Geldüberweisungen oder 
Bar-Transaktionen, zu einem anderen wahrscheinlich 
über mehrfach grenzüberschreitende, jedenfalls sehr 
komplizierte, tatsächliche oder fiktive Warenge- 
schäfte unter Nutzung der Kenntnisse und Möglich- 
keiten von Händlern (oft wohl Embargohändlem) aus 
der Vörwendezeit. 

Jedoch scheint es - belegt durch siebenjährige, sehr 
intensive Bemühungen und ca. 16 Jahre nach den Vor- 
gängen selbst - realistischerweise heute nicht mehr 
möglich, die Dinge auch nur annähernd gerichtsfest zu 
ermitteln. Eine der Ursachen dafür könnte neben der 
Komplexität der Materie darin hegen, dass aus den er- 
wähnten und nach wie vor stichhaltigen Gründen erst 
relativ spät - nämlich 1998/1999 - nachdrücklich Ge- 
wicht auf die Auslandsermittlungen gelegt werden 
konnte. Im Verlauf der Jahre haben die Beweismög- 
lichkeiten rapide abgenommen. Schon bis etwa 1995 
und 2000 waren vielfach die gesetzlichen Aufbewah- 
rungsfristen für Papiere von Banken und Handelsun- 
ternehmen abgelaufen. Eine wesentliche Rolle hat fer- 
ner gespielt, dass die bereits innerstaatlich äußerst 
komplexe Rechtsgrundlage für das Tätigwerden der 
UKPV im Ausland schwierig zu vermitteln war und 
allein im Wege der Rechtshilfe Anwendung finden 
konnte. 

Ein trotz dieser Probleme auf der Grundlage einer 
Vereinbarung zwischen den Regierungschefs unter- 
nommener Versuch mit Ungarn ist an später in die- 
sem Bericht noch darzulegenden Gründen geschei- 
tert. 

10. Dies alles zusammengenommen bedeutet, dass es 
nach menschlichem Ermessen weiterhin eine Dun- 
kelziffer an unentdecktem Parteivermögen geben 
dürfte. Doch versprechen, wie dargelegt, zum einen 
weitere systematische Ermittlungen keinen Erfolg 
mehr, zum anderen nähert sich das Verhältnis von fi- 
nanziellem Aufwand und Erträgen mehr und mehr ei- 
nem nicht mehr produktiven Wert. Es ist buchstäblich 
alles, was mit Mitteln der UKPV nur möglich war, 
schon unternommen worden. Parallel wird die Be- 
weislage unvermeidlich täglich dünner. Immerhin 
dürfte mit ziemlicher Sicherheit, das ergibt sich aus 
der Größenordnung von 1,6 Mrd. Euro, der Großteil 
des fraglichen Vermögens ermittelt und sichergestellt 
worden sein. Falls je in Zukunft noch neue, verfolg- 
bare Beweise auftauchen würden, wird es Angele- 
genheit der BvS sowie der Bundesregierung und des 
Gesetzgebers sein, dafür zu sorgen, dass dem nachge- 
gangen wird. 

1 1 . Kemauftrag der UKPV war die Herstellung der wirt- 
schaftlich-finanziell-wettbewerblichen Chancengleich- 
heit zwischen den konkurrierenden politischen Par- 
teien. Demgegenüber war die Ermittlung des 
gesetzlich unter Treuhandschaft gestellten Vermö- 
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gens - wie erfolgreich auch immer - nur notwendiges 
Mittel und Sekundärzweck. 

Beide Ziele können als erreicht gelten. So rechtferti- 
gen Größenordnung des ermittelten Vermögens ei- 
nerseits und tatsächliches Gebaren wie öffentliche 
Rechnungslegung der politischen Parteien anderer- 
seits die Annahme, dass stark ins Gewicht fallende 
Wettbewerbsverzerrungen nicht mehr bestehen. 

Die vorgegebene Zielsetzung wurde nicht zuletzt auch 
dadurch erreicht, dass die UKPV auf der Grundlage 
ihres Wissens über die Entstehung der Vermögen 
maßgeblich dazu beigetragen hat, dass die THA/BvS 
mit allen Parteien und Massenorganisationen Verglei- 
che abschließen konnte, ln den langwierigen Verhand- 
lungen ging es um die Frage, welche Vermögensteile 
„nachweislich nach materiell-rechtsstaatlichen 
Grundsätzen im Sinne des Grundgesetzes erworben“ 
wurden, ln den Vergleichen haben die betroffenen In- 
stitutionen weitgehend auf ihr Vermögen verzichtet. 
Der UKPV ist es in Zusammenarbeit mit der Treu- 
hand/BvS gelungen, die Parteien und Organisationen 
im Rahmen ihres Auftrags in die für sie neue freiheit- 
liche demokratische Grundordnung zu integrieren. 

Die konsequente Bewältigung dieser Aufgabe ist die 
historische Leistung der UKPV im Zusammenhang 
mit der Herstellung der deutschen Einheit. 

Gleichwohl bleibt festzuhalten, dass die PDS sich 
während der gesamten Arbeitsdauer der UKPV ins- 
gesamt nur wenig kooperativ gezeigt hat. Die Partei 
musste regelmäßig eher gezwungen werden, als dass 
sie den gesetzlichen Verpflichtungen von sich aus 
nachgekommen wäre, ln seinem Bericht vom 
28. Mai 1998 hat der 2. Untersuchungsausschuss des 
Deutschen Bundestages festgestellt, dass die Haltung 
der SED/PDS „ ... von Anfang an darauf gerichtet, 
einen möglichst großen Teil der in der Zeit ihrer 
Herrschaft angeeigneten Vermögenswerte für sich zu 
sichern. Darüber hinaus sei deutlich geworden, 
dass eine „ ... sorgfältig geplante Strategie der Partei 
zur .Abwehr von Angriffen auf das Parteivermö- 
gen “'3 zugrunde lag. Man kann den Eindruck ha- 
ben, dass das Verhalten der PDS gegenüber der 
UKPV nahezu durchgängig von stets ebendiesen 
strategischen Zielsetzungen geprägt war. 

12. Niemand würde es anfänglich für möglich gehalten 
haben, dass der Unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien und Mas- 
senorganisationen der DDR eine Lebenszeit von 
reichlichen 16 Jahren beschieden sein würde. Die all- 
gemeine Annahme ging seinerzeit in die Richtung, 
dass man die Arbeit binnen sehr weniger Jahre zum 
Abschluss bringen könne. Noch im Protokoll der 
7. Kommissionssitzung vom 1. August 1990 findet 
sich die Aufforderung eines von der CDU entsandten 
Kommissionsmitglieds, „nach einer schnellen Lö- 
sungsmöglichkeit zu suchen, um die Aufgaben der 


■2 Bundestagsdrucksache 13/10900 v. 28. Mai 1998, S. 359. 
Bundestagsdrucksache 13/10900 v. 28. Mai 1998, S. 360. 


UKPV noch vor den Wahlen abzuschließen“. Die 
Dinge haben dann doch etwas länger gedauert. Der 
Problemkreis, mit dem die UKPV betraut worden ist, 
gestaltete sich sehr viel umfänglicher und komplexer 
als ursprünglich je gedacht. 

Umso befriedigter zeigt die UKPV sich in dem Wis- 
sen und Bewusstsein, eine für den Staat und das Zu- 
sammenwachsen der beiden Teile Deutschlands 
wichtige Aufgabe zu einem insgesamt guten Ende 
gebracht zu haben. Die Kommission hat mit breiter 
Mehrheit entschieden, dass ihre Tätigkeit förmlich 
beendet werden kann. Der Gesetzgeber wird gebeten, 
die notwendigen Entscheidungen zu treffen, damit ei- 
nerseits auch in Zukunft im Rahmen des bisherigen 
Kommissionsauftrags etwa noch auftauchenden Ver- 
dachtsfällen angemessen nachgegangen werden kann 
und andererseits die Wahrung der Interessen der 
neuen Bundesländer hinsichtlich noch zur Verteilung 
gelangender Gelder sichergestellt ist. 

B. Grundlagen 

B.l. Rechtsgrundlagen und Aufgaben 

der Unabhängigen Kommission 

B.1.1. Rechtsgrundlagen 

B.l.l.a. Partelengesetz der DDR 

Mit dem am 31. Mai 1990’"^ von der Volkskammer be- 
schlossenen Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Par- 
teien und andere politische Vereinigungen (Parteiengesetz 
vom 21. Februar 1990 - PartG-DDR'^) wurde das Vermö- 
gen der Parteien und der mit ihnen verbundenen Organi- 
sationen, juristischen Personen und Massenorganisatio- 
nen, das am 7. Oktober 1989 bestanden hat oder seither 
an die Stelle dieses Vermögens getreten ist, unter treuhän- 
derische Verwaltung gestellt (§ 20b Abs. 2 PartG-DDR). 
Die treuhänderische Verwaltung wurde durch § 20 b 
Abs. 3 PartG-DDR einer vom Ministerpräsidenten einge- 
setzten Unabhängigen Kommission übertragen. Zugleich 
bestimmt § 20b Abs. 1 PartG-DDR, dass mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes - 1. Juni 1990 - die Parteien und 
die mit ihnen verbundenen Organisationen, juristischen 
Personen und Massenorganisationen Vermögensverände- 
rungen nur mit Zustimmung des Vorsitzenden der UKPV 
vornehmen können. 

Der UKPV wurde „zur Durchführung ihrer Arbeit das 
Recht der Beweisaufnahme, entsprechend den Verfah- 
rensregeln der Strafprozessordnung Zeugen zu verneh- 
men, Hausdurchsuchungen, sonstige Durchsuchungen 
und Beschlagnahmen vornehmen zu lassen“ übertragen 
(§ 20a Abs. 4 PartG-DDR). Das Bundesverfassungsge- 
richt hat diese Vorschrift, ebenso wie die übrigen Rege- 
lungen des § 20a PartG-DDR, als verfassungsrechtlich 
unbedenklich bewertet.'^ 


14 GBl. IS. 275. 

15 GBl. IS. 66. 

i<5 BVerfGE 84, 290 (303). 
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B.l.l.b. Einigungsvertrag 

Der Einigungsvertrag bestimmt die Fortgeltung der 
§§ 20a und 20b PartG-DDR mit bestimmten Maßgaben.'^ 
Die Bundesregierung wurde ermächtigt, weitere sechs 
Mitglieder der UKPV im Benehmen mit dem Bundes- 
tagspräsidenten zu berufen. Die UKPV unterliegt der 
Rechtsaufsicht - nicht der Fachaufsicht - der Bundesre- 
gierung. Zugleich werden ihre Aufgaben modifiziert: 

- Die treuhänderische Verwaltung des Vermögens der 
Parteien, der mit ihnen verbundenen Organisationen, 
juristischen Personen und Massenorganisationen (im 
Folgenden: Parteivermögen) wird der THA'* übertra- 
gen. 

- Während das Parteiengesetz der DDR in Bezug auf 
das Parteivermögen nur die treuhänderische Verwal- 
tung bestimmte und Verfügungsverbote aussprach, 
trifft die Maßgabe des Einigungsvertrages Regelungen 
über die Verwendung jenes treuhänderisch verwalteten 
Vermögens. Dabei sind folgende Möglichkeiten vor- 
gesehen: 

- Das Vermögen ist an die früher Berechtigten oder 
deren Rechtsnachfolger zurückzuführen. 

- Nur soweit Vermögen nachweislich nach materiell- 
rechtsstaatlichen Grundsätzen im Sinne des Grund- 
gesetzes erworben worden ist, wird es den Parteien 
und sonstigen Institutionen wieder zur Verfügung 
gesfellt. 

- Soweit diese Fälle nicht vorliegen, ist das Vermö- 
gen zugunsten gemeinnütziger Zwecke, insbeson- 
dere der wirtschaftlichen Umstrukturierung, in dem 
Beitrittsgebiet zu verwenden (Verwendungsrege- 
lung wurde später teilweise modifiziert durch Alt- 
schuldenregelungsgesetz vom 7. März 1997’^ und 
Gesetz über die Errichtung einer „Stiftung zur Auf- 
arbeitung der SED-Diktatur“ vom 5. Juni 1998^°). 

Diese Aufgaben nimmt die THA (heute BvS) im Einver- 
nehmen mit der UKPV wahr. 

B.1.1 .c. Parteivermögenskommissions- 
verordnung 

Die Bundesregierung hat aufgrund der Ermächtigung in 
den genannten Maßgaben des Einigungsvertrages die 
Verordnung über die Errichtung und das Verfahren der 
UKPV zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR (Parteivermögenskom- 
missionsverordnung - PVKV) vom 14. Juni 199Ui erlas- 
sen. Die PVKV bestimmt u. a.: 


n § 9 Abs. 2 Einigungsvertrag vom 31. August 1990 (BGB1.199011 
S. 885, 1150) in Verbindung mit Anlage II Kapitel 11 Sachgebiet A 
Abschnitt 111. 

■* Seit 1. Januar 1995 Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben - BvS. 

1« BGBl. IS. 434. 

2« BGBl. 1 S. 1226. 

21 BGBl. I S. 1243. 


- Die Rechtsaufsicht der Bundesregierung wird vom 
Bundesministerium des Innern wahrgenommen. 

- Entscheidungen der Kommission, die keinen Auf- 
schub dulden (Eilentscheidungen), können vom Vor- 
sitzenden der UKPV im Benehmen mit dem Leiter des 
Sekretariats getroffen werden. 

- Die Kommission kann ihre Befugnisse für Einzelfälle 
oder Fallgruppen auf den Leiter des Sekretariats über- 
tragen (Delegationsentscheidungen). 

- Der Leiter des Sekretariats vertritt die Kommission 
gerichtlich. 

B.l.l.d. Vermögensgesetz 

Durch das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz vom 
14. Juli 199222 wurde mit der Einfügung des § 29 Abs. 2 
in das Vermögensgesefz bestimmt: Das Bundesamt zur 
Regelung offener Vermögensfragen (seit Februar 2006 
Bundesamt für zentrale Dienste und offene Vermögens- 
fragen - BADV) entscheidet im Einvernehmen mit der 
UKPV über Anträge auf Rückübertragung von Vermö- 
genswerten, die der treuhänderischen Verwaltung nach 
§ 20b PartG-DDR unterliegen. 

B.I.2. Aufgabenbereiche der Unabhängigen 
Kommission 

B.i.2.a. Unter treuhänderische Verwaitung 
gesteiite poiitische Parteien 

Die UKPV ist als selbstverständlich davon ausgegangen, 
dass nur die Parteien unter das Regelungswerk des PartG- 
DDR und die Maßgaben des Einigungsvertrages fallen, 
die bereits vor dem im Gesetz genannten Stichtag 
7. Oktober 1989 existierten. Soweit diese Parteien eine 
Verbindung mit „Westparteien“ eingegangen sind, be- 
schränkte sich die treuhänderische Verwaltung auf das 
Vermögen der DDR-Parteien und bezog die „Westpar- 
teien“ nur insoweit in die treuhänderische Verwaltung 
ein, als sie dieses Vermögen übernommen hatten. Die 
UKPV hat die genannten „Westparteien“ deshalb in vol- 
lem Umfang für die Erfüllung der Rechenschaftspflicht 
nach § 20a PartG-DDR in Anspruch genommen. 

Folgende Parteien fallen unter das PartG-DDR: 

- Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED); 
jetzt: Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) 

- Christlich-Demokratische Union Deutschlands (CDU 
[CDU der DDR]) 

- Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD) 

- Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (LDPD) 

- National-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD) 


22 BGBl. I S. 1257. 
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B.l.2.b. Unter treuhänderische Verwaltung 

gestellte verbundene Organisationen 

Unter das PartG-DDR fallen nicht alle Organisationen, 
insbesondere nicht alle Massenorganisationen, sondern 
nur die mit den Parteien „verbundenen“. Nach Artikel 3 
der DDR- Verfassung vereinigten die Parteien und Mas- 
senorganisationen alle Kräfte des Volkes zum gemeinsa- 
men Handeln für die Entwicklung der sozialistischen Ge- 
sellschaft in der Nationalen Front der DDR. 

Die UKPV hat die Verbundenheit im Sinne des PartG- 
DDR in den Fällen bejaht, in denen die politischen Orga- 
nisationen von der SED zu wesentlichen Elementen der 
Stabilisierung ihrer politischen Macht bestimmt und ent- 
sprechend gesteuert wurden. Da der „Demokratische 
Block“ den Kem und den Führungskreis der Nationalen 
Front bildete und berechtigt war, über die Einheitsliste 
Vertreter in die Volkskammer zu entsenden, war die Ver- 
bundenheit zunächst bei den Organisationen zu bejahen, 
die dem Demokratischen Block neben den Parteien ange- 
hörten: 

- Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (FDGB) 

- Freie Deutsche Jugend (FDJ) 

- Demokratischer Frauenbund Deutschlands (DFD) 

- Kulturbund der DDR 

Die UKPV hat die Verbundenheit darüber hinaus bei fol- 
genden Organisationen aufgrund ihrer engen politischen, 
machtstabilisierenden Verbindung zur SED festgestellt: 

- Friedensrat der DDR 

- Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft 
(DSF) 

- Gesellschaft für Sport und Technik (GST) 

- Komitee der Antifaschistischen Widerstandskämpfer 
der DDR 

- Komitee für Menschenrechte 

- Liga für die Vereinten Nationen in der DDR 

- Liga für Völkerfreundschaft der DDR 

- Nationalrat der Nationalen Front der DDR 

- Solidaritätskomitee der DDR 

- URANIA - Gesellschaft zur Verbreitung wissen- 
schaftlicher Kenntnisse 

- Verband der Freidenker der DDR 

- Verband der Journalisten 

- Vereinigung der gegenseitigen Bauemhilfe (VdgB) 

- Zentraler Ausschuss für Jugendweihe in der DDR 
(ZAJ) 


B.ll. Personelle Zusammensetzung der 
Unabhängigen Kommission 


Bei Abfassung dieses Berichts setzte sich die UKPV wie 
folgt zusammen: 


Vorsitzender: 

Zeitraum der Mitgliedschaft 

Dr. von Hammerstein, 
Christian 

seit 8. Juli 1998 

Stellvertretender 

Vorsitzender: 

Zeitraum der Mitgliedschaft 

Reinicke, Georg 

seit 8. Juni 1990 Vorsitzender 
der Kommission: 

8. Juni 1990 - 18. März 1991 

Mitglieder: 

Zeitraum der Mitgliedschaft 

Anys, Lothar 

seit Juni 1990 

Börnsen, Ame 

seit 28. November 1990 

Eppelmaim, Rainer 

seit 29. März 2004 

Erdmann, Barbara 

seit Juli 1990 

Fellner, Hermann 

seit 28. November 1990 

Krämer, Reinhard 

seit 28. November 1990 

Krziskewitz, Reiner 

seit Juni 1990 

Dr. Laubach, Birgit 

seit 8. Juli 1998 

Lüder, Wolfgang 

seit 19. März 1991 

Dr. Manhenke, Volker 

seit Juni 1990 

Prof Dr. Rottmann, 
Joachim 

seit 28. November 1990 

Dr. Schönfeldt, 
Hans-Andreas 

seit Juni 1990 

Zerth, Gerhard 

seit 28. November 1990 

Zschomack, Georg 

seit Juni 1990 

Frühere Mitglieder: 

Zeitraum der Mitgliedschaft 

Prof Dr. Papier, 

Hans- Jürgen 

19. März 1991 bis 

27. Februar 1998 

Vorsitzender der Kommission 

Dr. Kühl, Jörn 

September 1990 bis 

Februar 1996 

Knödel, Joachim 

Juni 1990 bis August 1990 

Kunz, Günter 

August 1990 bis 

Dezember 1990 
stv. Vorsitzender: 

15. August 1990 bis 

31. Dezember 1990 

Lehment, Conrad- 
Michael 

Juni 1990 bis November 1990 

Dr. Neuling, Christian 

28. November 1990 bis 

Oktober 2003 

Platzeck, Matthias 

Juni 1990 bis September 1990 
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B.lll. Sekretariat 

Die UKPV als Kollegialorgan von maximal 16 Mitglie- 
dern war von Anfang an nicht in der Lage, die alltägliche 
Arbeit - insbesondere die arbeitsintensiven Vermögenser- 
mittlungen - selbst durchzuführen. Nach Herstellung der 
deutschen Einheit wurde die UKPV deshalb durch ein 
Ende 1990 in Berlin eingerichtetes ständiges Sekretariat 
unterstützt. Dieses Sekretariat ist organisatorisch Be- 
standteil des Bundesministeriums des Innern. Einzelhei- 
ten in der Zusammenarbeit zwischen Kommission und 
Sekretariat werden in der Parteivermögenskommissions- 
verordnung geregelt. Danach kann und hat beispielsweise 
die Kommission ihre Befugnisse für Einzelfälle oder Fall- 
gruppen auf den Leiter des Sekretariats übertragen (Dele- 
gationsentscheidungen). Ferner vertritt der Leiter des Se- 
kretariats die Kommission gerichtlich. 

Die Hauptaufgabe des Sekretariats besteht in der Vorbe- 
reitung von Entscheidungen der Kommission. Das Sekre- 
tariat bereitet die Sitzungen der UKPV durch Vorlage ent- 
sprechender Beratungsunterlagen vor. 

Das Sekretariat nimmt auch für die Kommission die not- 
wendige Zusammenarbeit mit der THA/BvS und den üb- 
rigen beteiligten Stellen wahr. 

Der Personalbestand des Sekretariats variierte entspre- 
chend den Aufgaben: Im Jahre 1992 waren 85 Mitarbeiter 
tätig, im Zeitpunkt der Berichtsabfassung sind es noch 8. 

Das Sekretariat verfügte stets über einen Haushaltstitel 
für die Bezahlung von Honoraren von Sachverständigen. 
Dies hat den teilweise ganz erheblichen Einsatz von Wirt- 
schaftsprüfungsuntemehmen bei den Vermögensermitt- 
lungen ermöglicht und so zu einem schnelleren Abschluss 
der Untersuchungen beigetragen. 

Leiter des Sekretariats waren: 

- Herr MinDirig Dr. von Hammerstein (Ende 1990 bis 

1998) 

- Herr MR Leonhard (1998 bis 2003) 

- Herr MinDirig Dr. Milleker (seit 2003) 

B.IV. Bisherige Berichte der UKPV an den 
Deutschen Bundestag 

Die Unabhängige Kommission hat bereits einen sehr de- 
taillierten Bericht über ihre Tätigkeit und insbesondere 
zum SED-Vermögen erstattet (Bundestagsdrucksache 
13/11353 vom 24. August 1998). 

Sie hat ferner zum Vermögen 

- der Parteien CDU der DDR, DBD, LDPD, NDPD 
(Bundestagsdrucksache 13/5376 vom 1. August 1996) 
und 

- der Massenorganisationen der DDR, wie FDGB, Kul- 
turbund der DDR, Gesellschaft für Sport und Technik 
(GST), Vereinigung der gegenseitigen Bauemhilfe 
(VdgB), Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft und weiterer kleinerer politischen Orga- 


nisationen (alle Bundestagsdrucksache 13/11353) so- 
wie 

- der FDJ (Bundestagsdrucksache 13/5377 vom 1. Au- 
gust 1996) 

berichtet. 

Ein Nachtragsbericht wurde 2003 erstattet (Bundestags- 
drucksache 15/1777 vom 9. Oktober 2003). 

C. Komplex Vermögensüberprüfung 

Die UKPV hat die Vermögensverhältnisse aller vom Par- 
teiengesetz der DDR betroffenen Institutionen ermittelt. 

Die Vermögen wurden im Zusammenwirken mit der 
THA/BvS nach den gesetzlichen Vorgaben geordnet. Der 
Wert des Partei- und Organisationsvermögens beläuft 
sich im Ergebnis auf einen Betrag in Höhe von knapp 
über 1,6 Mrd. Euro. Nahezu drei Viertel davon stammen 
aus Vermögenswerten, die die SED/PDS gehalten hat. 

Die Herkunft der Vermögensanteile ergibt sich aus fol- 
gender Darstellung:23 


Vermögen der Parteien und Massenorganisationen der DDR 

per 31.12.2005 

Gesamtwert: 1.604,5 Mio. € 



SED/PDS 
^1.169,7 Mio. € 

Anteil: 72,9 % 




Verkehrswerte u. 

direkte Einnahmen 
(FEDI) u. sonstige 


— — n 1 LDPD/NDPD 

Einzelvergaben 

(SED/PDS) 

37,4 Mio. € 

Anteil: 2,3 % 

Massen- 
organisationen 
368,5 Mio. € 
Anteii: 23,0 % 

20,9 Mio. € 

Anteil: 1,3% 

CDU der DDR / 

DBD 

8,0 Mio. € 

Anteii: 0,5 % 


C.l. Inlandsvermögen 

C.1.1. Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands (SED) 

Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED) 
entstand im April 1 946 durch den Zusammenschluss von 
SPD und KPD für das Gebief der Sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands. Es war im Wesentlichen ein Zu- 
sammenschluss „von oben“, vor allem auf Druck der Be- 
satzungsmacht und auch der KPD. Eine Urabstimmung 
der SPD-Mitglieder in den drei Westsektoren Berlins er- 
gab eine Mehrheit von 82 Prozent gegen diesen Zusam- 
menschluss. 

Mit dem Zusammenschluss war verbunden, dass das Ver- 
mögen beider Parteien auf die SED überging. Zu dieser 
Zeit bestand das Vermögen hauptsächlich aus Verlagen 


23 Detaillierte Aufschlüsselung siehe unter Abschnitt D.I. Bilanz des si- 
chergestellten Vermögens. 
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und Druckereien als Grundlage eines Informationsmono- 
pols und einer Meinungsführerschaft. 

ln der Folge entstand das sehr umfangreiche Vermögen 
der SED zunächst aus Zuordnungen von Beschlagnahmen 
durch die sowjetische Besatzungsmacht. Die Behörden 
der bis 1952 noch bestehenden Länder übertrugen der 
SED aus Enteignungen sowohl Immobilien wie auch Be- 
triebe. Später kamen durch Grundstückstauschverträge 
oder Zwangsverkäufe weitere Vermögenswerte dieser Art 
in das Eigentum der SED. Das Geldvermögen entstand 
aus steuerfreien Gewinnen der Parteibetriebe, aus staatli- 
chen Zuweisungen und auch aus Mitgliedsbeiträgen. 

Die SED entwickelte sich rasch zur Staatspartei und zur 
„führenden Kraft“ mit dem Anspruch, eine fortgeschrit- 
tene Gesellschaftsordnung zu schaffen. 

Über die Entwicklung und das Selbstverständnis der SED 
enthält der Bericht der UKPV vom 24. August 1998 wei- 
tere Einzelheiten. 24 

Da Anspruch und Wirklichkeit nicht in Einklang zu brin- 
gen waren, entwickelten sich Gegensätze und Widersprü- 
che. Im täglichen Leben kam kaum jemand an der SED 
vorbei, auch für viele mittlere Berufslaufbahnen war eine 
SED-Zugehörigkeit nicht zu umgehen. Bestimmte Berufe 
waren ohne diese Zugehörigkeit verschlossen. So ist zu 
erklären, dass die Partei zuletzt zwar mehr als 2,3 Millio- 
nen Mitglieder hatte, am 1. Juni 1990 (bereits PDS) aber 
nur noch 350 491 Mitglieder. 

Die zur höchsten Ebene der SED -Funktionäre gehören- 
den Träger der Macht erhielten als „führende Repräsen- 
tanten“ eine Fülle von Privilegien. Den Mitgliedern des 
Politbüros standen eigene Ferienobjekte zur Verfügung, 
daneben noch Objekte zur individuellen Nutzung, insbe- 
sondere Jagdreviere. Beispielhaft wird hier verwiesen auf 
den Abschnitt „Gut Liebenberg“ im UKPV-Bericht von 
1998.25 

Das Eigentum der SED und der Parteiapparat, in dem 
etwa 44 000 hauptamtliche Mitarbeiter tätig waren, wa- 
ren wesentliche Grundlagen für eine faktische Alleinherr- 
schaft der SED in der DDR. 

Aufgrund ihrer über mehrere Jahrzehnte ausgeübten 
Herrschaft über den Staat und seine Institutionen fiel der 
SED der Abschied von dieser Machtposition schwer. Dies 
wirkte sich auch auf das Verhältnis zu den nach der 
Wende in der DDR neu geschaffenen Institutionen aus. 
So war die gesetzlich geforderte Mitwirkung und Zusam- 
menarbeit der Partei mit der UKPV von Anfang an zöger- 
lich und taktisch bestimmt. Die SED/PDS verfolgte eine 
Strategie der Vermögensverschleierung. Der UKPV ge- 
lang es allerdings durch konsequente und beharrliche 
Ermittlungen - auch unter Inanspruchnahme ihrer beson- 
deren Durchsuchungsbefugnisse - die Vermögensverhält- 
nisse der Partei aufzuklären. 


24 Siehe Bundestagsdracksache 13/11353 v. 24. August 1998, S. 86 ff. 
24 Siehe Bundestagsdracksache 13/11353 v. 24. August 1998, S. 247 ff 


C.l.l.a. Geldvermögen der SED/PDS 

Zum 31. Dezember 1989 verfügte die SED/PDS nach ei- 
genen Angaben in Erfüllung der von der Volkskammer 
beschlossenen Berichtspflicht mindestens über folgende 
Bargeld-Bestände: 

Finanzielle Mittel 2,816 Mrd. Mark der DDR26 

Sonderfonds 3,242 Mrd. Mark der DDR 

Sonderfonds Valutamark 75,3 Mio. DM 

6,133 Mrd. M/DM27 

Tatsächlich befanden sich im Valuta-Sonderfonds per 
31. Dezember 1989 jedoch 89,393 Mio. DM, da die Par- 
tei nicht über die im Ausland unterhaltenen Konten be- 
richtet hatte. So verfügte die SED über Geldbestände auf 
Schweizer Bankkonten, die zum 1. Januar 1989 in Höhe 
von 11,502 Mio. DM vorhanden waren. 

Bis 1989 waren die Ausgaben der Partei für hauptamt- 
liche Mitarbeiter stets höher als die Einnahmen aus 
Mitgliedsbeiträgen. Für das Jahr 1989 standen den Perso- 
nalaufwendungen von 737 Mio. M/DDR z. B. Mitglieds- 
beiträge von 710,5 Mio. M/DDR gegenüber. Die wesent- 
lichen Einnahmeposten waren (steuerfreie) Gewinne aus 
Parteibetrieben in Höhe von 754 Mio. M/DDR und Zins- 
einnahmen in Höhe von 29 Mio. M/DDR. 

Zur Verwendung des Geldvermögens für die Zeit ab 1990 
enthält der Bericht der UKPV Angaben im Einzelnen.2* 

Zu den Geldabfiüssen gehörte auch die so genannte Put- 
nik-Transaktion, mit der die PDS im Herbst 1990 ver- 
suchte, mit Hilfe fingierter Belege 107 Mio. DM von ih- 
ren Konten abzuziehen, um sie dann vor allem in 
Norwegen in Form schwarzer Kassen anzulegen.29 

Nachträglich bleibt festzustellen, dass es offensichtlich 
ein Mangel war, dass die Volkskammer seinerzeit für Ver- 
sfüße gegen das Änderungsgesetz zum PartG-DDR keine 
Strafbewehrung vorgenommen hat. 

Der Ende 1989 vorhandene Bestand von rd. 6,13 Mrd. 
M/DDR wurde im 1. Halbjahr 1990 durch gezielte Aus- 
gaben erheblich verringert. Kurz vor den Wahlen zur 
Volkskammer im März 1990 überführte die PDS 
3,041 Mrd. M/DDR in den Staatshaushalt. Als Spenden 
und Stiftungen waren rd. 453 Mio. M/DDR vorgesehen. 
Rund 366 Mio. M/DDR flössen als Darlehen in die Grün- 
dung von Firmen, deren Gesellschafter sich jedoch als 
Treuhänder zu verpflichten hatten, so dass die Partei wirt- 
schaftlicher Eigentümer blieb. 

Bei der Währungsunion am 1. Juli 1990 wurden die Gel- 
der der PDS im Verhältnis 2 zu 1 umgestellt. 


24 Nachfolgend M/DDR. 

22 Die unterschiedlichen Währungseinheiten ergeben sich aus dem da- 
mals in der DDR gültigen Währangsverrechnungssystem. Danach 
entsprach 1 M/DDR = 1 DM. 

2* Siehe Bundestagsdracksache 13/11353 v. 24. August 1998, S. 75 f. 

24 Vergleiche Bundestagsdracksache 13/11353 v. 24. August 1998, 
S. 108 ff 
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Aus dem Vermögen der Partei konnten einschließlich letztlich die SED für eine von ihr gewünschte Zusammen- 

Zinsen bis 31. Dezember 2005 rund 1 169,7 Mio. Euro Setzung der Volkskammer sorgte. 


für das treuhänderisch verwaltete Vermögen gesichert 
werden. Dieser Betrag setzt sich überwiegend zusammen 
aus eingezogenem Vermögen, Verwertungen, Veräuße- 
rungen sowie aus Darlehensrückzahlungen. 

Nach der Wende verringerten sich die Einnahmen der 
SED/PDS schlagartig und in ihrer Höhe dramatisch. Be- 
trugen für das Jahr 1988 die Einnahmen aus Mifgliedsbei- 
trägen noch 726 Mio. M/DDR, so waren es im Jahre 1991 
nur noch rund 14,6 Mio. DM. 

Als materiell-rechtssfaatlich erworben im Sinne des 
Grundgesefzes entsprechend der Maßgaberegelung des 
Einigungsvertrages hat die UKPV vorwiegend diejenigen 
Einnahmen der Parteien angesehen, die aus Mitgliedsbei- 
trägen und Spenden stammen. Jedoch hatte die PDS zu 
keiner Zeit eine Trennung ihres am 7. Oktober 1989 vor- 
handen gewesenen Geldvermögens von den Mitgliedsbei- 
trägen und Spenden nach diesem Stichtag vorgenommen. 
Der auf Mitgliedsbeiträge und Spenden entfallende Anteil 
des Geldvermögens konnte daher nicht festgestellt wer- 
den. Dies kann jedoch auch dahin gestellt bleiben, da die 
entsprechenden Mittel in jedem Fall aufgebraucht wur- 
den. Die mit „Altvermögen“ getätigten Ausgaben über- 
schritten die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen und 
Spenden stets bei weitem, weshalb die PDS zu keinem 
Zeitpunkt über Guthaben aus materiell-rechtsstaatlich er- 
worbenen Vermögen verfügte. Die THA veranlasste da- 
rum zum 31. August 1991 eine Übertragung aller Gelder 
der PDS auf ihre eigenen Konten, so dass die Partei ab 
1. September 1991 ausschließlich mit Neuvermögen ar- 
beiten musste. Mit dieser Kontentrennung wurden die ge- 
samten damaligen Geldmittel der PDS in Höhe von 
205,7 Mio. DM an die THA abgeführt. 

Die Kontentrennung führte auch dazu, dass die PDS nach 
dem 1. September 1991 die bis dahin erforderlichen 
Genehmigungen für Vermögensänderungen gemäß 
§ 20b Abs. 1 PartG-DDR nicht mehr einholen musste. 
Damit bedeutete diese Vermögenstrennung, dass die PDS 
ab dem genannten Datum finanziell eigenständig tätig 
sein konnte. 

C.l.l.b. Finanzierung der Biockparteien 
durch die SED 

Die anderen Parteien in der DDR waren in jeder Hinsicht, 
insbesondere finanziell, von der SED abhängig: 

Im „Block der antifaschistisch-demokratischen Parteien“, 
der auf sowjetische Weisung bereits im Juli 1945 gegrün- 
det wurde, dominierte die KPD (später die SED) die an- 
deren Mitglieder des Blocks: SPD, CDU und EDP Im 
Jahr 1948 wurde der Block um die neu gegründeten Par- 
teien NDPD und DBD erweitert und sodann im Herbst 
1949 in die „Nationale Front des demokratischen 
Deutschland“, deren Mitglieder den Führungsanspruch 
der SED zu akzeptieren hatten, integriert. Über die „Na- 
tionale Front“ wurden später die Volkskammerwahlen in 
der DDR organisiert, bei denen in „gemeinsamen Listen“ 


Ein Vergleich der jeweils zur Verfügung sfehenden Geld- 
mitfel zwischen SED/PDS und den Blockparteien zeigt 
eklatante Unterschiede. Er illustriert zugleich die heraus- 
gehobene Stellung der Partei, deren „führende Rolle“ bis 
Dezember 1989 in Artikel 1 der DDR- Verfassung defi- 
niert war. 

Die Eröffnungsbilanz 1990 der SED/PDS vom 17. Januar 
1990 enthält in den Passiva ein „Reservekonto Blockpar- 
teien“ über den Betrag von 37,2 Mio. M/DDR, der im 
Geldbestand der Partei in Höhe von rd. 6,13 Mrd. M/DDR 
nicht berücksichtigt ist. Dieses Reservekonto wurde im 
Februar 1990 aufgelöst und der Betrag an das Ministe- 
rium der Finanzen der DDR überwiesen. Dem ging über 
Jahrzehnte die Praxis voraus, dass die Finanzierung der 
Blockparteien über das ZK der SED erfolgte. Der Leiter 
der Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetriebe beim 
ZK der SED beschrieb diesen Vorgang im Dezember 
1989 wie folgt: 

„Die Mittel sind zweckbestimmt ... als Zuschuss fiir die 
Parteien des demokratischen Blocks. Im Sinne der Block- 
politik und der Koordinierung des Finanzwesens dieser 
Parteien fließen diese Gelder bisher über das ZK der 
SED ... Dieser Zuschuss dient zur Erfüllung ihrer politi- 
schen Aufgaben, da sie sich selber nicht aus Eigenmitteln 
finanzieren können. “ 

Aus der Ergebnisrechnung der SED/PDS für das Jahr 
1989 sind folgende „Zuweisungen Blockparteien“ er- 
sichtlich: 

CDU 3 1,2 Mio. M/DDR 

DBD 30,6 Mio. M/DDR 

LDPD 18,1 Mio. M/DDR 

NDPD 27,1 Mio. M/DDR 

Konto Altersversorgung Blockparteien 0,03 Mio. M/DDR 

106,9 Mio. M/DDR 

Den Zuweisungen ging voraus, dass die Blockparteien ih- 
ren Jahresfinanzbedarf errechneten und die Pläne dem ZK 
der SED vorlegten. Es war dann die SED, die diese An- 
sätze mit dem Ministerium der Finanzen abstimmte und 
selbst die Gelder vom Ministerium erhielt. Die SED 
zahlte die Zuweisungen in der Regel alle zwei Monate in 
Raten an die Blockparteien aus. Bis April 1982 wurden 
die Zahlungen bar geleistet, danach wurden die Raten 
überwiesen. Allerdings waren die Überweisungsträger 
anonymisiert, um die Herkunft des Geldes zu verschlei- 
ern. 

Im Jahre 1989 leistete die SED/PDS ausweislich ihrer 
Einnahmen- und Ausgabenrechnung Zahlungen in Höhe 
von 1,582 Mrd. M/DDR, das ist fast das 15fache dessen, 
was die Blockparteien im Jahre 1989 insgesamt erhielten. 
Auch diese Relation illustriert die überragende Stellung 
der SED in der DDR und die vergleichsweise geringe Be- 
deutung der Blockparteien. 



Drucksache 16/2466 


-16- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


C.l.l.c. Firmen der SED/PDS 

Im Jahre 1989 verfugte die SED über ein Netz zahlreicher 
Firmen in verschiedenen Branchen. Begonnen hatte diese 
Entwicklung im Herbst 1945 mit Zuweisungen beschlag- 
nahmter Druckbetriebe an die KPD durch die Sowjetische 
Militäradministration in Deutschland (SMAD). Die Über- 
nahme dieser Diuckkapazitäten war verbunden mit der 
Gründung der Zentrag, Zentrale Druckerei- Einkaufs- 
und Revisions GmbH im Oktober 1945. Die Zentrag war 
damals bereits eine finanziell selbstständige Abteilung 
des ZK der KPD. Nach dem Zusammenschluss von KPD 
und SPD zur SED im April 1946 übernahm die Zentrag 
GmbH die von der SPD wieder gegründete Konzentration 
AG, die für die SPD die Herausgabe und den Druck von 
Zeitungen besorgt hatte. 

Die Zentrag entwickelte sich in der folgenden Zeit zur 
„Vereinigung Organisationseigener Betriebe Zentrag“, 
die in der DDR auf dem Gebiet der Zeitungsverlage und 
der Großdruckereien eine Monopolstellung hatte. Im Be- 
reich der VOB Zentrag^o arbeiteten vor der Wende etwa 
35 000 Beschäftigte. 

Die Zentrag war auch an der Gründung anderer Gesell- 
schaften beteiligt. Dazu gehörten z. B. die DEFA-Film- 
gesellschaft, verschiedene Buchverlage und auch 
Außenhandelsunternehmen, wie die Deutsche Warenver- 
triebsgesellschaft mbH und die Novum GmbH. 

Firmen im Eigentum der SED waren vor der Wende u. a. 
auch die GENEX Geschenkdienst GmbH, der Intertext- 
Fremdsprachendienst der DDR und die DEWAG Kombi- 
nat für Werbung.^' 

Zu ihren Firmen im westlichen Ausland hat die Partei 
freiwillig keine Auskünfte gegeben. Die wesentlichen 
Einzelheiten zur Schweizer ORVAG AG und deren Betei- 
ligungen hat das Sekretariat der UKPV selbst ermittelt. 
Zu den tatsächlichen Eigentumsverhältnissen der vom 
Bereich Kommerzielle Koordinierung (KoKo) verwalte- 
ten „Parteifirmen“ konnte trotz umfangreicher Ermittlun- 
gen kein eindeutiges Ergebnis erarbeitet werden. Die Un- 
abhängige Kommission war deshalb nach Verhandlungen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen und der Treu- 
handanstalt damit einverstanden, dass im Wege eines 
Kompromisses aus dem Erlös dieser Parteifirmen 
149 Mio. DM in den Nachtragshaushalt des Bundes für 
1993 eingesfellt und für soziale Dienste und Jugendhilfe 
in den neuen Ländern verwandt wurden. Ende 1994 
wurde in den Notariatsakten des Prof Dr. Kaul eine Treu- 
handerklärung aus dem Jahre 1969 gefunden, in der 
Alexander Schalck-Golodkowski zugunsten der SED das 
Eigentum an der Schweizer REXIM AG bestätigte, zu de- 
ren Beteiligungen u. a. die Chemoplast GmbH gehörte. 
Aufgrund der getroffenen Vereinbarung zur Erlösverwen- 
dung der Parteifirmen erübrigten sich nachträgliche 


Ausführliche Darstellung zum Bereich der VOB Zentrag siehe Bun- 
destagsdrucksache 13/11353 V. 24. August 1998, S. 152 bis 177. 
Ausführlich zu den Unternehmen siehe Bundestagsdrucksache 
13/11353 V. 24. August 1998, S. 179 bis 196. 


Forderungen an das Finanzvermögen aus diesem nun- 
mehr geklärten Eigentumsverhältnis. 

Nach der Wende gehörte die Gründung von Unternehmen 
zu den Maßnahmen zur Sicherung des Parteivermögens. 
Die Gründungen hatten auch das Ziel, für Funktionäre 
und Kader der Partei Arbeitsplätze zu sichern. Überwie- 
gend wurden ab Anfang 1990 in der Rechtsform der 
GmbH neue Firmen gegründet, vereinzelt wurden beste- 
hende Einrichtungen als GmbH umgegründet. 

Das Sekretariat der UKPV stellte ab Ende 1990 mehr als 
160 Firmen als mit der SED/PDS verbundene juristische 
Personen fest, deren treuhänderische Verwaltung danach 
von der THA übernommen wurde. Die Partei hatte diese 
Gesellschaften mit Darlehen ausgestattet, die sich insge- 
samt auf rund 240 Mio. DM beliefen. Besonders bedeut- 
sam war, dass die Gründungsgesellschafter für ihre 
Stammkapitaleinlagen ebenfalls Darlehen erhielten und 
darüber zugunsten der PDS notarielle Treuhanderklärun- 
gen abzugeben hatten. Im Ergebnis bedeuteten diese Er- 
klärungen, dass die PDS wirtschaftlicher Eigentümer der 
Gesellschaften war. Als Treugeber stand der Partei gegen- 
über den Gesellschaftern ein unbeschränktes Weisungs- 
recht zu, während der Treuhänder sich zu absoluter Ver- 
schwiegenheit zu verpflichten hatte, ln verschiedenen 
Fällen gelang der Nachweis der Treuhänderstellung von 
Gesellschaftern nur im Wege der Durchsuchung von No- 
tariatskanzleien. 

Die PDS ist ihrer von der Volkskammer beschlossenen 
Berichtspfiicht zu den Firmen in ihrem Eigentum nicht 
nachgekommen. Diese Beurteilung deckt sich mit den 
Feststellungen des 2. Untersuchungsausschusses der 
13. Wahlperiode des Deutschen Bundestages, der seine 
Aufklärungsarbeit „ ... durch die geschlossene Aussage- 
verweigerung der im Jahre 1990 - und größtenteils auch 
heute noch - Verantwortlichen der PDS in geradezu kon- 
spirativer Art und Weise behindert“^^ sah. 

Die von der THA erlassenen Verwaltungsakte zur Über- 
nahme der treuhänderischen Verwaltung sind annähernd 
vollständig verwaltungsgerichtlich überprüft worden und 
haben sämtlich dieser Prüfung standgehalten. Zur Wie- 
derherstellung der aufschiebenden Wirkung eines Ver- 
waltungsakts ist es in keinem Fall gekommen. 

Ein Teil der unter treuhänderischer Verwaltung stehenden 
Unternehmen wurde veräußert, auch im Wege des Ma- 
nagement buy out. Ein anderer Teil musste liquidiert wer- 
den oder ging in die Gesamtvollstreckung.^^ 

C.l.l.d. Grundstücke der SED/PDS 

Bei Beginn der Ausübung der treuhänderischen Verwal- 
tung verfügte die Partei über 1 896 Grundstücke auf dem 
Gebiet der DDR (Stand: 31. Dezember 2005). Davon 
standen 638 Grundstücke im Eigentum, für 294 Objekte 


32 Bundestagsdrucksache 13/10900 v. 28. Mai 1998, S. 359. 

33 Weiterfuhrend zum Schicksal der einzelnen Parteifirmen siehe 
Anlage 2 der Bimdestagsdracksache 13/11353 v. 24. August 1998, 
S. 349 bis 372. 
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bestand ein Gebäudeeigentum und 900 volkseigene 
Grundstücke standen der Partei als Rechtsträger zur Ver- 
fügung. Für weitere 64 Grundstücke bestanden lediglich 
Nutzungsrechte. 

Davon hielt die VOB Zentrag 771 und der OEB Funda- 
ment 919 Grundstücke. Die übrigen entfielen auf die Par- 
tei selbst oder sonstige Gesellschaften der SED/PDS. Ge- 
nutzt wurden die Objekte im Wesentlichen als Leitungen 
in den Bezirken und Kreisen, als Parteischulen, als Erho- 
lungseinrichtungen und als Gästehäuser sowie als Be- 
triebsgrundstücke vor allem bei der Zentrag. 

Das Institut der Rechtsträgerschafl erlosch mit der Wie- 
derherstellung der deutschen Einheit. Die betroffenen 
Grundstücke fielen in das Eigentum des Bundes und wur- 
den zugunsten des Finanzvermögens verwertet. 

Für die Verwaltung der Grundstücke hatte die Partei im 
Jahre 1946 die Fundament GmbH gegründet, die später 
als organisationseigener Betrieb geführt wurde. Nach der 
Wende wurden aus dem OEB Fundament ein Baubetrieb 
sowie sechs Verwaltungsgesellschaften, jeweils in der 
Rechtsform der GmbH, gegründet, die als mit der PDS 
verbundene juristische Personen unter treuhänderische 
Verwaltung gestellt wurden. 

Aus der Verwertung der Grundstücke des Parteivermö- 
gens erzielte die BvS bis 31. Dezember 2005 einen Erlös 
in Höhe von 194,6 Mio. Euro. 

C.I.I.e. Vergleich mit der PDS 

Der Einigungsvertrag regelte im Jahre 1990 nicht nur die 
Fortgeltung der §§ 20a und 20b PartG-DDR, sondern ent- 
schied auch über die Verwendung der Vermögenswerte 
der Parteien und Massenorganisationen. Danach sollten 
diese Institutionen nur das Vermögen zurückerhalten, das 
von ihnen nachweislich nach materiell-rechtsstaatlichen 
Grundsätzen im Sinne des Grundgesetzes erworben wor- 
den war. 

Wie dieser Bericht darlegt, hatte die PDS mit Abstand das 
umfangreichste Vermögen der vom PartG-DDR betroffe- 
nen Organisationen. Diese Vermögenswerte sind von der 
Partei in unterschiedlichen Erwerbsvorgängen in der Be- 
satzungszeit und in vier Jahrzehnten DDR angesammelt 
worden. Naturgemäß bestand zwischen der UKPV und 
der THA auf der einen Seite und der PDS andererseits 
kein Konsens über die Kriterien eines materiell-rechts- 
staatlichen Erwerbs. Das führte dazu, dass die Verwal- 
tungsakte der THA fast ausnahmslos von der PDS ver- 
waltungsgerichtlich angegriffen wurden. Es stellte sich 
rasch heraus, dass die rechtlichen Positionen von UKPV 
und THA von den Verwaltungsgerichten grundsätzlich 
bestätigt wurden. Doch war der Rechtsweg durch die In- 
stanzen zunächst nicht ausgeschöpft und das weitere 
Schicksal, insbesondere von Grundstücken, immer noch 
unklar. Dazu kam, dass auch das aus Verwertungen stam- 


Weiterführend zur Struktur und Entwicklung dieser Gesellschaften 
siehe Bundestagsdrucksache 13/11353 v. 24. August 1998, S. 224 bis 
263. 


mende Geldvermögen wegen bestehender Vorbehalte den 
neuen Ländern nicht zur Verfügung gestellt werden 
konnte. 

Sehr früh kam es deshalb zu Vorschlägen über einen mög- 
lichen Vergleich, die aber erst im Jahre 1994 zu einer An- 
näherung führten. Ein wesentliches Problem war eine Er- 
stattung von Altvermögen durch die PDS, das von dieser 
besonders im Jahre 1990 zu Unrecht verbraucht worden 
war. Im Ergebnis wurde auf die Rückforderung 
verzichtet. Die PDS nahm alle Klagen und Restitutions- 
anträge zurück und verzichtete unwiderruflich auf ihr ge- 
samtes Altvermögen. Auf dieser Grundlage wurde am 
18. Juli 1995 von allen Beteiligten vor dem Oberverwal- 
tungsgericht Berlin, unbeschadet unterschiedlicher 
Rechtsauffassungen, der Vergleich geschlossen.^^ Die 
PDS ihrerseits erhielt vier Grundstücke zurück, von de- 
nen zwei in der Zeit vor 1933 im Eigentum der KPD stan- 
den. Ferner wurden der PDS verschiedene Kunstwerke 
wieder zur Verfügung gestellt sowie einige Wertgegen- 
stände, die aus Schenkungen oder Erbschaften stammten. 

Der Vergleichsvertrag enthält Sanktionsregelungen für 
den Fall, dass verschwiegenes Altvermögen bekannt 
wird. Die PDS hat die Verpflichtung übernommen, bei 
der Ermittlung ihres Altvermögens umfassend mitzuwir- 
ken. 

Zur Verhängung von Sanktionen ist es bisher nicht ge- 
kommen. ln wenigen Einzelfällen hat die PDS ihr zuge- 
gangene Informationen über Gegenstände ihres Altver- 
mögens an die BvS weitergeleitet. 

C.1.2. Blockparteien 

Bis 1989 waren in der DDR die Parteien Christlich De- 
mokratische Union der DDR (CDU der DDR), Demokra- 
tische Bauernpartei Deutschlands (DBD), Liberal-Demo- 
kratische Partei Deutschlands (LDPD) und National- 
Demokratische Partei Deutschlands (NDPD) mit der SED 
im Demokratischen Block zusammengeschlossen. Die 
Blockparteien bildeten den Kern der Nationalen Front, 
dem von der SED kontrollierten Dachverband aller Par- 
teien und gesellschaftlichen Organisationen der DDR. 
Die Nationale Front verstand sich als „Sozialistische 
Volksbewegung“ unter der Führung der SED. So hatten 
sich schon bis Ende der 40er Jahre die Blockparteien 
ideologisch der SED untergeordnet. Als Blockparteien 
waren sie in Regierung und Volkskammer der DDR ver- 
treten, jedoch hatten sie keinen politischen Einfluss. Die 
SED beabsichtigte damit, den Schein einer Mehrparteien- 
Demokratie zu wahren. 

Die politische Abhängigkeit der Blockparteien von der 
SED wurde auch dadurch unterstrichen, dass die Block- 
parteien zur Bestreitung ihres Aufwands Staatszuweisun- 
gen bei der SED beantragen mussten und von ihr ausbe- 
zahlt erhielten. Daraus entstand eine auch finanzielle 
Abhängigkeit der Blockparteien von der SED. 


Weiterführend siehe Bundestagsdrucksache 13/11353 v. 24. August 
1998, S. 322 bis 327. 
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1990 fusionierte die DBD mit der CDU der DDR und an- 
schließend letztere mit der CDU der Bundesrepublik 
Deutschland. Der Zusammenschluss der LDPD und 
NDPD mit der FDP misslang aus formalen Gründen. 

Grundvermögen sowie gewerbliche Unternehmen der 
Blockparteien sind im Wesentlichen von der THA/BvS 
treuhänderisch verwaltet und zugunsten gemeinnütziger 
Zwecke in den neuen Bundesländern verwertet worden. 

Anders verhält es sich dagegen mit den Geldmitteln der 
Blockparteien, die hauptsächlich auf die West-Parteien 
CDU Deutschlands und FDP in ihrer Eigenschaft als 
Rechtsnachfolger der entsprechenden Parteien überge- 
gangen sind. 

Die Geldmittel von CDU der DDR und DBD hat die 
CDU Deutschlands im Rahmen ihres Zusammenschlus- 
ses mit den beiden Blockparteien übernommen. Sie hat 
diese Mittel in einem Sonderfonds verwaltet, über dessen 
Abwicklung sie dem Deutschen Bundestag berichtet hat. 
Das zitierte Barvermögen wurde für die Abdeckung von 
Abwicklungsverbindlichkeiten der CDU der DDR sowie 
für die Modernisierung der Geschäftsaussfattung der 
übernommenen Geschäftsstellen der CDU Deutschlands 
in den neuen Bundesländern verwendet. 

Über die nach einem Vergleich mit der THA übernomme- 
nen Geldmittel von LDPD und NDPD erlangte die FDP 
die Verfügungsbefugnis. 

C.l.2.a. Christlich-Demokratische Union der 
DDR (CDU der DDR) 

Rolle in der DDR 

Die CDU der späteren DDR wurde 1945 auf überkonfes- 
sioneller Grundlage gegründet. Sie fand ihre Anhänger 
vornehmlich in den Reihen der Bauern, Handwerker und 
kleinen Gewerbetreibenden. Auch viele engagierte Chris- 
ten gehörten ihr an. 

Die CDU der DDR geriet schon Ende der 40er Jahre in 
die Zwänge der ideologischen Gleichschaltungspolitik 
der SED. Sie verstand sich als „eine Partei des Friedens, 
der Demokratie und des Sozialismus“. 

Die SED machte sich die CDU der DDR auch über die 
Auszahlung von bei ihr beantragten Staatszuweisungen 
finanziell abhängig. Staatszuschüsse bildeten den wesent- 
lichen Teil der Einnahmen der CDU der DDR. Ihr Anteil 
an den Gesamteinnahmen belief sich durchschnittlich auf 
67 Prozent in den Jahren 1957 bis zum Stichtag 7. Okto- 
ber 1989. 

Am 1. und 2. Oktober 1990 fusionierte die CDU der DDR 
mit der CDU der Bundesrepublik Deutschland. Die Lan- 
desverbände samt ihren Untergliederungen wurden in die 
CDU Deutschlands überführt. 

Abwicklung des Vermögens 

- Festgestelltes Vermögen 

Der Hauptteil des Vermögens der CDU der DDR be- 
stand aus den gewerblichen Unternehmen, die in der 


Vereinigung organisationseigener Betriebe (VOB) 
Union zusammengefasst waren, welche 1990 in Union 
Verwaltungsgesellschaft mbH (UVG) umgewandelt 
wurde. Das bei dieser Vermögensgesellschaft konzen- 
trierte Vermögen bestand im Wesentlichen aus Zei- 
tungsverlagen, wie z. B. „Neue Zeit“, Buch- und 
Kunstverlagen, Druckereien sowie weiteren Wirt- 
schaftsbetrieben. 

- Verzicht auf das Vermögen 

Am 15. November 1990 verzichtete die CDU 
Deutschlands gegenüber der THA und UKPV unwi- 
derruflich auf das gesamte, der treuhänderischen Ver- 
waltung unterliegende Altvermögen der CDU der 
DDR. 

Die CDU verpflichtete sich weiterhin, alle Vermö- 
genswerte der CDU der DDR (Grundstücke, Unter- 
nehmen) auf die THA zu übertragen. Damit verbun- 
den war auch die Übertragung aller hierauf lastenden 
Verbindlichkeiten sowie die Übernahme von Arbeits- 
plätzen durch die THA. 

- Flüssiges Vermögen 

Flüssiges Vermögen der CDU der DDR wurde nicht in 
die treuhänderische Verwaltung durch die THA über- 
nommen. Mit Beitritt der Landesverbände der CDU 
der DDR in die CDU Deutschlands sind ihre Geldmit- 
tel auf diese übergegangen (etwa 8,1 Mio. DM = ca. 
4 Mio. Euro). Die auf sie übergegangenen Geldmittel 
des Vorstands der CDU der DDR (etwa 14,7 Mio. DM 
= 7,2 Mio. Euro) stellte die CDU Deutschlands in ein 
Treuhand-Abwicklungs-Sondervermögen (TAS) ein, 
das als eigenständige, abgegrenzte Vermögensmasse 
geführt wurde. Aus dem TAS wurden personelle Ab- 
wicklungsmaßnahmen sowie die technische Ausstat- 
tung der Landes- und Kreisgeschäftsstellen finanziert. 
Die CDU berichtete jährlich über die Abwicklung des 
TAS in ihren Parteiberichten an den Deutschen Bun- 
destag. Am 31. Dezember 1993 war das TAS abgewi- 
ckelt. 

Die UKPV hat 1995 festgestellt, dass kein Anspruch 
gegen die CDU auf Rückzahlung von Altvermögen 
der CDU der DDR aus dem Bereich flüssiger Mittel 
bestand, da die CDU in der Folgezeit damit Altlasten 
der CDU der DDR getilgt hat. 

- Gewerbliche Unternehmen 

Die gewerblichen Unternehmen wurden von der THA 
im Einvernehmen mit der UKPV verwertet und die 
Erlöse zugunsten gemeinnütziger Zwecke im Sinne 
des Einigungsvertrages verwendet. 

1991 brachte die Treuhandanstalt (THA) als treuhän- 
derische Verwalterin des Vermögens der CDU der 
DDR einige Zeitungsverlage als Stammeinlagen in 
neu mit der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) 
gebildete Gemeinschaftsunternehmen ein. Die Ge- 
schäftsanteile der CDU der DDR an den mit der FAZ 
gehaltenen Gemeinschaftsunternehmen sind dann von 
ihr im Rahmen der treuhänderischen Verwaltung im 
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Einvernehmen mit der UKPV an die FAZ zu 4 Mio. 
DM verkauft worden. 

C.l.2.b. Demokratische Bauernpartei 
Deutschiands (DBD)^^ 

Rolle in der DDR 

Die Demokratisehe Bauernpartei Deutsehlands (DBD) 
wurde am 29. April 1948 gegründet. Bei ihrer Gründung 
waren KPD- bzw. SED -Funktionäre maßgeblieh beteiligt. 
Damit unternahm die SED den Versueh, den Einfluss von 
CDU und LDPD auf die Bauemsehaft durch die Grün- 
dung einer SED-treuen Partei abzuschwächen. Die DBD 
wurde in den antifaschistisch-demokratischen Block auf- 
genommen und war Mitglied der Nationalen Front. 

Die DBD setzte sich für die Durchführung der Agrarpoli- 
tik der SED ein. Sie nahm im Frühjahr 1960 aktiv an der 
Kollektivierungskampagne der SED in der Landwirt- 
schaft teil. 

Die DBD finanzierte sich im Wesentlichen aus Staatszu- 
schüssen. Dieser Anteil entsprach durchschnittlich 
80 Prozent der ca. 27 Mio. M/DDR jährlichen Gesamt- 
einnahmen in der Zeit von 1980 bis 1989, was die finan- 
zielle Abhängigkeit der DBD von der SED belegt. Die Fi- 
nanzierung aus Mitgliedsbeiträgen hingegen spielte eine 
untergeordnete Rolle. 

Im August/September 1990 trat die DBD der CDU der 
DDR bei. Die CDU der DDR wurde damit Rechtsnach- 
folgerin der DBD. 

Vermögen 

Es wurden zum Stichzeitpunkt 7. Oktober 1989 flüssige 
Mittel (Kassenbestände und Bankguthaben) in Höhe von 
insgesamt ca. 16 Mio. M/DDR (= ca. 4 Mio. Euro) festge- 
stellt. Neben nicht nennenswertem Grundbesitz gehörten 
zum Vermögen der DBD drei gewerbliche Unternehmen, 
und zwar der „Deutsche Bauemverlag“ und zwei Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaften. 

Abwicklung der DBD 

Das festgestellte Geldvermögen ging mit dem Beitritt der 
DBD zur CDU der DDR in das Vermögen der CDU der 
DDR über. Es stand für die gemeinnützige Verwertung 
durch die THA nicht mehr zur Verfügung. 

Das Grundvermögen sowie die Gewerbebetriebe wurden 
nicht auf die CDU der DDR übertragen. Sie blieben in 
treuhänderischer Verwaltung der THA. Die Verwertung 
erfolgte im Einvernehmen mit der UKPV; die Verwer- 
tungserlöse wurden zugunsten gemeinnütziger Zwecke in 
den neuen Ländern im Sinne des Einigungsvertrages ver- 
wendet. 


Weitere Ausführungen zum Vermögen der DBD siehe Bundestags- 
drucksache 13/5376 V. 1 August 1996, Teil II, S. 117 ff. 


C.I.2.C. Liberal-Demokratische Partei 
Deutschlands (LDPDp^ 

Rolle ln der DDR 

Die LDPD wurde 1945 mit Erlaubnis der Sowjetischen 
Militäradministration (SMAD) unter dem Namen EDP 
gegründet. Zielgruppe waren Handwerker, Gewerbetrei- 
bende sowie Angehörige der Intelligenz und Angestellte. 

Im Gründungsaufruf bekannte die Partei sich zur „libera- 
len Weltanschauung“ und „demokratischen Staatsgesin- 
nung“, zu Freiheitsrechten, Privateigentum, freier Wirt- 
schaft sowie Berufsbeamtentum. Das änderte sich 
zunehmend Ende der 40er Jahre mit dem Zwangsbeitritt 
in die Nationale Front. Die LDPD musste sich fortan der 
SED als Blockpartei unterordnen, ln ihrer Satzung vom 
11. April 1987 nannte sie sich „eine im und für den So- 
zialismus wirkende demokratische Partei“, die daran mit- 
wirkt, „den sich langfristig vollziehenden Prozess der An- 
näherung aller Klassen und Schichten auf der Grundlage 
der marxistisch-leninistischen Weltanschauung der Ar- 
beiterklasse zu fördern.“ 

Die finanzielle Abhängigkeit von der SED war nicht so 
auffällig wie bei der CDU der DDR und der DBD. Bei 
der LDPD überwogen die Einnahmen aus Abführungen 
der organisationseigenen Betriebe und Mitgliedsbeiträge. 
Der Anteil der Staatszuschüsse an den Gesamteinnahmen 
schwankte erheblich. Er belief sich aber durchschnittlich 
auf weit unter 50 Prozent (z. B. 1989: Einnahmen aus 
Mitgliedsbeiträgen 8,5 Mio. M/DDR, aus organisations- 
eigenen Betrieben 18,7 Mio. M/DDR, aus Staatszuschüs- 
sen 16,7 Mio. M/DDR und aus sonstigen Quellen 
0,8 Mio. M/DDR, zusammen: 44,7 Mio. M/DDR; Anteil 
Staatszuschüsse: um die 37 Prozent). 

Ab dem 10. Februar 1990 übernahm die LDPD wieder 
die Bezeichnung EDP Sie benannte sich am 27. März 
1990 „Bund Freier Demokraten - Die Liberalen (BFD)“. 

Im August 1990 trat der BFD der Freien Demokratischen 
Partei (FDP) bei. Seine Geldbestände, Grundstücke und 
das betriebliche Vermögen wurden von dem Bundesvor- 
stand der FDP übernommen. 

Abwicklung des Vermögens der LDPD 

- Festgestelltes Vermögen 

Am 7. Oktober 1989, dem Stichtag des § 20a Abs. 2 
Buchstabe b PartG-DDR, verfügte die LDPD über 
Geldmittel in Höhe von insgesamt 16,6 Mio. M/DDR 
(= 8,3 Mio. DM, umgerechnet ca. 4,1 Mio. Euro). 

Nach dem Stichtag konnte die UKPV eine weitere 
Entwicklung der aus dem Altvermögen der LDPD 
stammenden Geldmittel nicht mehr feststellen, da sich 
die über den Bund Freier Demokraten auf die FDP 
übergegangenen Geldbestände der NDPD und LDPD 
untrennbar vermischt hatten. Rechnerisch konnte er- 
mittelt werden, dass aus den Altvermögen der LDPD 
und NDPD Geldmittel in Höhe von 25,7 Mio. DM 


Weitere Ausführungen über das Vermögen der LDPD siehe u. a. 
Bundestagsdrucksache 13/5376 v. 1. August 1996, Teil III, S. 163 ff. 
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(=ca. 13,1 Mio. Euro) auf die FDP übergegangen 
sind. 

Die LDPD war zudem Eigentümerin von neun Grund- 
stücken. Sie betrieb ferner Zeitungsverlage, die u. a. 
das Zentralorgan der Partei, die Zeitung „Der Mor- 
gen“, herausgaben, Buchverlage, Druckereien sowie 
weitere Wirtschaftsbetriebe. Diese wurden von der 
Vereinigung organisationseigener Betriebe (VOB) 
Aufwärts gehalten. 

- Bestehen der FDP auf Wiederzurverfügungstellung 
von Vermögenswerten 

Anders als die CDU Deutschlands, die mit Ausnahme 
der Geldmittel auf die auf sie übergegangenen Vermö- 
genswerte der CDU der DDR verzichtet hatte, bestand 
die FDP auf Wiederzurverfügungstellung bestimmter 
auf sie übergegangener Vermögenswerte der LDPD 
als materiell-rechtsstaatlich erworben gemäß der Maß- 
gaberegelung des Einigungsvertrages zu den im Bun- 
desrecht fortgeltenden §§ 20 a und 20 b PartG-DDR. 
Dieses Vorhaben scheiterte jedoch, da die UKPV die 
Unwirksamkeit des Zusammenschlusses der LDPD 
mit der FDP (aus Formgründen) feststellte. Die FDP 
war danach nicht berechtigt, Vermögenswerte der 
LDPD zu beanspruchen. 

- Vergleich 

Nach Bestellung von Notliquidatoren für die Abwick- 
lung der LDPD schloss die der THA nachfolgende 
BvS im Einvernehmen mit der UKPV einen Vergleich 
mit der LDPD, nach dem jener zwei Grundstücke so- 
wie Geldmittel in Höhe von 4,8 Mio. DM (= 2,4 Mio. 
Euro) unter Aufhebung der treuhänderischen Verwal- 
tung wieder zur Verfügung gestellt wurden. Die LDPD 
verpflichtete sich zur Übertragung dieser Vermögens- 
werte an die FDP. 

Die BvS hat sich in dem Vergleich im Einvernehmen 
mit der UKPV verpflichtet, keine Rückforderungsan- 
sprüche bezüglich der Geldmittel aus dem Altvermö- 
gen der LDPD an diese und die FDP zu stellen. 

LDPD und FDP verzichteten im Gegenzug unwider- 
ruflich auf andere Vermögenswerte des Altvermögens 
der LDPD, die in der treuhänderischen Verwaltung 
verblieben. 

Der Abschluss des Vergleichs ermöglichte die zügige 
Verwendung der Vermögenswerte der LDPD zuguns- 
ten gemeinnütziger Zwecke in den neuen Bundeslän- 
dern. 

C.l.2.d. National-Demokratische Partei 
Deutschlands (NDPDp^ 

Rolle in der DDR 

Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NDPD) 

wurde am 16. Juni 1948 gegründet. Sie wandte sich an 

ehemalige Mitglieder der NSDAP und ehemalige 


Weitere Ausführungen über das Vermögen der NDPD siehe u. a. 
Bundestagsdrucksache 13/5376 v. 1. August 1996, Teil IV, S. 269 ff 


Offiziere und Berufssoldaten der Wehrmacht. Als Block- 
partei hatte die NDPD kein eigenes politisches Profil. Sie 
verstand sich als „ eine politische Kraft der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft“ und sah sich ,,mit der füh- 
renden Partei unseres Staates, der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands, in enger Freundschaft und 
Kampfbereitschaft verbunden 

Die NDPD trat im Frühjahr 1990 dem Bund der Freien 
Demokraten (BFD) bei, der im August 1990 mit der FDP 
fusionierte. Ihre Geldbestände, Grundstücke und das be- 
triebliche Vermögen wurden von dem Bundesvorstand 
der FDP übernommen. 

Abwicklung des Vermögens der NDPD 

- Festgestelltes Vermögen 

Die UKPV hat acht betriebliche Grundstücke festge- 
stellt, die im Eigentum der NDPD standen. Das ge- 
werbliche Vermögen der NDPD bestand aus Zeitungs- 
verlagen (darunter der Verlag, der das Zentralorgan 
der Partei, die „National-Zeitung“, herausgab), Buch- 
und Kunstverlagen, Druckereien sowie weiteren Wirt- 
schaftsbetrieben. Diese waren unter dem Dach der 
Vereinigung organisationseigener Betriebe (VOB) Na- 
tional zusammengefasst. 

- Weitere Abwicklung des Vermögens wie bei der 
LDPD 

Die FDP verlangte auch einen Teil des von der THA/ 
BvS treuhänderisch verwalteten ehemaligen NDPD- 
Vermögens zurück. Nachdem die UKPV die Unwirk- 
samkeit des Zusammenschlusses LDPD, NDPD mit 
der FDP festgestellt hatte, wurden Notliquidatoren 
auch für die NDPD bestellt. Die NDPD hat sich dann 
mit der THA/BvS über die Abwicklung ihres Vermö- 
gens verglichen. Der NDPD wurden hiernach ihre 
Vermögenswerte nicht wieder zur Verfügung gestellt. 

C.1.3. Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
(FDGB) 

Rolle in der DDR 

Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) war die 
Einheitsgewerkschaft der DDR. Er verstand sich als die 
„Klassenorganisation der in der DDR herrschenden Ar- 
beiterklasse“ (Präambel seiner Satzung). Als Massenor- 
ganisation (1986: 9,6 Millionen Mitglieder) war er in der 
Nationalen Front vertreten; er entsandte eigene Mandats- 
träger sowohl in die Volkskammer als auch in die „örtli- 
chen Volksvertretungen“. 

Der FDGB war seinem Selbstverständnis nach eine Orga- 
nisation von Werktätigen, die zugleich als Miteigentümer 
der im Volkseigentum stehenden Produktionsmittel auf- 
gefasst wurden. Er trat daher den Arbeitgebern nicht wie 
im Westen als Interessenverband abhängig Beschäftigter 
gegenüber, sondern als Vertreter gesamtgesellschaftlicher 
Interessen. So lag der Schwerpunkt seiner Tätigkeit im 


Satzung vom Mai 1987. 
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sozialen und kulturellen Umfeld der Betriebe. Er organi- 
sierte z. B. die Freizeit (kulturelle Veranstaltungen, Fort- 
bildung), insbesondere den Urlaub der Werktätigen (Feri- 
endienst - FEDl), und war auch zuständig für die 
Rentenauszahlung an arbeitsunfähige Werktätige. 

Zerschlagung des FDGB als Einheitsgewerkschaft 

Als die UKPV im Frühsommer 1990 ihre Arbeit aufhahm, 
fand sie einen FDGB in der alten Organisationsform als 
Einheitsgewerkschaft nicht mehr vor. Der FDGB hatte 
sich bereits ab Anfang Februar 1990 entsprechend dem 
Vorbild des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) in 
der alten Bundesrepublik Deutschland in einen Gewerk- 
schaftlichen Dachverband FDGB und dazu gehörende 
selbstständige Einzelgewerkschaften umstrukturiert. Die 
21 Einzelgewerkschaften, die sich bis September 1990 
formiert hatten, sollten Mitglieder des Dachverbandes 
FDGB werden; die Arbeitnehmer Mitglieder der Einzelge- 
werkschaften sein. 

Die entstandenen Einzelgewerkschaften wurden mit Ver- 
mögenswerten des Dachverbandes FDGB ausgestattet. 
Insbesondere übernahmen diese die Guthaben der Ge- 
werkschaflskonten, auf denen die Mitgliedsbeiträge ein- 
gezahlt wurden. Der Dachverband FDGB behielt das 
Immobiliarvermögen. Er sollte sich aus den Mitgliedsbei- 
trägen der Einzelgewerkschaften finanzieren. 

Da im wiedervereinten Gesamtdeutschland der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften den Dachverband FDGB 
und seine Mitgliedsgewerkschaften organisatorisch nicht 
übernehmen wollten, beschloss am 14. September 1990 
ein „Außerordentlicher Bundeskongress“ des Dachver- 
bandes FDGB dessen Auflösung und Liquidation. 

Der Auflösungskongress bestimmte u. a., dass das Rest- 
vermögen des Dachverbandes FDGB nach Abzug aller 
Verbindlichkeiten auf die Einzelgewerkschaften entspre- 
chend ihrer Mitgliederstärke zu verteilen sei. 

Ebenso beschlossen die Einzelgewerkschaften ihre Liqui- 
dation im September 1990. 

Abwicklung des Vermögens 

- Festgestelltes Vermögen 

Vermögenswerte des FDGB, die vor seiner Auflösung 
vorhanden waren, konnten nur kursorisch festgestellt 
werden. So verfügte der FDGB selbst am 3 1 . Dezember 
1989 an flüssigen Mitteln über 387 Mio. M/DDR. 

Das Immobiliarvermögen des FDGB, das von der 
THA/BvS im Einvernehmen mit der UKPV verwertet 
wurde, bestand aus - beim Bundesvorstand und Feri- 
endienst (FEDl) ressortierenden - 1 436 Eigentums- 
objekten einschließlich 267 Gebäudeeigentumsobjek- 
ten (Stand: 31. Dezember 2005). Die Liegenschaften 
des Bundesvorstandes wurden oft als Geschäftsstellen 


Siehe Bericht der UKPV, Bundestagsdracksache 13/11353 v. 24. August 
1998, a. a. O., S. 421. 


(Bundesvorstands-, Bezirks- und Kreisgeschäftsstel- 
len) genutzt; die des Feriendienstes (FEDl) als Hotels, 
Pensionen, Gästehäuser in den Erholungsgebieten der 
DDR, wie Thüringer Wald und Ostsee. 

Ein großer Teil des Vermögens des FDGB stammte 
aus dem Altvermögen der Weimarer Gewerkschaften. 
Nach 1945 übertrug die Sowjetische Militäradminist- 
ration (SMAD) Einrichtungen der Gewerkschaflsorga- 
nisation Deutsche Arbeitsfront (DAF), welche auch 
die Vermögenswerte der von den NS-Machthabem 
enteigneten Weimarer Gewerkschaften umfassten, auf 
den FDGB. 

- Vergleiche 

Zwischen 1994 und 1998 schloss die THA/BvS als 
treuhänderische Verwalterin (sowohl des Vermögens 
des Dachverbandes FDGB als auch des Vermögens 
der Einzelgewerkschaflen) im Einvernehmen mit der 
UKPV Vergleichsverträge mit sämtlichen Einzelge- 
werkschaften nach mühseligen, vom Sekretariat der 
UKPV geführten Verhandlungen ab. Danach behielten 
die Einzelgewerkschaften endgültig einen Teil der 
Mitgliedseinnahmen, die ihnen bei der Vermögens- 
trennung zwischen Dachverband FDGB und Einzelge- 
werkschaflen überlassen worden waren. Im Gegenzug 
verzichtefen die Einzelgewerkschaften auf sämtliche 
das Vermögen des FDGB betreffenden Ansprüche, 
einschließlich möglicher Ansprüche auf den Liquidati- 
onserlös, insbesondere auf die Ansprüche aus dem Be- 
schluss des Gewerkschaftskongresses zur Auflösung 
des FDGB vom 14. September 1990. Im Anschluss an 
die Durchführung der Vergleiche wurde die treuhände- 
rische Verwaltung beendet. 

Nach Abschluss der Vergleiche mit den Einzelgewerk- 
schaften schloss die BvS im Einvernehmen mit der 
UKPV am 8. Juli 1999 eine Vereinbarung mit den be- 
stellten Liquidatoren des Dachverbandes FDGB^i, 
welche 

- die Beendigung der Liquidation des Dachverban- 
des FDGB, 

- die Verwendung des erzielten Liquidationsüber- 
schusses zugunsten gemeinnütziger Zwecke im 
Sinne der Maßgaberegelung des Einigungsvertra- 
ges 

beinhaltet. 

Weiter ist dort vereinbart, dass 

- 3 Mio. DM (1,5 Mio. Euro) für die Stiftung Archiv 
der Parteien und Massenorganisationen der DDR 
im Bundesarchiv (SAPMO), womit die Aufberei- 
tung des Akten- und Archivbestandes des FDGB 
für wissenschaftliche Zwecke finanziert werden 
soll. 


'** Siehe Bericht der UKPV, Bundestagsdrucksache 15/1777 v. 9. Okto- 
ber 2003, S. 20 ff. 
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- 10 Mio. DM (5,1 Mio. Euro) zur Finanzierung ge- 
meinnütziger Aufgaben in den neuen Bundeslän- 
dern in den Bereiehen Arbeit, Bildung und Soziales 
davon 

- 5 Mio. DM (2,6 Mio. Euro) für die Ausbildung 
arbeitsloser Jugendlieher sowie Langzeitarbeits- 
loser, aus dem Vermögen des Daehverbandes 
FDGB 

bereit zu stellen sind. 

Der vereinbarte Betrag in Höhe von 3 Mio. DM (ca. 
1,5 Mio. Euro) ist bereits der SAPMO zugewendet 
worden. Die Bereitstellung der insgesamt 5,1 Mio. 
Euro zur Finanzierung arbeitsmarktpolitischer Zwecke 
stand vorerst unter dem Vorbehalt des Ausgangs eines 
beim Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin noch an- 
hängigen Verwaltungsgerichtsstreits, den „selbst er- 
nannte“ Liquidatoren des Dachverbandes FDGB ge- 
gen den Liquidationsabschluss des Dachverbandes 
FDGB angestrengt und in erster Instanz vor dem Ver- 
waltungsgericht (VG) Berlin verloren hatten. "*2 Inzwi- 
schen hat das OVG Berlin mit Beschluss vom 4. Juli 
2006 die Zulassungsbeschwerde der „selbst ernannten 
Liquidatoren“ gegen die vom VG Berlin ausgespro- 
chene Nichtzulassung der Berufung zurückgewiesen. 
Das OVG hält jene nicht für legitimiert, den Dachver- 
band FDGB zu vertreten. Der Vorbehalt ist damit ent- 
fallen. 

- Unternehmen und Einrichtungen des FDGB 

Eine größere Rolle spielt im Rahmen der Abwicklung 
des Dachverbandes FDGB das inzwischen abge- 
schlossene Gesamtvollstreckungsverfahren über das 
Vermögen des OEB Reisebüro der Gewerkschaften 
(FED1).43 Dieses Unternehmen hatte der Dachverband 
FDGB aus der FDGB-Abteilung „Feriendienst und 
Kuren“ ausgegründet. 

Ferner sind eine Reihe von Unternehmen des FDGB 
abgewickelt worden, darunter eine Wohnungsbauge- 
sellschaft (Deutsche Wohnungsbaugesellschaft mbH 
Erfurt - DEWOG), ein Zeitungsverlag („Tribüne“) 
und eine Gesellschaft, die das Mitte der 80er Jahre er- 
richtete zentrale Gewerkschaflsgebäude des FDGB 
verwaltete (Congress Center Märkisches Ufer 
GmbH). 44 Dieses Gebäude wurde nach der Wende als 
Kongresszentrum genutzt und Ende der 90er Jahre an 
die Volksrepublik China verkauft, die dort ihre Bot- 
schaft eingerichtet hat. 

Erlöse aus der Abwicklung dieser Unternehmen und 
Einrichtungen sind in den Liquidationserlös des Dach- 
verbandes FDGB eingeflossen. 


42 Siehe Bericht der UKPV, Bundestagsdrucksache 15/1777 v. 9. Okto- 
ber 2003, S. 11. 

42 Siehe Bericht der UKPV, Bundestagsdrucksache 15/1777 v. 9. Okto- 
ber 2003, S. 22 ff. 

44 Siehe Bericht der UKPV, Bundestagsdrucksache 15/1777 v. 9. Okto- 
ber 2003, S. 21 ff. 


C.1.4. Sonstige Institutionen 

C.l.4.a Freie Deutsche Jugend (FDJ)^^ 

Die 1946 gegründete Freie Deutsche Jugend (FDJ) war 
die einzige staatlich anerkannte und geförderte Jugendor- 
ganisation in der DDR. Sie war eine Massenorganisation 
mit der „Hauptaufgabe, der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands zu helfen, standhafte Kämpfer für die Er- 
richtung der kommunistischen Gesellschaft zu erziehen, 
die im Geiste des Marxismus-Leninismus handeln“ (Sta- 
tut der FDJ 1976). Sie hatte in den 80er Jahren durch- 
schnittlich um die 2 Millionen Mitglieder. 

Die FDJ finanzierte sich zum größten Teil aus Staatszu- 
wendungen (1963 bis 1989: durchschnittlich 74 Prozent), 
nur zu 8 Prozent aus Mitgliedsbeiträgen und weiteren 
1 8 Prozent aus Einnahmen aus eigenen und anderen Ver- 
anstaltungen, Spenden, Zuwendungen sonstiger staatli- 
cher Stellen (z. B. Magistrat der Stadt Berlin, Fernsehen 
für Großveranstaltungen). 

An festgestelltem Vermögen zum Stichzeitpunkt 7. Okto- 
ber 1989 besaß die FDJ nur wenige Eigentumsgrundstü- 
cke unmittelbar. Sie verfügte aber über Immobilien, die 
von der 1947 gegründeten Jugendheim GmbH gehalten 
wurden. Dabei handelte es sich insbesondere um Jugend- 
heime, Jugendherbergen, Jugendschulen, Erholungs- 
heime und Sporteinrichtungen. Zusätzlich hatte sie Unter- 
nehmen wie Zeitungsverlage („Junge Welt“) und 
gewerbliche Betriebe (Reisebüro „Jugendtourist“). 

Jugendheim-Grundstücke mit Sporteinrichtungen, wie 
u. a. Turnhallen, Sportplätze und Schwimmsportanlagen, 
wurden im Rahmen der Kommunalförderung kostenlos 
an die Kommunen in den neuen Bundesländern abgege- 
ben. Das übrige Vermögen wurde zugunsten gemeinnüt- 
ziger Zwecke gemäß der Maßgaberegelung im Eini- 
gungsvertrag zu den §§ 20a und 20b PartG-DDR 
verwertet. Insgesamt wurde daraus dem Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen ein Betrag in Höhe 
von ca. 36,2 Mio. Euro zugeführt. 

C.l.4.b Kulturbund der DDR^e 

Der Kulturbund wurde am 13. Juni 1945 als „Kulturbund 
zur demokratischen Erneuerung Deutschlands“ auf Initia- 
tive der Sowjetischen Militäradministration in Deutsch- 
land (SMAD) gegründet. Dadurch sollten Bürger (insbe- 
sondere die Intelligenz) nach dem Ende der faschistischen 
Diktatur in die Entwicklung einer antifaschistischen, de- 
mokratischen Kultur einbezogen werden. Später entwi- 
ckelte sich der Kulturbund zu einem Kontrollinstrument 
der SED über das Kulturleben in der DDR. Der Kultur- 
bund hatte in der Volkskammer eine Fraktion. Er hatte um 
die 200 000 Mitglieder. 


Weitere Ausführungen über das Vermögen der FDJ siehe Bundes- 
tagsdrucksache 13/5377 V. 1. August 1996. 

Weitere Ausführungen über das Vermögen der Parteien und Massen- 
organisationen siehe Bundestagsdrucksache 15/1777 v. 9. Oktober 
2003,S.22fF. 
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1990 wandelte er sich in einen rechtsfähigen Verein mit 
dem Namen „Kulturbund e. V.“ um. 

Der Kulturbund finanzierte sich vor der Wende haupt- 
sächlich aus Staatszuwendungen. Da damit eine überwie- 
gend politisch nicht belastete kulturelle Tätigkeit subven- 
tioniert wurde, hatte es die UKPV schwer, die Frage zu 
klären, ob die Staatszuweisungen materiell-rechtsstaatlich 
erworben waren; denn auch in der Bundesrepublik 
Deutschland wurden kulturelle Verbände von Bund, Län- 
dern und Gemeinden finanziell gefordert. 

Auch deshalb schlossen 1999 der Kulturbund e. V. und 
die BvS im Einvernehmen mit der UKPV einen Ver- 
gleich, wonach der Kulturbund e. V. auf die Wiederzur- 
verfugungstellung aller Vermögenswerte, mit Ausnahme 
einiger Grundstücke und Geldbestände, verzichtete. Der 
Kulturbund wurde dann aus der treuhänderischen Verwal- 
tung entlassen. Im Vermögen der Parteien und Massenor- 
ganisationen der DDR wurden Vermögenswerte im Wert 
von ca. 1,5 Mio. Euro eingezogen. 

C.I.4.C Übrige Organisationen'*^ 

Die übrigen unter Abschnitt B.1.2.b) bezeichneten Orga- 
nisationen wurden nach Prüfung durch die UKPV von der 
THA/BvS abgewickelt. Sie steuerten zum Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR Vermögens- 
werte in einer Größenordnung von rund 60 Mio. Euro bei. 

C.ii. Sonderkompiex „Novum“ 

C.ii.1. Gründung der Novum und ihre 
Vermögensabfiüsse 

Die Novum Handelsgesellschaft mbH (Novum) und ihre 
Tochtergesellschaft Transcarbon Handelsgesellschaft 
mbH (Transcarbon) waren nach den Feststellungen der 
UKPV mit der SED verbundene Unternehmen. Kein an- 
deres Unternehmen der SED hat die UKPV so sehr be- 
schäftigt wie die Novum. Die Novum war im außerplan- 
mäßigen Außenhandel der DDR tätig, sie war Teil des 
internationalen Ost-West-Handels. Daraus erwirtschaftete 
die Novum ein enormes Vermögen. Sie diente zudem als 
Deviseneinnahmequelle zur besonderen Verfügung des 
ZK der SED. Im Brennpunkt standen vor allen Dingen 
die von ihrer Gesellschafterin und Geschäftsführerin, 
Rudolfine Steindling, um die Wendezeit 1989 bis 1992 
veranlassten und durchgeführten umfangreichen interna- 
tionalen Geldverschiebungen zwischen Banken in Öster- 
reich, der Schweiz, Israel, der Karibik und asiatischen 
Ländern, in deren Folge ein großer Teil des Vermögens 
der Novum verschwunden ist. Dies war und ist Gegen- 
stand langjähriger Gerichtsverfahren, die bisher nur in 
Deutschland abgeschlossen sind. Weitere Verfahren in der 
Schweiz laufen noch. 

Die Novum Handelsgesellschaft mbH (Novum) mit Sitz 
im Ostteil Berlins ist 1951 mit einem Stammkapital von 


Weitere Ausführungen über das Vermögen u. a. der sonstigen politi- 
schen Organisationen siehe Bundestagsdrucksache 13/11353 
V. 24. August 1998, Band 4, S. 559 ff. 


50 000 Mark/DDR durch österreichische Staatsbürger ge- 
gründet worden. Nach mehreren Wechseln der Gesell- 
schafter und Geschäftsführer hielt die Wiener Geschäfts- 
frau Rudolfine Steindling seit 1983 alle Geschäftsanteile 
und war seit 1985 gleichzeitig alleinige Geschäftsführe- 
rin. 

Die Novum entwickelte insbesondere ab den 70er Jahren 
eine starke wirtschaftliche Aktivität. Sie war als Vermitt- 
lerfirma auf Provisionsbasis besonders im Handel zwi- 
schen Österreich und der DDR tätig, vertrat gegenüber 
den Außenhandelsbetrieben der DDR aber auch andere 
Firmen, wie z. B. den Schweizer Chemiekonzem 
Ciba-Geigy. Großen wirtschaftlichen Erfolg konnte die 
Novum als Generalvertreter der österreichischen Vöest 
Alpine AG verbuchen, als diese 1981 den Zuschlag für 
die schlüsselfertige Lieferung eines Konverterstahlwer- 
kes in Eisenhüttenstadt erhielt. 

Zur Novum gehört auch noch die Transcarbon, die 1981 
als Tochtergesellschaft der Novum gegründet worden ist. 

Bei sehr umfangreichen Ermittlungen im ln- und Ausland 
konnte festgestellt werden, dass auf Konten der Novum 
zur Wendezeit bei zwei Schweizer Banken (Bank Can- 
trade AG und Coutts & Co. AG) erhebliche Guthaben (in 
dreistelliger Millionenhöhe in Euro) lagen. Die Alleinge- 
sellschafterin Rudolfine Steindling hatte noch vor Fest- 
stellung der Novum als Parteibetrieb der SED durch die 
UKPV und der Übernahme der treuhänderischen Verwal- 
tung durch die THA Anfang 1992 die Konten der Firma 
Novum in der Schweiz größtenteils geleert. So wurden 
von Novum-Konten bei den Schweizer Bankhäusern 
Cantrade AG sowie Coutts & Co. AG zwischen Ende 
1989 und Anfang 1992 ca. 109 Mio. Euro an etwa sech- 
zig verschiedene Banken überwiesen. Die jeweiligen 
Empfänger, zum Teil in asiatischen Ländern, in Israel und 
der Karibik, konnten bisher nicht restlos ermittelt werden. 
Jedenfalls waren diese Transaktionen in den Büchern der 
Novum nicht nachvollziehbar und offensichtlich ohne er- 
kennbaren wirtschaftlichen Hintergrund. 

Weitere Novum- und Transcarbonkonten befanden sich 
bei der BFZ-Bank in Zürich, die eine Tochter der (heuti- 
gen) Bank Austria AG Wien war, sich später Bank Aus- 
tria Schweiz AG nannte und jetzt als AKB Privatbank 
AG firmiert. Rudolfine Steindling hatte dort Konten der 
Novum und der Transcarbon eingerichtet und auf diese 
von anderen Novum- und Transcarbon-Konten bei der 
damaligen Österreichischen Länderbank, später Bank 
Austria Wien, ca. 1 766 Mrd. ATS (heute ca. 128 Mio. 
Euro) überwiesen. Diesen Betrag hat sie anschließend in 
62 Tranchen wieder abgehoben und bei der Österreichi- 
schen Länderbank (Bank Austria Wien) in anonymen 
Wertpapieren und Sparbüchern wiederangelegt. 

Von den Gesamtguthaben in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz konnten Mitte 1992 durch den von der THA 
eingesetzten Geschäftsführer zunächst noch ca. 20 Mio. 
Euro gesichert werden. 

Hinzu kamen im Rahmen der Liquidation der CW-Bank 
in Wien noch etwa 7,3 Mio. Euro aus der Auflösung der 
Novum- und Transcarbon-Konten und ca. 4,3 Mio. Euro 
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aus der Verwertung nicht einbringlicher Kreditforderun- 
gen gegenüber Nord-Korea, insgesamt ca. 11,6 Mio. 
Euro. 

Der Gesamtbetrag der bisher von der BvS sichergestellten 
Geldbeträge beläuft sich auf ca. 32 Mio. Euro. 

C.II.2. Gerichtsverfahren in Deutschiand 
und der Schweiz 

C.ii.2.a. Deutschiand 

Die THA hat im Einvernehmen mit der UKPV festge- 
stellt, dass das Vermögen der Novum und die von 
Rudolfine Steindling gehaltenen Geschäftsanteile an der 
Novum als SED-Vermögen der treuhänderischen Verwal- 
tung unterliegen. Seit dem Jahr 1953 liegen für die Ge- 
sellschafter, einschließlich Rudolfine Steindling, notariell 
beurkundete Treuhanderklärungen vor, in denen diese je- 
weils sinngemäß erklären, dass sie die Geschäftsanteile 
nur treuhänderisch für die SED-Firma Zentrag halten. Die 
Abgabe von Treuhanderklärungen von als Gesellschafter 
auftretenden Vertrauenspersonen der Partei war die übli- 
che Absicherung von Geschäftsanteilen, sofern es sich 
bei den Firmen um Kapitalgesellschaften nach GmbH- 
Gesetz handelte. 

Die Feststellungsbescheide der THA wurden von 
Rudolfine Steindling als Gesellschafterin der Novum und 
der Novum selbst, als davon rechtlich betroffenem Unter- 
nehmen, angefochten. Nach erfolglosen Widerspruchs- 
verfahren erhoben beide Klagen bei dem Verwaltungsge- 
richt Berlin. 

ln den Verwaltungsgerichtsverfahren ging es um die 
Frage, ob die Novum ein mit der SED verbundenes Un- 
ternehmen im Sinne des § 20a PartG-DDR war. 
Rudolfine Steindling und die Novum haben ihre Klagen 
mit der Behauptung begründet, die Novum sei kein mit 
der SED verbundenes Unternehmen gewesen. Die zu- 
gunsten der Zentrag/SED ausgestellten Treuhanderklä- 
lungen seien ausnahmslos Scheinerklärungen und daher 
inhaltlich falsch, ln Wahrheit sei Rudolfine Steindling 
ausschließlich Treuhänderin der KPÖ. 

Das Verwaltungsgericht hielt die Verwaltungsakte der 
THA für rechtswidrig und gab den Klagen statt. Das Ver- 
waltungsgericht Berlin hat seine Urteile u. a. mit dem 
Fehlen eines ,, gelebten Treuhandverhältnisses zur SED“ 
und mit dem fehlenden Nachweis des Zugangs der Treu- 
handerklärungen bei der SED begründet. 

Die beklagte THA/BvS und die beigeladene UKPV leg- 
ten beim Oberverwaltungsgericht Berlin (OVG) gegen 
das Verwaltungsgerichtsurteil Berufung ein. Das OVG 
hat am 23. September 2003 der Berufung der BvS stattge- 
geben und die Klagen der Rudolfine Steindling und der 
Novum abgewiesen. Die Revision wurde nicht zugelas- 
sen. 

Das OVG berücksichtigte in seiner Entscheidung weitere, 
durch das Sekretariat der UKPV nach dem Erlass des 
VG-Urteils aufgefundene, wichtige Beweismittel, die die 
treuhänderische Anbindung der Novum an die SED zu- 
sätzlich belegen. Diese Beweismittel deuteten auf mas- 


sive Aktenmanipulationen durch Rechtsvertreter von 
Rudolfine Steindling hin. Das OVG hat im Rahmen der 
weiteren Aufklärung einen ,, Prozessbetrug ... und straf- 
rechtlich relevante Manipulationen von Notariatsakten “ 
sowie „ beweisvereitelndes Verhalten der Klägerin “ fest- 
gestellt. 

Das OVG hat somit entschieden, dass die Novum ein Un- 
ternehmen der SED war. Es hat das Bestehen der treuhän- 
derischen Verwaltung nach den fortgeltenden Vorschrif- 
ten des PartG-DDR und des Einigungsvertrages bestätigt. 
Rudolfine Steindling konnte sich mit ihrer Schutzbehaup- 
tung, die Novum sei ein KPÖ-Untemehmen und die Treu- 
handerklärungen seien nur zum Schein abgegeben wor- 
den, nicht durchsetzen. 

Gegen die Nichtzulassung der Revision haben Rudolfine 
Steindling und die Novum Zulassungsbeschwerde einge- 
legt, die mit Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 14. Oktober 2004 abgelehnt wurde. Damit ist die 
Entscheidung des OVG Berlin rechtskräftig geworden. 

Rudolfine Steindling und die Novum als betroffenes Un- 
ternehmen haben gegen die Entscheidungen des OVG 
und des Bundesverwaltungsgerichts Verfassungsbe- 
schwerde beim Bundesverfassungsgericht eingelegt. Das 
Bundesverfassungsgericht hat zum Zeitpunkt dieser Be- 
richterstattung noch nicht über die Annahme der Verfas- 
sungsbeschwerden entschieden. 

Transcarbon 

Die Transcarbon war eine Tochtergesellschaft der No- 
vum. Rudolfine Steindling war auch hier Gesellschafterin 
und Geschäftsführerin. Sie hat eine Treuhanderklärung 
zugunsten der Novum abgegeben. Die THA stellte im 
Einvernehmen mit der UKPV fest, dass auch das Vermö- 
gen der Transcarbon als SED-Vermögen der treuhänderi- 
schen Verwaltung unterliegt. Die Entscheidung über die 
dagegen bei dem VG Berlin erhobenen Klagen wurde bis 
zur rechtskräftigen Beendigung der Novum- Verfahren 
ausgesetzt. Im März 2006 haben Rudolfine Steindling so- 
wie die klagende Transcarbon ihre Klagen zurückgenom- 
men. Die Feststellungsbescheide der THA sind damit be- 
standskräftig. 

C.II.2.b.Schweiz 

ln der Schweiz hat das Bezirksgericht Zürich nach dem 
rechtskräftigen Abschluss der deutschen verwaltungsge- 
richtlichen Verfahren in Sachen Novum und Steindling 
sowie Transcarbon und Steindling die dort 1997 ausge- 
setzten Zivilverfahren gegen Rudolfine Steindling und 
die (vormalige) Bank Austria Schweiz AG, jetzt: AKB 
Privatbank AG, wieder aufgenommen. 

Rudolfine Steindling wird von der BvS wegen Verletzung 
des Treuhandvertrages und wegen unerlaubter Handlung 
(Veruntreuung und ungetreuer Geschäftsführung) auf 
Rückzahlung von insgesamt ca. 237 Mio. Euro verklagt. 
Die Klagesumme setzt sich aus 2 Komplexen zusammen: 

- ca. 109 Mio. Euro wegen unberechtigter Überweisun- 
gen von Konten bei den Banken Cantrade AG und 
Coutts & Co. AG; 
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- ca. 128 Mio. Euro wegen unberechtigter Abhebungen 
von Konten bei der Bank Austria [Schweiz] AG, jetzt 
AKB Privatbank. 

Zu der Klagesumme kommen noch Zinsen in nicht uner- 
heblicher Millionenhöhe. 

Die BvS nimmt ferner die AKB Privatbank (vormals 
Bank Austria [Schweiz] AG) wegen Beihilfe zu den von 
Rudolfine Steindling vorgenommenen unberechtigten 
Abhebungen von Novum- und Transcarbon-Konten bei 
der Bank Austria [Schweiz] AG, jetzt AKB Privatbank, in 
Anspruch. Insoweit besteht ein Gesamtschuldverhältnis 
zwischen der AKB Privatbank und Rudolfine Steindling. 

Wegen des Vorgangs um die Abverfügungen von den No- 
vum-Konten bei den Banken Cantrade AG und Coutts & 
Co. AG hat Rudolfine Steindling bei der Züricher Kanto- 
nalbank im Jahr 1994 auf ihren Namen einen Geldbetrag 
von 1 Mrd. ATS hinterlegt, der sich heute einschließlich 
Zinsen auf ca. 100 Mio. Euro beläuft. Dieser Betrag ist 
durch zwei Arreste zugunsten der BvS gesichert, die we- 
gen der beiden in den Schweizer Steindling- Verfahren 
dargestellten Forderungen gegen Rudolfine Steindling 
ausgebracht wurden. 

Das Klageverfahren gegen Rudolfine Steindling, das sich 
zurzeit im Verfahrensstadium der Beweisaufnahme befin- 
det, wird wohl erst 2007 in der ersten Instanz abgeschlos- 
sen sein. Eine verlässlich-konkrete Prognose über den 
Ausgang des Verfahrens kann zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt nicht gestellt werden. Dennoch äußert sich die 
UKPV auf Grundlage der bisher stattgefundenen Gerichts- 
termine hinsichtlich der Prozesschancen zuversichtlich."** 

Ebenso sind beim Verfahren gegen die AKB Privatbank 
(vormals Bank Austria) Prognosen weder hinsichtlich der 
Dauer noch des Ausgangs möglich. Der Prozess wird von 
dem Bezirksgericht in Zürich nachrangig gegenüber dem 
im vorherigen Absatz angesprochenen Steindling- Verfah- 
ren betrieben. 

C.lll. Auslandsvermögen 

C.III.1 . Auslandsermittlungen generell - Verlauf 
und Probleme 

Der Kem der Ermittlungstätigkeit der UKPV lag während 
der ersten Jahre des Bestehens im Inland. Aus einsichti- 
gen Gründen lag es nahe, zunächst vordringlich jene 
Komplexe zu bearbeiten, die zum einen am stärksten 
möglicherweise wettbewerbsverzerrend in der Konkur- 
renz der politischen Parteien wirken konnten und die zum 
anderen unter ermittlerischen Gesichtspunkten den größ- 
ten Erfolg versprachen. Die Richtigkeit dieses Vorgehens 
hat sich, belegt durch die seitens der UKPV (gerade auch 
zahlenmäßig) erreichten Ergebnisse, selbst bei nachträgli- 
cher Bewertung vollauf bestätigt. Die Inlandsermittlun- 
gen wurden mit dem Bericht vom 24. August 1998 an den 
Deutschen Bundestag im Wesentlichen abgeschlossen."*^ 


“t* Siehe Abschnitt A Nummer 8. 

Siehe Bundestagsdracksache 13/11353 v. 24. August 1998. 


ln ihrer Stellungnahme zu diesem Bericht hat die Bundes- 
regierung festgestellt, die UKPV müsse auch in Zukunft 

- weiterhin Ermittlungen führen, insbesondere im Aus- 
land zum Vermögen der SED/PDS, 

- noch erhebliche Vermögenswerte in schwierigen ge- 
richtlichen Verfahren im ln- und Ausland sichern, vor 
allem im Streit um die Firma Novum. 

Dementsprechend gab es ab 1998 eine Schwerpunktverla- 
gerung in Bezug auf die Ermittlungen der UKPV: Die In- 
landsuntersuchungen wurden im erforderlichen Rahmen 
fortgefiihrt, der Akzent wurde aber in Richtung auf even- 
tuell in oder über das Ausland verschobenes Vermögen 
verlagert, wobei der Blick auch auf Finanzvermögen 
nicht außer Acht gelassen wurde. 

Gleichwohl haben die Auslandsermittlungen selbstver- 
ständlich nicht erst 1998 begonnen. 5* 

Schon in den Anfangszeiten der Betätigung der UKPV 
gab es immer wieder Hinweise auf Parteivermögen, das 
beizeiten in das Ausland verbracht worden war oder sein 
könnte. Diesen Anhaltspunkten wurde im Rahmen des 
Möglichen - also insbesondere unter Berücksichtigung 
der insgesamt nur einmal vorhandenen personellen Re- 
cherchekapazität wie auch der getroffenen Schwerpunkt- 
festlegung (Inland) - nachgegangen. Eine grundsätzliche 
Schwierigkeit resultierte aus dem Umstand, dass die apo- 
strophierten Hinweise sehr unterschiedlicher Qualität, zu- 
meist aber allgemeiner Natur und inhaltlich eher vage wa- 
ren. Die Ausnahme bildete ein nachrichtendienstlicher 
Hinweis aus der ersten Hälfte der 90er Jahre des Inhalts, 
dass ein Fonds des schon früher eindeutig als DDR Treu- 
händer identifizierten (inzwischen verstorbenen) Dr. 
Günther Forgber mit einem Volumen von 148 Mio. 
Schweizer Franken über Prag nach Budapest transferiert 
worden sein solle. Diesem Fingerzeig wurde bis zur 
vorliegenden Berichterstattung, periodenweise mit sehr 
großer Intensität, nachgegangen, ohne dass es indes ge- 
lungen wäre, die Dinge in der Substanz oder hinsichtlich 
ihrer vermutlichen Abläufe aufzuklären. 

ln einem zwischen THA und PDS bereits am 14. Mai 
1992 abgeschlossenen Vertrag hat die Partei en bloc auf 
jegliches (ihr nach eigenem Bekunden gar nicht be- 
kannte) Auslandsvermögen verzichtet. Die Vertragspar- 


5“ Siehe Abschnitt A, Nummer 9. 

Weitere Ausführungen siehe Bundestagsdrucksache 13/11353, 
V. 24. August 1998, S. 265 bis 308. 

Der Hinweis erschien plausibel, da der wegen Untreue bestrafte 
Dr. Günther Forgber einer der wichtigsten Devisenbeschaffer, Waf- 
fen- und Embargohändler zugunsten der DDR mit seinem um die Fir- 
ma „Exportcontact“ errichteten Firmengeflecht - mit Niederlassun- 
gen in Wien, Zürich, Vaduz, Budapest und Bergamo - ein 
Millionenvermögen für die DDR erwirtschaftet hatte. Dabei arbeitete 
Dr. Günther Forgber vielfach mit der schon erwähnten SED-Treu- 
händerin Rudolfine Steindling (s. o.) eng zusammen, wobei beide 
zum Teil dieselben Bankverbindungen (CW-Bank Wien; Cantrade, 
Coutts & Co., beide Zürich) nutzten. Mit Hilfe ihrer Geschäftskon- 
takte, u. a. nach Ungarn, Schweiz/Liechtenstein, Luxemburg, Spani- 
en und Israel versuchten Dr. Günther Forgber wie auch Rudolfme 
Steindling im Zeitraum der Wende ihnen anvertrautes Vermögen vor 
dem Zugriff durch die Treuhandanstalt zu verstecken. 
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teien gingen dennoch übereinstimmend davon aus, dass 
die SED am 7. Oktober 1989 zumindest über das vom ZK 
der SED unmittelbar verwaltete und das vom Bereich 
Kommerzielle Koordinierung (KoKo) verwaltete Aus- 
landsvermögen verfügte. Da hinsichtlich des letzteren 
nicht ausgeschlossen werden konnte, dass einzelne vom 
Bereich KoKo verwaltete Vermögensgegenstände Partei- 
vermögen im Sinne der §§ 20a und 20b PartG-DDR wa- 
ren, wurden auch diese vorsorglich von dem vertragli- 
chen Verzicht erfasst. Die PDS hat sich in dem Vertrag zu 
einer umfassenden Mitwirkung an Auffindung, Sicher- 
stellung und Verwertung ihres Auslandsvermögens ver- 
pflichtet. Diesen Verpflichtungen ist die PDS kaum - und 
wenn, dann nur sehr zögerlich - nachgekommen. Ledig- 
lich hinsichtlich der zum ORVAG-Komplex^'* gehörenden 
Gesellschaften hat die PDS den dinglichen Vollzug ihres 
Verzichts durch Abgabe entsprechender Erklärungen er- 
möglicht. Hinweise auf weitere bisher nicht oder nicht in 
allen Einzelheiten bekannte Teile ihres Auslandsvermö- 
gens hat die PDS zu keiner Zeit gegeben.^^ 

Die seit 1998 durchgeführten Auslandsermittlungen kon- 
zentrierten sich auf die Staaten Österreich (vor allem im 
Zusammenhang mit den Komplexen Novum/Transcar- 
bon), Schweiz, Liechtenstein, Luxemburg und Ungarn. 
Insoweit lagen konkretere Verdachtsmomente vor. Die 
vorstehende Aufzählung bedeutet jedoch in keiner Weise, 
dass nicht tatsächlich erfolgte Verschiebungen über auch 
andere Staaten (z. B. Kuba oder - siehe die konkret nach- 
gewiesenen Steindling-Überweisungen im Fall Novum - 
Karibikinseln und andere) erfolgt sein könnten. Versetzt 
man sich in die damalige mutmaßliche Situation, wie In- 
teressenlage betroffener Personen und Einrichtungen so- 
wie die ihnen gegebenen Möglichkeiten, erscheint das so- 
gar eher wahrscheinlich. Doch haben sich insoweit eben 
keine verwertbaren Spuren ergeben, und die aktive Ko- 
operationsbereitschaft der betreffenden Staaten (etwa 
Kuba) zu erlangen, erschien nach den Gegebenheiten von 
vornherein aussichtslos. 

Im Rahmen ihrer Auslandsermittlungen war die UKPV 
unabdingbar auf die Bereitschaft ausländischer Staaten 
zur Mitwirkung angewiesen, da Rechtsgrundlagen der 
UKPV und ihre Befugnisse jenseits der deutschen Gren- 
zen eine unmittelbare Wirkung nicht entfalten konnten. 
Es musste versucht werden, über geltende Rechtshilfere- 
gelungen oder über Ad-hoc- Vereinbarungen zum Ziel zu 
gelangen. Beide Wege wurden eingeschlagen, ln Bezug 
auf Rechtshilfebemühungen hat sich dabei die sehr spezi- 
elle deutsche Rechtsgrundlage als häufig außerordentlich 
schwer vermittelbar erwiesen. Gleichwohl ist es gelun- 
gen, dass deutschen Rechtshilfeersuchen nicht selten 
stattgegeben wurde. 


Siehe Bundestagsdrucksache 13/11353 v. 24. August 1998, S. 312. 

54 Weitere Ausführungen siehe Bundestagsdrucksache 13/11353 
V. 24. August 1998, S. 270 ff. 

55 Weitere Ausführungen zu den Fragen im Zusammenhang mit dem 
Vergleichsvertrag siehe Bundestagsdrucksache 13/11353 v. 24. Au- 
gust 1998, S. 309 bis 313. 


Auch darüber hinaus haben die Behörden in der Schweiz, 
in Luxemburg, in Liechtenstein (dort ab 2003) und in Un- 
garn - eingeschränkt durch ihre jeweiligen gesetzlichen 
Bestimmungen (vor allem auch jene, die das Bankge- 
heimnis schützen) - sich auf eine oft erfreuliche Art und 
Weise zu einer Mitarbeit bereit gefunden. Zur organisato- 
risch umfassendsten, allerdings auch mit Abstand schwie- 
rigsten Zusammenarbeit, unter dort politisch verschiede- 
nen Regierungen, kam es mit Ungarn. Selbst wenn die 
dadurch ausgelösten deutschen Erwartungen in Bezug auf 
eine tatsächlich vorhandene materielle ungarische Unter- 
stützungsbereitschaft im Ergebnis in wichtigen Bereichen 
enttäuscht worden sind, bleibt doch zu vermerken, dass 
dieser Staat sich überhaupt auf eine vieljährige, strapa- 
ziöse Unternehmung solcher Art eingelassen hat; wobei 
als für Ungarn besonders heikler Umstand hinzutritt, dass 
dort - anders als in anderen Staaten - die Verletzung des 
Bankgeheimnisses strafbewehrt ist. ln Österreich hat sich 
keine Notwendigkeit für eine in größerem Umfang orga- 
nisierte und systematisierte Zusammenarbeit mit staatli- 
chen Stellen ergeben. 

Die seit 1998 intensiviert fortgesetzten Auslandsermitt- 
lungen waren von vornherein durch insbesondere fol- 
gende Faktoren erschwert: 

- Es gab mehr Hinweise als real vorliegende Beweise, 

- es musste in jedem Fall erst die Bereitschaft ausländi- 
scher Staaten zur Zusammenarbeit und zur Aktivie- 
rung der je eigenen nationalen Möglichkeiten erlangt 
werden, 

- zur Wendezeit und bis gegen Mitte der 90er Jahre war 
Geldwäsche regelmäßig noch nirgendwo auf der Welt 
ein strafbewehrter Tatbestand, 

- vielfach war schon 1995 die gesetzliche Verpflichtung 
zur Aufbewahrung von Dokumenten abgelaufen, 

- gerade in Ungarn wurden in der Wendezeit und da- 
nach, jenseits der Frage von Aufbewahrungsfristen, 
Archive ersichtlich „bereinigt“, 

- für alle Staaten stellt gerade das Bankgeheimnis ein 
besonders schützenswertes Rechtsgut und der Um- 
gang damit eine besonders sensible Materie dar, 

- die Kopfzahl des faktisch mit der Ermittlungsarbeit 
betrauten Sekretariats der UKPV ist ab 1998 stark zu- 
rückgegangen. 

Zum Bereich der Auslandsermittlungen zählen in Teilen 
auch die Nachforschungen im Novum/Transcarbon- Ver- 
fahren.^* Die UKPV hofft zuversichtlich, dass als Ergeb- 
nis ihrer Bemühungen aus den in der Schweiz noch an- 
hängigen zivilrechtlichen Prozessen mit einer Gesamt- 
Klagesumme von 237 Mio. Euro zuzüglich Zinsen in Zu- 
kunft weitere Geldflüsse zugunsten des Vermögens der 
Parteien und Massenorganisationen, und damit zugunsten 
der neuen Bundesländer, erreicht werden können. 


56 Siehe dazu im Einzelnen nachstehend unter C.III. 1 . 

57 Von 29 (Mitte 1998) auf 12 (Mitte 2000). 

5^ Siehe dazu unter Abschnitt C.II.3. 
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Unter Außerachtlassung der vorgenannten Verfahren sind 
seit Beginn der Tätigkeit der UKPV bisher ca. 125,9 Mio. 
Euro^^ aus Auslandsvermögen dem PMO-Vermögen wie- 
der rückgeführt worden. Das sind ca. 7,8 Prozent der ins- 
gesamt durch die UKPV sichergestellten Gelder zum 
PMO-Vermögen. Dieser Betrag setzt sich aus sicherge- 
stellten Geldern incl. Zinsen aus dem ORVAG-Firmen- 
komplex, aus Treuhandgeldem Luxemburg und dem 
bislang sichergestellten Auslandsvermögen der Firma 
Novum zusammen (insgesamt 53,6 Mio. Euro) zuzüglich 
der Gelder der Putnik-Transaktion (72,3 Mio. Euro). 

Im Zusammenhang mit den Untersuchungen in Ungarn 
im Rahmen der Gemeinsamen Deutsch-Ungarischen 
Kommission wurde erwogen, die geltende Belohnungsre- 
gelung für Hinweise auf Vermögen aus der DDR^o in un- 
garischen Zeitungen und mit Unterstützung der ungari- 
schen Regierung zu wiederholen. Davon ist schließlich 
abgesehen worden. 

Auch wenn die mit großer Intensität betriebenen Aus- 
landsermittlungen hauptsächlich aufgrund von Beweis- 
schwierigkeiten das erhoffte, zählbare Ergebnis in weiten 
Teilen nicht erbracht haben, so haben sich doch Erkennt- 
nisse in Form verfestigter Mutmaßungen ergeben. Zu- 
nächst und vor allem dürfte es die vermuteten Geldver- 
schiebungen in nicht ganz unbeträchtlichem Umfang ins 
oder über das Ausland tatsächlich gegeben haben. Sogar 
die Ungarische Nationalbank (MNB) geht in einer Presse- 
verlautbarung vom September 2003, wenn auch mit der 
für eine Institution dieser Art gebotenen Zurückhaltung, 
davon aus.^' Die Gelder dürften vielfach über Ungarn ge- 
laufen, aber dort nicht verblieben, sondern weitertransfe- 
riert oder angelegt worden sein. Augenscheinlich hat 
auch das damals faktisch gegebene Rollenspiel zwischen 
Liechtenstein und besonders der Schweiz vielfach ge- 
wirkt: Gelder sind in Liechtenstein verborgen und gewa- 
schen, anschließend in der Schweiz oder anderen Staaten 
sicher angelegt worden. Die Hauptschwierigkeit der Er- 
mittlungen bestand darin, dass der UKPV aus der Natur 
der Sache regelmäßig nicht etwa vorhanden gewesene 
Guthaben bekannt waren, deren Weg nach Möglichkeit 
einfach hätte weiter verfolgt werden müssen. Vielmehr 
standen der UKPV im Wesentlichen nur die Namen schon 
bekannter SED-Treuhänder (Personen oder Firmen) zur 


Die Differenz zu der Berichterstattung in der Bundestagsdrucksache 
13/11353 V. 24. August 1998, S. 308, ergibt sich daraus, dass ein Teil 
des Auslandsvermögens zwischenzeitlich dem Finanzvermögen zu- 
geführt wurde (Erlöse aus „Parteifirmen“) und von dem im 1998er 
Bericht aufgeführten Vermögen des ORVAG-Komplexes nur ein Teil 
in das PMO-Vermögen zurückgeführt werden konnte. 

Siehe dazu Abschnitt A Nummer 7. 

„In der MNB befinden sich keine ehemaligen SED-Gelder, obwohl 
mehrere Anzeichen darauf hinweisen, dass in der Zeit des System- 
wechsels über die MNB verdächtige Kontenbewegungen, Geldüber- 
weisungen getätigt wurden. . . . Uns verursachen zwei Sachen 
Schwierigkeiten: einerseits, dass die damaligen Führungsleute der 
Partei und des Finanzministeriums alles unternahmen, um die Fäden 
zu verheddern, zu verwirren, andererseits, dass man aus den Compu- 
terinformationstechnischen und den anderen Registratursystemen 
von vor 10 bis 15 Jahren nur sehr schwer an Informationen gelangen 
kann.“ (Übersetzung der Deutschen Botschaft Budapest vom 
30. September 2003). 


Verfügung, bei denen u. U. vermutet werden konnte, dass 
sie in Geldverschiebungen eingeschaltet waren. Falls für 
Transaktionen andere als diese Kanäle benutzt wurden, so 
konnte dem - mangels Kenntnis - nicht nachgegangen 
werden. Es hat außerdem den Anschein, dass die Siche- 
rung von Vermögen sich nicht nur in der Form simpler 
Geldüberweisungen von einem inländischen Konto (di- 
rekt oder über mehrere Stationen) auf ein ausländisches, 
sondern auch in der Form komplexer, entweder ganz rea- 
ler oder aber fingierter Warengeschäfte über mehrere 
Staatsgrenzen hinweg vollzogen hat.^^ Dabei könnten ins- 
besondere die etablierten Verbindungen und Handels- 
wege von Embargohändlem genutzt worden sein.^^ 

Auffällig und bemerkenswert ist, dass das Sekretariat der 
UKPV bei der Untersuchung ganz verschiedener Kom- 
plexe in unterschiedlichen Zusammenhängen und Staaten 
nicht selten auf eine Reihe immer wieder der gleichen 
Namen gestoßen ist, von denen etliche schon im Bericht 
des 2. Untersuchungsausschusses der 13. Wahlperiode 
(DDR- Vermögen)^'* hervorgehoben Erwähnung gefun- 
den haben. 

C.III.2. Ungarn 

C.III.2.a.Ermittlungen bis 2003 

Schon sehr früh, noch in der ersten Hälfte der 90er Jahre, 
gab es - später in der einen oder anderen Form erneut im- 
mer wieder auftauchende - Hinweise und Anhaltspunkte 
auf mögliche Vermögensverschiebungen gerade nach 
oder über Ungarn. Aufklärung seitens der PDS war, wie 
erwähnt, nicht zu erlangen. Warum unter allen RGW- 


Als Beispiel, wie die Dinge sich abgespielt haben könnten, mag der 
vom Fürstlichen Landgericht Vaduz (Az. 01 CG.2004.268) gericht- 
lich untersuchte, aufgeklärte und entschiedene Fall (den die Bundes- 
republik Deutschland gleichwohl verloren hat) dienen. Es wurde 
festgestellt, dass über rein fingierte Baumwollgamgeschäfte im Um- 
fang eines kompletten Jahresimportvolumens der DDR sowie mit 
PCs in einer (fiktiven) Handelskette über die Staaten Liechtenstein, 
DDR, Ungarn, Österreich und zurück zur Ausgangsfirma des Öster- 
reichers Martin Schlaff in Liechtenstein, unter Ausnutzung der 
Transferrubel-Regelung, äußerst gewinnträchtige Kreisgeschäfte ins- 
zeniert worden sind, bei denen effektiv aber kein Gramm Garn und 
kein PC je vorhanden war. Es würde genügt haben, bei einem „Ge- 
schäft“ dieser Art sein Kapital einzusetzen, um es (erstens) zu si- 
chern und (zweitens) sogar noch zu vermehren. 

In einem anderen Embargo-Fall wurden in großem Umfang Fernse- 
her nach Ungarn verkauft, in die von der Sowjetunion für ihre Elek- 
tronikindustrie benötigte, aber dem Embargo unterliegende Chips 
eingebaut waren. Die Chips wurden in Ungarn entnommen und an 
das Empfängerland geliefert; die Fernseher kamen als Fernseher in 
den Handel, natürlich ebenfalls mit Gewinn. Die Sowjetunion hat 
nicht in bar bezahlt, sondern mit Rohstoffen wie Öl und Gas, die ih- 
rerseits veräußert wurden. Der Ertrag wurde vermutlich im (von Un- 
garn aus) westlichen Ausland angelegt. Zur Geldverschiebung ge- 
nügte es, in die exportierten Fernsehapparate zu investieren. 

Die CoCom-Listen wurden für die DDR ab 1. Juli 1990 außer Kraft 
gesetzt, nicht aber für die anderen vormaligen RGW-Staaten. Für Un- 
garn fielen die Embargo-Restriktionen erst 1992; für Russland und 
andere Staaten der früheren Sowjetunion im März 1994. Es geht da- 
bei nicht notwendigerweise um die Tatsache, dass wirklich Embargo- 
geschäfte stattgefunden hätten (obwohl auch das möglich ist), son- 
dern um die Benutzung der dafür etablierten und erprobten 
kommerziellen Wege. 

^ Siehe Bundestagsdrucksache 13/11353 vom 24. August 1998. 
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Staaten besonders der Weg über Ungarn attraktiv gewe- 
sen zu sein scheint, wurde mit den vergleichsweise frei- 
zügigen Praktiken des früheren „Gulaschkommunismus“ 
sowie mit bereits erprobten und etablierten, also „einge- 
fahrenen“ Transferwegen (nicht zuletzt ins westliche 
Ausland^^) - unter Ausnutzung der bestehenden Perso- 
nenkenntnis sowie bewährter, jederzeit verlässlicher Ver- 
bindungen und Verflechtungen - erklärt. 

Vertraglich vereinbarter Einsatz 
von Wirtschaftsprüfern 

Der förmliche Kontakt zu den ungarischen Stellen selbst 
wurde im Zuge der erwähnten Schwerpunktverlagerung 
in den Untersuchungen der UKPV auf das Ausland ab 
1998 erheblich intensiviert, ln der Folge kam es, in Er- 
gänzung zu einer ganzen Reihe von offiziellen und weni- 
ger offiziellen Gesprächen (oft von der deutschen Bot- 
schaft oder dem Botschafter vermittelt), zu vertraglichen 
Vereinbarungen : 

- am 14. Oktober 1999 zwischen dem ungarischen Fi- 
nanzministerium und der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft Emst & Young (E & Y), Budapest, über die 
Prüfung von im Ministerium gelagerten Unterlagen 
der Penzintezeti Központ (PK; eine Art ungarischer 
KoKo), 

- am 6. April 2000 zwischen der Ungarischen National- 
bank (MNB) und ebenfalls E & Y Budapest (zugleich 
regulärer „Hausprüfer“ der MNB), in welcher die 
Bank sich verpflichtete, sowohl bei ihr lagernde PK- 
Unterlagen überprüfen zu lassen als auch über im Rah- 
men der Prüfung auftauchende Anhaltspunkte zu Kon- 
ten mit Bezug auf DDR- Vermögen Auskunft zu ertei- 
len, 

- nach langwierigen Verhandlungen und auf Interven- 
tion des Finanzministers des Freistaates Bayern am 
4. Juli 2000 zwischen der mittlerweile als Geschäfts- 
bank privatisierten Ungarischen Außenhandelsbank 
(MKB) - seit Mitte der 90er Jahre eine Tochter der 
Bayerischen Landesbank - und wiederum E & Y Bu- 
dapest über die Sichtung und Prüfung aller bei der 
Bank vorhandenen Unterlagen zu möglichem Partei- 
und Staatsvermögen der DDR. 

Die Anbahnung von alledem gegenüber ungarisch hohen 
politischen Ebenen (jeweilige Finanzminister und Präsi- 
denten der Nationalbank) war schwierig und nicht selten 
zäh, doch stieß die deutsche Seite nicht auf Verweige- 
rung, sondern auf zumindest verbal immer neu bekundete 
Zeichen von Verständnis und Unterstützungsbereitschaft. 


Eine zentrale Rolle spielte die Central Wechsel- und Creditbank AG 
(CW-Bank) in Wien, eine 100 Prozent-Tochter der Ungarischen Nati- 
onalbank. Die Bank wird seit 2000 abgewickelt. Sie war nachweis- 
lich eine zentrale Schaltstelle für den Geldtransfer, vorzugsweise 
nach und von Ungarn, aber z. B. auch in Richtung Schweiz, Liech- 
tenstein, Luxemburg und zurück. Über CW-Konten wurden insbe- 
sondere zur Wendezeit zahlreiche Transaktionen in Bezug auf DDR- 
Partei- und Staatsvermögen abgewickelt. 


Die Berechtigung des deutschen Anliegens wurde 
ausdrücklich anerkannt (unter ungarischer Betonung des 
seit den Transaktionen vergangenen Zeitraums, der recht- 
lich nun einmal gegebenen Probleme sowie der Tatsache, 
dass man inzwischen ein Rechtsstaat sei). 

Grundproblem der Ungarn-Arbeiten 

Bereits darin äußerte sich, zunächst noch unerkannt, das 
die Ungarn-Arbeiten auch später und bis zu ihrem Ab- 
schluss durchziehende Verhaltensmuster. Während auf 
hoher und höchster Ebene die grundsätzliche Berechti- 
gung des deutschen Interesses artikuliert, jedwede Hilfs- 
bereitschaft im Rahmen der rechtlichen Vorgegebenhei- 
ten und des real Möglichen betont und zum Teil 
(besonders Ungarische Nationalbank) in der Tat auch 
großzügig Logistik bereitgestellt wurde, gab es auf Ar- 
beitsebene zahlreiche Probleme, die häufig genug nicht 
ausgeräumt werden konnten. Insgesamt ergibt sich für die 
UKPV das vollkommen gegenläufige, den ungarischen 
Partnern im Rahmen der Arbeit der Gemeinsamen Kom- 
mission auch deutlich zum Ausdruck gebrachte Bild for- 
mal größten Wohlwollens und Entgegenkommens bei 
faktischer Intransigenz in der Sache selbst. 

Ergebnis der Untersuchungen bis 2003 
durch die Wirtschaftsprüfer 

Das formale Ergebnis der genannten Prüfungen von 
Emst & Young im ungarischen Finanzministerium, in der 
Ungarischen Nationalbank und in der MKB wurde in 
27 Berichten auf insgesamt mnd 3 000 Seiten dokumen- 
tiert. ln den zitierten Verträgen waren jeweils Klauseln 
enthalten, nach denen die Berichte der Wirtschaftsprüfer 
der UKPV übergeben werden durften. 

Die E & Y-Berichte wurden dementsprechend durch das 
Sekretariat der UKPV ausgewertet und mit den bei ihr 
vorhandenen Daten und Spuren abgeglichen. 

Es wurden zahlreiche Konten, Kontoinhaber und Trans- 
aktionen bei der MKB und der Ungarischen Nationalbank 
mit Bezügen zum DDR-Partei- und Staatsvermögen fest- 
gestellt. Die dem Sekretariat der UKPV vorliegenden 
konkreten Hinweise auf Verschiebung mehrstelliger Mil- 
lionenbeträge aus dem DDR-Partei- und Staatsvermögen 
über Ungarn waren jedoch mit den von der ungarischen 
Seite zur Verfügung gesfellten Unterlagen nicht aufzuklä- 
ren. Aus dem Abgleich der PK-Unterlagen mit den Er- 
kenntnissen der UKPV konnten erste Fingerzeige auf fi- 
nanzielle Verbindungen ungarischer PK-Firmen mit 
DDR-Parteifirmen gewonnen werden, doch erwiesen sich 
diese Hinweise im Endergebnis als wertlos, weil die un- 
garische Seite nur zeitlich überholte und nicht - wie ver- 
einbart - PK-Unterlagen aus der Focusperiode (1988 bis 
1994) vorgelegt hat.“ 


Im Rahmen der Prüfungen bei den drei genannten Einrichtungen ist 
E & Y insbesondere folgenden Schwierigkeiten begegnet: 
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C.III.2.b.Ermittlungen ab 2003 - Gemeinsame 
Deutsch-Ungarische Kommission 

Strategische Überlegungen und Einsetzung der 
Gemeinsamen Deutsch-Ungarischen Kommission 

Im Jahre 2003 ergab sieh für die UKPV die Einsieht, dass 
- bei weiter vorhandenen erhebliehen Verdaehtsmomen- 
ten - allein mit eigenen Mitteln und Unterstützung dureh 
Wirtsehaftsprüfer nieht weiterzukommen war. Es fanden 
daraufhin Gespräehe mit der Bundesregierung (Bundes- 
kanzleramt, Auswärtiges Amt, Innen- und Finanzministe- 
rium, BND, Botschaft Budapest) und mit der Fragestel- 
lung statt, ob es sinnvoll sei, die Bemühungen überhaupt 
fortzusetzen und - bejahendenfalls - wie das am Besten 
geschehen und regierungsseitig unterstützt werden könnte. 
Ergebnis war, nach Vorabkontakten mit der ungarischen 
Seite, den erklärtermaßen letzten Versuch zu unterneh- 
men, den Dingen nunmehr befristet und in partnerschaftli- 
cher Zusammenarbeit mit der ungarischen Regierung 
selbst auf den Grund zu gehen. Würde nichts gefunden 
werden, so sollten die Ungarn-Ermittlungen eingestellt 
werden. Zeitlich parallel hat der damalige ungarische Mi- 
nisterpräsident Peter Medgyessy öffentlich erklärt, er halte 
es für denkbar, dass deutsche Gelder über Ungarn gelaufen 
seien, doch handle es sich bei weitem nicht um die deut- 
scherseits angeführten Größenordnungen. 

Am 19. November 2003 vereinbarten auf dieser Grund- 
lage die Regierungschefs von Deutschland und Ungarn 
eine zunächst auf ein Jahr (ab Tätigkeitsaufnahme) befris- 
tete Gemeinsame Deutsch-Ungarische Kommission. In- 
halt des Mandats: unter Berücksichtigung aller eigenen 
Anhaltspunkte und Verdachtsmomente im Bereich der 
Republik Ungarn sowie unter Nutzung der den ungari- 
schen Behörden oder Einrichtungen gegebenen Möglich- 
keiten etwa nach Ungarn verbrachtes oder über Ungarn 
geleitetes Geldvermögen der früheren DDR oder ihrer 
Sfaatspartei SED fesfzusfellen und, wenn möglich, zu si- 
chern. Die ungarische Seite hat sich verpflichtet, die Ar- 
beit als eigene Angelegenheit zu betrachten, sie zu for- 
dern und zu unterstüfzen; ferner für die Zwecke der 
Kommissionsarbeit alle relevanten Unterlagen im Be- 
reich der Institutionen, Behörden und Einrichtungen der 
Republik Ungarn zu offenbaren und bereitzustellen. 


Den Wirtschaftsprüfern wurde ungarischerseits abredewidrig kein 
Fachwissen, insbesondere kein bankfachliches Know-how, etwa über 
Kontenführung, Depotverwaltung und Zahlungsverkehr, zur Verfü- 
gung gestellt. 

Die Informationen der Banken an E & Y, auf die sich die Wirt- 
schaftsprüfer mangels eigener Kontrollmöglichkeiten verlassen 
mussten, waren oft unvollständig oder ungenau. Vielfach wurden 
Auskünfte von Bankmitarbeitem auf Arbeitsebene vertragswidrig 
unter Berufung auf Bankgeheimnis oder Datenschutz verweigert. 

Die für eine ordnungsgemäße Bankenprüfung unabdingbar erforder- 
lichen Unterlagen und Dateien standen den Wirtschaftsprüfern über- 
wiegend nicht zur Verfügung. Es wurden beispielsweise keine 
Kontolisten, Zahlungsbelege präsentiert und Dateien zum Devisen- 
zahlungsverkehr nicht oder nur unvollständig zur Verfügung gestellt, 
weil dafür - wie von den Banken angeführt - die Aufbewahrungsvor- 
schriften abgelaufen waren. Ferner wurden - trotz wiederholter 
Nachfrage - nur zeitlich überholte und somit nicht mehr aussagekräf- 
tige PK-Unterlagen zur Prüfung vorgelegt. 


Tätigkeit der Gemeinsamen Dentsch-Ungarischen 
Kommission 

Die Gemeinsame Kommission nahm ihre Tätigkeit am 
24. Februar 2004 unter Leitung der Finanz-Staatssekre- 
täre beider Seiten auf. Deutscherseits waren vertreten: 
Unabhängige Kommission Parteivermögen, Finanzminis- 
terium, Botschaft Budapest, Deutsche Bundesbank, BND, 
Bundeskriminalamt sowie die Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft Emst & Young. 

Nach einjähriger Arbeit der Gemeinsamen Kommission 
wurde deren Mandat im Anschluss an einen Bericht an 
beide Regiemngschefs vom 21. Febmar 2005 aufgmnd 
der Fülle an rechtlichen und tatsächlichen Problemen so- 
wie wegen des enormen, auszuwertenden Dokumenten- 
materials um ein weiteres Jahr, bis zum 28. Febmar 2006, 
verlängert. 

Die Gemeinsame Kommission arbeitete in fünf Arbeits- 
gmppen (je eine für die Nationalbank, die PK und die pri- 
vatisierte Bank ÄEB, für die MKB, die CW-Bank und 
schließlich für die Zusammenarbeit auf nachrichten- 
dienstlicher Ebene). Die nachrichtendienstliche Arbeits- 
gmppe gehorchte, der Sachnatur entsprechend, ihren ei- 
genen Regeln, arbeitete weitgehend unabhängig und war 
mit der Gemeinsamen Kommission vorwiegend nur orga- 
nisatorisch und über den gemeinsamen Zeit- und Arbeits- 
plan verbunden. Anders als die Ungarische Nationalbank 
ließen die betroffenen privatisierten Banken MKB und 
ÄEB eine unmittelbare Nachforschung in ihren Archiven 
durch die Gemeinsame Kommission nicht zu. Sie nahmen 
jedoch Recherchenachfragen der Gemeinsamen Kommis- 
sion entgegen, bearbeiteten sie und stellten die Ergeb- 
nisse der Kommission zur Verfügung. Aus rechtlichen 
Gründen, die mit den Regeln zum Bankgeheimnis Zusam- 
menhängen, sind die Angehörigen des Sekretariats der 
UKPV bei den Arbeiten in Ungarn nicht als solche, son- 
dern ausschließlich in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der 
Gemeinsamen Kommission oder ihrer Untergliederungen 
aufgetreten. In eigener Zuständigkeit der Unabhängigen 
Kommission durfte mit den Daten erst gearbeitet werden, 
sobald sie im Wege eines mit den geltenden Rechtsregeln 
übereinstimmenden Datentransfers förmlich an die deut- 
sche Seite (und dort an die UKPV) gelangt waren. 

Der Schwerpunkt der Untersuchungen lag in der Ungari- 
schen Nationalbank (MNB). 

Dort wurde mit modernster Scanner-Technologie gearbei- 
tet. Eingescannt wurden in erster Linie die Kontenblätter 
zu den privaten Devisenkonten, die Kassenbelege, Trans- 
aktionsdaten elektronischer Bankbuchungen und die 
Bankkorrespondenz, i. d. R. aus dem Zeitraum 1989 bis 
1992. Die Vorauswahl des einzuscannenden Materials er- 
folgte unter sachkundiger Anleitung und Hilfe von Ange- 
hörigen der Deutschen Bundesbank. Gescannt wurden 
mehr als eine Million Dokumentenseiten. Die automati- 
sierte Suche erfolgte mit Hilfe einer Suchliste, die etwa 
600 Suchbegriffe enthielt. Darunter auch von der BvS 
mitgeteilte Firmen und Personen, bei denen noch DDR- 
Staatsvermögen gesucht wurde, weil Erkenntnisse bestan- 
den, wonach sich dieses in Ungarn mit Parteivermögen 
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vermischt haben könnte. Tatsächlich wurden auch Treffer 
zu Konten und Zahlungsbewegungen von Firmen und 
Personen z. B. aus dem Umfeld der schon im Bericht des 
2. Untersuchungsausschusses (DDR-Vermögen)^^ ge- 
nannten Rudolfine Steindling und Martin Schlaff festge- 
stellt, ferner Konten bekannter Transferrubelbetrüger und 
Embargohändler sowie anonym geführte Konten, über 
die SED-Geld transferiert wurde. 

Die Auswertung der Zahlungsströme durch Experten der 
Bundesbank und des Sekretariats der UKPV gestaltete 
sich extrem schwierig, weil wichtige Unterlagen, wie 
z. B. Kontobelege, die für die Identifizierung des Absen- 
ders oder Empfängers einer Geldzahlung notwendig wa- 
ren, größtenteils nicht vorgelegt werden konnten. Die 
MNB verwies darauf, dass diese entsprechend den ein- 
schlägigen Bestimmungen ausgesondert und vernichtet 
worden waren. Eine Liste der Aussonderungsprotokolle 
hat die MNB der Kommission zur Verfügung gesfellt. Die 
Protokolle wurden stichprobenartig überprüft, sind aber 
nach deutscher Meinung nicht besonders aussagekräftig. 
Zweifel bestanden auch deshalb, weil immer wieder Un- 
terlagen gefunden wurden, die an und für sich nach den 
gesefzlich notwendigen Aufbewahrungsfristen hätten ver- 
nichtet sein sollen. Zudem war eine Vollständigkeitsprü- 
fung nicht möglich, weil Kontenlisten, Kontenbelege und 
Stammdaten aus der Fokusperiode nicht vorhanden wa- 
ren. Das Fehlen dieser Unterlagen war der Hauptgrund 
dafür, dass die Feststellungen nicht zum Erfolg führten. 
Die Inhaber der anonymen Konten bei der MNB blieben 
unbekannt, weil der Bank ihre Personalien angeblich 
nicht bekannt bzw. nicht mehr rekonstruierbar waren. 

Die Recherchen der Gemeinsamen Kommission in der 
MNB ergaben im Frühjahr 2005 Belege hinsichtlich einer 
früheren „Gruppe 19“ in der Nationalbank, einer speziel- 
len Arbeitseinheit, die bis Ende der 80er Jahre mit sensib- 
len Devisentransaktionen (auch in Bezug auf einige der 
erwähnten anonymen Konten) wie generell mit heiklen 
Geschäften mit Auslandsbezug betraut war. Diese Gruppe 
unterstand, wiewohl organisatorisch in der MNB angesie- 
delt, nicht hauptsächlich deren Weisungen, sondern In- 
struktionen bestimmter Personen aus dem Finanzministe- 
rium und dem ZK der ungarischen kommunistischen 
Staatspartei. Dokumente, Organisationspläne und seiner- 
zeit in der Gruppe beschäftigt gewesenes Personal konn- 
ten angeblich nicht mehr (oder höchstens außerordentlich 
fragmentarisch) festgestellt werden. Die Untersuchungen 
stießen immer wieder auf Schwierigkeiten, die im Wider- 
spruch zur Unterstützungszusage der ungarischen Seite 
standen. Die deutsche Seite der Gemeinsamen Kommis- 
sion hat dies zum Anlass genommen, am 14. Dezember 
2005 eine minutiöse Chronologie der Abläufe im Einzel- 
nen als offizielles Konferenzdokument zu übergeben. Der 
Inhalt dieses Dokuments blieb gänzlich unwidersprochen. 
Stattdessen teilte die ungarische Seite mit, es sei dort eine 
politische Entscheidung getroffen worden, wonach die The- 
matik der „Gruppe 19“ und auch die von Embargogeschäf- 


Siehe Bundestagsdrucksache 13/10900 v. 28. Mai 1998. 


ten nicht vom Mandat der Gemeinsamen Kommission 
umfasst sei. Dem wurde auf das Entschiedenste wider- 
sprochen; ohne jede Reaktion oder gar Folgen. Nach In- 
terpretation der Unabhängigen Kommission legen die 
Vorkommnisse die Vermutung nahe, dass es sich bei den 
erwähnten Arbeitsschwierigkeiten nicht nur um reine Zu- 
fälligkeiten gehandelt hat. Bei weiteren Untersuchungen 
auf Initiative der deutschen Seite hat sich außerdem die 
Annahme verdichtet, dass es in der Zeit zwischen 1989 
bis 1994 noch andere Arbeits- und Organisationseinhei- 
ten unter dem formalen Dach der MNB und der PK gege- 
ben haben könnte, die sich ausschließlich mit Geschäften 
der erwähnt sensiblen Natur befasst haben. 

Gelöst hat die Gemeinsame Kommission das rechtlich au- 
ßerordentlich schwierige Problem eines legalen Daten- 
transfers von Ungarn nach Deutschland. Auf diese Art 
und Weise ist in zwar nicht beträchtlichem, aber doch 
auch nicht unerheblichem Umfang Material zur Überprü- 
fung an die UKPV gelangt. 

Grundsätzlich waren die Arbeiten in der Gemeinsamen 
Kommission mühsam. Sie blieben ohne zählbaren Erfolg. 
Wesentliche Ursache aus deutscher Sicht war die vielfach 
beanstandete, absprachewidrig große Passivität der unga- 
rischen Seite. Im Wesentlichen war keine aktive ungari- 
sche Eigeninitiative feststellbar. Die überwiegende Mehr- 
zahl der Arbeitsanstöße mussten (auf fremdem Terrain) 
immer wieder von deutscher Seite kommen. Der Großteil 
der praktischen Arbeitslast der Gemeinsamen Kommis- 
sion selbst lag auf deutscher Seite. 

Um diese Schwierigkeiten zu beheben, hat sich der Chef 
des Bundeskanzleramtes, Dr. Frank- Walter Steinmeier, am 
15. August 2005 ausschließlich zu diesem Zweck zu ei- 
nem Treffen mit dem zuständigen ungarischen Minister im 
Amt des Ministerpräsidenten nach Budapest begeben. Be- 
teiligt an dem Gespräch waren die Chefs der Nachrichten- 
dienste beider Seiten. Die Begegnung endete mit einer 
neuerlichen Zusage, die deutschen Bestrebungen aktiv zu 
unterstützen und die Tätigkeit der Gemeinsamen Kommis- 
sion ungarischerseits nunmehr bedeutend zu intensivieren. 

Da auch in der Folge keinerlei Veränderungen auf Arbeits- 
ebene erkennbar waren, erklärte die deutsche Seite Mitte 
Dezember 2005 - nach Entscheidung des Chefs des Bun- 
deskanzleramtes Dr. Thomas de Maiziere -, die Arbeiten 
programmgemäß zum 28. Februar 2006 zu beenden und 
eine erneute Verlängerung des Mandats der Gemeinsamen 
Kommission wegen Aussichtslosigkeit nicht anzustreben. 

C.III.2.C. Beendigung und Schlussbericht der 
Gemeinsamen Kommission - Gründe 
des Scheiterns der Ungarnermittlungen 

Der Abschlussbericht der Gemeinsamen Kommission 
vom 28. Februar 2006 an beide Regierungschefs liegt der 
Bundesregierung vor. Die Unabhängige Kommission hat 
sich mit den Ergebnissen auch kritisch auseinanderge- 
setzt. Einige Mitglieder haben die Frage aufgeworfen, ob 
der beschrittene Weg richtig gewesen und auch wirklich 
alle Möglichkeiten ausgeschöpft worden seien. 
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ln dem Abschlussbericht der Gemeinsamen Kommission 
sind u. a. folgende Aussagen gemeinschaftlich als Ursa- 
chen für das Scheitern förmlich festgehalten worden: 

- die sehr lange Zeit, die seit den untersuchten Vorgän- 
gen vergangen ist, einschließlich der ordnungsgemä- 
ßen Vernichtung von Dokumenten nach Ablauf der ge- 
setzlichen Aufbewahrungsfrist, 

- die Nichtauffindbarkeit anderer, wesentlicher Doku- 
mentenbestände, 

- ganz generell die unvollständige Dokumentation von 
Vorgängen in der ungarischen Umbruchzeit, versehen 
mit der ungarischen Erläuterung, dass man damals 
glaubte, vordringlich andere Aufgaben zu haben, 

- der den allgemein zu stellenden Ansprüchen nicht ge- 
recht werdende Zustand des Archivs der Ungarischen 
Nationalbank, 

- aus deutscher Sicht die abredewidrige Zurückhaltung 
der ungarischen Seite, die Dinge wie eine eigene An- 
gelegenheit zu verfolgen, 

- dass eine Änderung dieser Haltung (unter besonderem 
Einschluss der Tätigkeit der ungarischen Dienste) 
auch nach dem Treffen der Staatskanzleichefs in Bu- 
dapest vom 15. August 2005 nicht stattgefunden hat, 

- die in ihrer Berechtigung von deutscher Seite bestrit- 
tene ungarische politische Entscheidung, wonach 
Embargogeschäfte und die in der Ungarischen Natio- 
nalbank aufgefundene „Gruppe 19“ nicht zum Unter- 
suchungsgegenstand der Gemeinsamen Kommission 
gehörten. 

Darüber hinaus dürften nach Einschätzung des Sekreta- 
riats der UKPV auch noch andere tatsächliche Gründe 
von nicht unmaßgeblicher Bedeutung gewesen sein. Un- 
ter anderem: die Nichterfüllung oder Nichterfüllbarkeit 
zweier im Zwischenbericht der Gemeinsamen Kommis- 
sion an die Regierungschefs vom 21. Februar 2005 für 
den Enderfolg als unabdingbar bezeichneter Vorausset- 
zungen: einerseits ungarische Bereitstellung grundsätzli- 
cher Informationen, wie sich in der Wendezeit um 1990 
Geldbewegungen aus der DDR nach Ungarn jenseits oder 
am Rande der damals geltenden Regeln tatsächlich abge- 
spielt haben; andererseits die ungarische Bemühung, über 
ein einzig bekanntes (und auch untersuchtes), sehr frag- 
mentarisches Teilarchiv der PK hinaus zusätzlich sub- 
stantielle Auskünfte über die PK und ihre Firmen zur Ver- 
fügung zu stellen.®* 


Die unter C.III.l.a) beschriebenen Untersuchungen der Wirtschafts- 
prüfer Emst & Young bezogen sich lediglich auf vorher schon im 
Rahmen einer Aufteilung des vormaligen Gesamt-Archivs der PK 
auf einerseits in der MNB, andererseits im Finanzministerium depo- 
nierte Unterlagen. Auch der Gemeinsamen Kommission wurden da- 
rüber hinaus keine Bank- und Kontenunterlagen zugänglich gemacht, 
die irgendwelche Informationen über sensible Transaktionen mit 
DDR-Bezug in den Jahren 1989 bis 1994 beinhalteten. 


C.III.3. Liechtenstein, Luxemburg 
und Schweiz 

Die UKPV recherchierte in den letzten Jahren verstärkt 
auch in Liechtenstein, Luxemburg und der Schweiz, um 
dort Konten, über die Gelder aus der DDR (Partei- und 
Finanzvermögen) geflossen sind, aufzufinden. 

Die schweizer Behörden verhießen sich von Anfang an 
kooperativ, die Regierungen und zuständigen Behörden 
in Luxemburg und Liechtenstein nach anfänglichem Zö- 
gern seit 2002 bzw. Beginn 2003. Die genannten Staa- 
ten waren im Rahmen der rechtlichen und tatsächlichen 
Gegebenheiten grundsätzlich bemüht, zur Klärung des 
Verbleibs eventuell verschobenen Vermögens beizutra- 
gen. 

Die entsprechenden Überprüfungen durch das Sekretariat 
der UKPV ergaben allerdings nur in wenigen Fällen Hin- 
weise auf noch vorhandene Vermögenswerte. Es hat sich 
herausgestellt, dass die Mehrzahl der aufgedeckten Kon- 
ten und Transaktionen den zuständigen deutschen Stellen 
bereits bekannt war. In der Schweiz sind die Bemühungen 
zum Zeitpunkt der vorliegenden Berichterstattung noch 
nicht abgeschlossen. 

C.III.S.a. Liechtenstein 

Von der Regierung des Fürstentums Liechtenstein war zu- 
nächst im Januar 2003 eine Arbeitsgruppe unter Vorsitz 
des Leiters der Financial Intelligence Unit (FIU) mit der 
Aufgabe eingesetzt worden, die Suche nach verstecktem 
DDR-Partei- und -Staatsvermögen in Liechtenstein zu be- 
gleiten. In ihrem Auftrag erfolgte anhand deutscher An- 
gaben eine Bankenabfrage. Aufgrund offenbar innenpoli- 
tischer Bedenken und Widerstände fasste die Regierung 
des Fürstentums am 9. September 2003 einen förmlichen 
Beschluss, wonach im Rahmen der gesetzlichen Möglich- 
keiten die Bemühungen der Unabhängigen Kommission 
unterstützt werden sollten. Mit der Umsetzung wurde die 
FIU beauftragt. Sie erhielt die Erlaubnis, eine detaillierte 
Prüfung bei den Banken durchzuführen, erhaltene Infor- 
mationen mit der Staatsanwaltschaft auszutauschen und 
der Regierung Möglichkeiten zur Rückführung sich allen- 
falls noch im Territorialbereich von Liechtenstein befin- 
dender Vermögenswerte aufzuzeigen. Gemeldet wurden 
ca. 60 verdächtige Bankverbindungen, zumeist auch be- 
reits geschlossene Konten. 

Auf einem bis dahin unbekannten Konto in Liechtenstein, 
angelegt auf den Namen einer Stiftung, an deren Gutha- 
ben jedoch tatsächlich ein ehemaliger DDR-Treuhänder 
berechtigt war, befanden sich noch ca. 2,6 Mio. CHF. In 
Verhandlungen mit den zuständigen Behörden in Liech- 
tenstein konnte erreicht werden, dass dieses Geld kompli- 
kationslos ohne längere rechtliche Auseinandersetzungen 
zugunsten der Bundesrepublik Deutschland nach 
Deutschland zurückgeführt wurde. Da es sich hierbei um 
Finanzvermögen in Treuhandverwaltung des Bundes han- 
delt, ist der Betrag nicht im sichergestellten Gesamtwert 
des PMO-Vermögens enthalten. 
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C.III.S.b.Luxemburg 

ln Luxemburg hatte sich die Commission de Surveil- 
lance du Secteur Financier (Ausschuss zur Überwa- 
chung des Finanzplatzes Luxemburg, CSSF) im Jahr 
2002 bereiterklärt, die Bemühungen der Unabhängigen 
Kommission zu unterstützen und bei luxemburgischen 
Banken mit Hilfe einer zur Verfügung gestellten Liste 
nach verdächtigen Konten zu forschen. Präsentiert wur- 
den schließlich 24 gefundene Konten, zumeist bereits 
geschlossener Art mit abverfügten Guthaben. Interes- 
sant schienen gleichwohl damit verbundene Spuren. Auf 
die Konten sind zwischen 1987 und 1996 ungefähr 
80 Mio. Euro eingezahlt worden. Wertträchtig könnten 
noch einige streitbefangene Ansprüche sein, die durch 
eine vollstreckbare HypothekWormerkung in Millionen- 
höhe dinglich gesichert sind. 

C.III.S.c.Schweiz 

Bankenabfrage 

Eine gute Zusammenarbeit besteht mit den schweizer Be- 
hörden. Anhand deutscher Suchlisten soll eine Abfrage 
bei allen Banken durchgeführt werden. Die Schweizer 
Regierung ist bemüht, die Ergebnisse der Unabhängigen 
Kommission kurzfristig zwecks Prüfung zugänglich zu 
machen. Die Bundesregierung hat die Vermögensermitt- 
lungen der UKPV in der Schweiz in einer entsprechenden 
Verbalnote unterstützt. 

Gemälde 

Außerdem ist die UKPV im November 2002 durch einen 
Zeitschriftenartikel im Zusammenhang mit einem angeb- 
lichen „Honecker-Nachlass“ auf eine seit Anfang der 
80er Jahre nacheinander in verschiedenen schweizer Zoll- 
freilagem deponierte Sammlung von etwa 100 Ge-mäl- 
den unklarer Herkunft gestoßen. Es handelt sich vorwie- 
gend um nicht erstrangige Bilder teilweise bekannter 
Maler, vorwiegend der italienischen und niederländisch/ 
flämischen Schule des 17. Jahrhunderts. 

Zeitweise überaus intensive Untersuchungen haben erge- 
ben, dass es sich zum Teil um reichlich dubiose Proveni- 
enzen handeln dürfte, möglicherweise u. a. Zwangsver- 
käufe früherer jüdischer Vermögen, Kriegsverluste etc. 

Indes haben zunächst angestellte Vermutungen zu einer 
Herkunft der Gemälde aus DDR-Quellen (z. B. Exporte 
der Kunst und Antiquitäten GmbH) sich nicht erhärten 


lassen. Hinsichtlich der allgemein fortbestehenden Ver- 
dachtsmomente sind auf der Grundlage der Erhebungen 
des Sekretariats der Unabhängigen Kommission die zu- 
ständigen Staatsanwaltschaften weiterhin tätig. 

D. Rechnerisches Ergebnis der Tätigkeit 

der Unabhängigen Kommission^^ 

D.i. Biianz des sichergesteiiten 

Vermögens^® - Einnahmen 

Die UKPV hat zusammen mit der THA/BvS bei den Par- 
teien und Massenorganisationen zwischen Beginn der 
Kommissionsarbeit und dem gegenwärtigen Berichtszeit- 
punkt Vermögenswerte im Wert von insgesamt 

1 604,5 Mio. Euro’i 

sichergestellt. 

Dieser Wert setzt sich im Wesentlichen 

- einerseits aus „Einnahmen“ durch Sicherstellung von 
Geldmitteln und erzielten Vermögenserlösen 
(1 567,1 Mio. Euro) und 

- andererseits aus Wertanrechnungen (37,4 Mio. Euro 
für u. a. FEDl-lmmobilien) 

zusammen. 

Der Hauptanfeil der Einnahmen sind Vermögenswerte 
seitens der SED/PDS in Höhe von 1 169,7 Mio. Euro. Im 
Vergleich dazu fällt der Anteil der „Blockparteien“ (CDU 
der DDR, DBD, LDPD und NDPD) mit 28,9 Mio. Euro 
eher bescheiden aus, was die schon mehrfach betonte frü- 
here finanzielle Machtposition der SED unterstreicht. 

Die Massenorganisationen haben zum sichergestellten 
Vermögen insgesamt 368,5 Mio. Euro beigefragen, dem- 
nach wesentlich mehr als die „Blockparteien“. Der 
Hauptanteil entfällt hier auf den FDGB (einschließlich 
FEDl und Gewerkschaftsorganisation in der Wismut so- 
wie Zinsen) mit 270,7 Mio. Euro. 

Im Einzelnen stellt sich das zu Zeiten des Bestehens der 
UKPV bis zum vorliegenden Berichtszeitpunkt sicherge- 
stellte Vermögen der Parteien und Massenorganisationen 
(PMO-Vermögen) wertmäßig wie folgt dar: 


Sämtliche Zahlenangaben sind mit der BvS abgestimmt. 

Stand: 31. Dezember 2005. Veränderungen bis zum 30. April 2006 
sind unwesentlich. 

Zahlen wurden im Text gerundet. 
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Sichergestelltes PMO- Vermögen (Gesamtwert) 

Stand: 31. Dezember 2005 


Mio.e 


Gesamtwert des PMO-Vermögens 

1.604,5 

1. 

Parteien (Snmme) 

1.198,6 

1.1. 

SED/PDS 

1.169,7 

1.2. 

LDPD/NDPD 

20,9 

1.3. 

CDU der DDR/DBD 

8,0 

2. 

Massenorganisationen der DDR 

368,5 

2.1. 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (FDGB) 

270,7 

2.2. 

Freie Deutsche Jugend (FDJ) 

36,2 

2.3. 

Vereinigung der gegenseitigen Bauemhilfe (VdgB) 

19,3 

2.4. 

Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische 

18,1 

2.5. 

Solidaritätskomitee der DDR 

9,3 

2.6. 

Gesellschaft für Sport und Technik (GST) 

7,4 

2.7. 

Demokratischer Frauenbund Deutschlands (DFD) 

2,1 

2.8. 

Komitee der Antifaschistischen 

1,7 

2.9. 

Kulturbund der DDR 

1,5 

2.10. 

Weitere Massenorganisationen der DDR ^2 

2,2 


Summe Parteien und Massenorganisationen 

1.567,1 

3. 

Anzurechnende Vermögenswerte (Summe) 

37,4 

3.1. 

Direkte Einnahmen bei den Kommunen (FEDI) 

3,0 

3.2. 

Anrechenbare Verkehrswerte im Rahmen Bürgermeistermodell (FEDI) 

31,8 

3.3. 

Sonstige anrechenbare Einzelvergaben (nicht FEDI) (betrifft hier SED/PDS) 

2,6 


Gesamtsumme 

1.604,5 


"^2 Hierunter sind die Vermögenswerte des Nationalrats der Nationalen Front der DDR, der Jugendweihe, des Friedensrates, der Liga für Völker- 
freundschaft der DDR, des Verbands der Journalisten, der Liga für die Vereinten Nationen der DDR, der URANIA, der Liga für Menschenrechte 
und des Verbands der Freidenker der DDR zusammengefasst. 


D.II. Bilanz des sichergestellten Vermögens - 
Verwendungen 

Die sichergestellten Vermögenswerte in Höhe von 

1 604,5 Mio. Euro 

fanden die folgende Verwendung: 

- Abwicklungskosten der Parteien und Massenorganisa- 
tionen (z. B. Kosten für Sozialplanleistungen, Kredit- 
ablösungen, Erlösauskehr an Rückübertragungsbe- 


rechtigte, Steuern, Entgeltbescheide, Provisionen, 
Kosten für Bewirtschaftung von Immobilien) 

177,5 Mio. Euro 

- Verwaltungsausgaben der BvS; - aus dem PMO-Ver- 
mögen zu bestreitender Kostenanteil - (z. B. Personal- 
und Sachkosten, Honorarkosten für Sachverständige, 
Wirtschaftsprüfer, Liquidatoren und Rechtsanwälte, 
Gerichtskosten) 

62,3 Mio. Euro 
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Bilanz des sichergestellten Vermögens (Verwendungen) 

PMO-Vermögen: 1.604,5 Mio. € 



- Entlassung aus treuhänderisch verwaltetem PMO-Ver- 
mögen (z. B. Abführungen aus dem Rentenfonds der 
SED/PDS an das Bundesversicherungsamt; Freigaben an 
politische Parteien und Massenorganisationen; Freigaben 
für Steuern und Gerichtskosten i. S. Novum) 

328,2 Mio. Euro 
verbleiben: 1 036,5 Mio. Euro. 

Das umfasst ca. 65 Prozent des Gesamtwerts des PMO- 
Vermögens. Davon sind 

- aufgrund gesetzlicher Zweckbestimmung (Einigungs- 
vertrag, Altschuldenregelungsgesetz und Gesetz zur 
Stiftung Aufarbeitung) verwendet worden 

917,0 Mio. Euro, 

- durch Rückstellungen für Rechts- und Reprivatisie- 
rungsverfahren; zu erwartende Rechts- und Beratungs- 
kosten sowie sonstige zu erwartende Kosten der Ab- 
wicklung bei der BvS Mittel gebunden 

119,5 Mio. Euro. 

Zumindest ein Teil dieses Betrages kann bei Wegfall des 
Rückstellungsgrundes der gesetzlichen Verwendung zu- 
geführt werden. 

Einzelheiten können der Abrechnung über den Gesamt- 
wert des PMO-Vermögens (Anlage 3) entnommen wer- 
den. 

D.III. Verwendungen gemäß gesetzlicher 
Zweckbestimmung 

Der Kern der Gesamtvermögensverwendung lag bestim- 
mungsgemäß in den Zuwendungen in Höhe von 917,0 


Mio. Euro nach den gesetzlichen Vorgaben (Einigungs- 
vertrag, Altschuldenregelungsgesetz, Gesetz „Stiftung 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“). 

Zur Aufschlüsselung im Einzelnen: 

Nach der Maßgaberegelung des Einigungsvertrages zu 
den fortgeltenden §§ 20a und 20b des Parteiengesetzes 
der DDR^^ war das verfügbare Vermögen der Parteien 
und Massenorganisationen zugunsten gemeinnütziger 
Zwecke, insbesondere der wirtschaftlichen Umstrukturie- 
rung, in den neuen Ländern zu verwenden. Danach hätte 
der Schwerpunkt der Verwendungen bei der Wirtschafts- 
förderung liegen sollen. 

Durch das Altschuldenregelungsgesetz vom 6 . März 
199774 ^ wonach verfügbares Vermögen hauptsächlich für 
die Tilgung der Altschulden der neuen Länder, und ein 
kleinerer Teil für die Denkmalpflege in den neuen Län- 
dern zu verwenden war, sowie das Gesefz über die Errich- 
tung einer „Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“ 
vom 5. Juni 1998’^ wurde die ursprüngliche Verwen- 
dungsregelung des Einigungsvertrages erweitert. Stärker 
in den Vordergrund rückte damit die Tilgung der Alt- 
schulden der neuen Länder. 

Gleichwohl hat neben den Verwendungen nach den zitier- 
ten Gesetzen von 1997 und 1998 die BvS im Einverneh- 
men mit der UKPV eine Vielzahl von Förderungsmaß- 
nahmen im Sinne der originären Bestimmung des 
Einigungsvertrages durchgeführt. Das Spektrum reichte 


Anlage II, Kapitel II, Sachgebiet A, Abschnitt III des Einigungsver- 
trages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 889, 1150) . 

74 BGBl. I S. 434. 

75 BGBl. IS. 1226. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-35- 


Drucksache 16/2466 


Verwendung des PMO-Vermögens 
gemäß gesetzlicher Zweckbestimmung 
insgesamt: 917,0 Mio. € 


Stiftung Aufarbeitung 
der SED-Diktatur 
75,0 Mio. € 

Anteii: 8 % 


Erbiastentiigungsfonds 

(ARG) 

375,8 Mio. € 

Anteil: 41 % 



Wirtschaftsförderung 
an Länder (gesamt) 
311,1 Mio.€ 

Anteil: 34 % 


Kultur-, Kunst- u. 
Denkmalpflege / 
-Förderung Länder 
155,1 Mio.€ 
Anteil: 17 % 


von der Kommunal- und Sportforderung über die Unter- 
stützung kultureller Einrichtungen bis hin zu Zuwendun- 
gen an die Deutsche Stiftung Denkmalschutz für Maß- 
nahmen des Denkmalschutzes in den neuen Ländern. 

Insgesamt sind - wie bereits dargestellt - aus dem Vermö- 
gen der Parteien und Massenorganisationen (einschließ- 
lich der Leistungen nach dem Altschuldenregelungsge- 
setz und dem Gesetz zur Stiftung Aufarbeitung) 
Verwendungen in Höhe von 

917,0 Mio. Euro 

an die neuen Länder oder an Einrichtungen und Organisa- 
tionen in den neuen Ländern geleistet worden. Darüber 
hinaus waren ihnen die Werte der „in natura“ (z. B. den 
Kommunen) überlassenen Immobilien (vorrangig Beher- 
bergungsbetriebe des FDGB/FEDl) anzurechnen. 


Der Einsatz besagter 917,0 Mio. Euro ergibt sich aus der 
oben stehenden Graphik. 

Die BvS hat im Einvernehmen mit der UKPV die verfüg- 
baren Mittel - mit Ausnahme der direkt Dritten zugewen- 
deten Beträge (z. B. zur Tilgung der Altschulden der 
neuen Länder an Erblastentilgungsfonds, für Maßnahmen 
des Denkmalschutzes an die Deutsche Stiftung Denkmal- 
schutz sowie für Bildung des Stiftungskapitals an die Stif- 
tung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur) - nach der zwi- 
schen der Treuhandanstalt und den neuen Ländern 
abgeschlossenen Verwaltungsvereinbarung vom 14. Fe- 
bruar 1994 (siehe Anlage 2) gemäß dem dort festgelegten 
Schlüssel auf die neuen Länder verteilt. 

Zur Einzelverwendung im Rahmen der aufgeführten Blö- 
cke: 


Für die Wirtschaftsförderung sind folgende Mittel verwendet worden: 


Verwendung 

Zweck 

BetragAVert € 

An IIC Industrial Investment Council 

GmbH 

Unterstützung für die Anwerbung ausländi- 
scher Investoren in den neuen Ländern 

25,6 Mio. 

Aufstockung der Konsolidierungsfonds in 
den neuen Ländern 

Verbesserung der Kapitalausstattung kleine- 
rer und mittlerer Unternehmen 

124,8 Mio. 

F orschungsfÖrderung 

für die Unterstützung von Maßnahmen des 
Technologietransfers bei der Produktent- 
wicklung und -emeuerung in den neuen 
Ländern 

73,8 Mio. 
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Verwendung 

Zweck 

BetragAVert € 

Überlassung von Beherbergungsbetrieben 
(Hotels, Pensionen, Gästehäuser) des FDGB 
(FEDl) an die Kommunen bzw. Auskehr der 
Erlöse aus der Verwertung dieser Betriebe 

Förderung des Tourismus in den Kommu- 
nen 

84,3 Mio. 

Überlassung nicht zum Bereich FEDl gehö- 
render Grundstücke an Kommunen 

Kommunalförderung 

2,6 Mio. 


Summe 

311,1 Mio. 


Weitere Mittel sind für gemeinnützige Zwecke wie die Förderung von Kultur und Kunst sowie Denkmalschutz ver- 
wendet worden: 


Verwendung 

Zweck 

BetragAVert € 

Verschiedene Kultureinrichtungen 

Für Bau- und Umbaumaßnahmen sowie Sa- 
nierung von denkmalgeschützten Objekten 

127,8 Mio. 

Verschiedene Einrichtungen 

Kunstförderung 

1,7 Mio. 

Deutsche Stiftung Denkmalschutz 

Maßnahmen des Denkmalschutzes in den 
neuen Ländern 

25,6 Mio. 


Summe 

155,1 Mio. 


Wesentliche Vermögenswerte sind für die diversen, bereifs genannten und sondergesetzlich bestimmten gemeinnützi- 
gen Zwecke aufgewandt worden: 


Verwendung 

Zweck 

Betrag/Wert € 

Erblastentilgungsfonds 

Tilgung der Altschulden der neuen Länder 

375,8 Mio. 

Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 

Kapitalausstattung der Stiftung 

75,0 Mio. 


Summe 

450,8 Mio. 


Schließlich sind zahlreiche Vermögenswerte im Rahmen der gemeinnützigen Zwecksetzung auch „in natura“ verschie- 
densten Einrichtungen übergeben worden, ln den Einnahmen und Ausgabenrechnungen (s. o.) findet dies keinerlei Be- 
rücksichtigung, da insoweit Bewertungen nicht vorgenommen worden sind. Es handelt sich um folgende Verwendun- 
gen: 


Verwendung 

Zweck 

Unentgeltliche Überlassung von Sporteinrichtungen wie 
Sportplätze, Turnhallen, Schwimmsportanlagen der ehe- 
maligen Jugendheim GmbH (FDJ) an die Kommunen 

Förderung im kommunalen Bereich 

Überlassung von Sportgegenständen der Gesellschaft für 
Sport und Technik (GST) an private Sportvereine in den 
neuen Ländern (zum Beispiel Ruderboote an Ruderver- 
eine, Segelboote an Segelclubs, Flugzeuge an Aero- 
Clubs, Sportwaffen an Schießsportvereine u. Ä.) 

Sport fÖrderung 
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Verwendung 

Zweck 

Übergabe von zahlreichen Kunstwerken, wie u. a. Ge- 
mälde, Graphiken, Skulpturen von DDR-Künstlem (z. B. 
Sitte, Heisig, Womacka), an das Deutsche Historische 
Museum (DHM) und die Nationalgalerie, beide in Berlin, 
sowie an das Kunstarchiv in der Burg Beeskow oder an 
andere Museen und öffentliche Einrichtungen in den 
neuen Ländern. 

u. a. Erhaltung des kulturellen Erbes der DDR 


D.IV. Aufwand und Ertrag 

Die für Ermittlung, Einziehung und Sicherung des PMO- 
Vermögens bei Treuhand/BvS und der Unabhängigen 
Kommission im Zeitraum von 1990 bis Ende 2005 ange- 
fallenen Kosten stehen in folgendem Verhältnis zum Ge- 
samtwert des PMO-Vermögens: 

Gesamtwert des PMO-Vermögens 

(einschließlich Zinsen und anrechenbare Verkehrswerte) 

Stand: 31. Dezember 2005 

1 604,5 Mio. Euro 

Verwaltungs- und Personalkosten 

incl. Honorare, Rechts- und Ausschreibungskosten 

von Unabhängiger Kommission und Treuhandanstalt/ 

BvS76 

131,4 Mio. Euro 

Anteil dieser Kosten am Gesamtwert des PMO- 
Vermögens von 1990 bis Jahresabschluss 2005 

8,2 Prozent 

Die Überprüfung des PMO-relevanten Vermögens ist 
nach den Vorschriften des Parteiengesetzes der DDR in 
Verbindung mit dem Einigungsvertrag öffentlich-rechtli- 


Gesamtkosten ohne Aufteilung auf das PMO-Vermögen sowie die 
Haushalte von BvS und BMI. Konkrete Aufteilung sofort nachste- 
hend. 


che Verwaltungstätigkeit. Aufwendungen dafür werden 
von den Haushalten der BvS (Geschäftsbereich Bundes- 
ministerium der Finanzen) und des Bundesministeriums 
des Innern (Unabhängige Kommission) getragen. 

Soweit durch die treuhänderische Verwaltungstätigkeit 
der Treuhandanstalt/BvS Kosten angefallen sind, welche 
nicht mit der öffentlich-rechtlichen Aufgabe im Zusam- 
menhang stehen (wie typischerweise von einem 
Vermögensverwalter aufzuwendende Kosten, sog. „ver- 
mögensnützliche Kosten“), werden sie vom PMO-Ver- 
mögen getragen. Darunter fallen Kosten, die zur Erhal- 
tung des Vermögens aufgewendet werden, z. B. für 
Reparaturen, Verwaltung der Immobilien durch Grund- 
stücksgesellschaften, Sachverständige und Liquidatoren. 

Das PMO-Vermögen selbst wurde danach lediglich mit 
62,3 Mio. Euro Verwaltungs- und Personalkosten belas- 
tet, das sind vom Gesamtvermögen 

3,9 Prozent. 

Die übrigen 69,1 Mio. Euro (Differenz zu den Gesamt- 
kosten von 131,4 Mio. Euro) gingen zu Lasten der Haus- 
halte der BvS und des Bundesministeriums des Innern, 
das sind 

4,3 Prozent. 

Im Einzelnen stellen sich die Ausgaben der Treuhandan- 
stalt/BvS sowie UKPV ab 1990 und ihre Umlage auf das 
PMO-Vermögen bzw. die Haushalte wie folgt dar: 


Gesamtrechnung für den Zeitraum 1990 bis 31. Dezember 2005 


Bei der Treuhandanstalt/BvS 

Kosten 
Gesamt 
(Mio. €) 

davon An- 
teil PMO 
(Mio. €) 

davon 
Bundes- 
haushalt 
(Mio. €) 

Personal- und Sachkosten, Rechtskosten, 

Honorarkosten (für Sachverständige, Wirtschaftsprüfer, 

Anwälte, Geschäftsführertätigkeit und Einsatz von Liquidatoren) und Kos- 
ten für Ausschreibungen 

84,9 

62,3 

22,6 

Bei der UKPV (einschl. Sekretariat) 

(Mio. €) 

(Mio. €) 

(Mio. €) 

Personal- und Sachkosten, 

Kosten für Sachverständige, Wirtschaftsprüfer, Berater 

46,5 

0 

46,5 

Verwaltungs- und Beratungsaufwand insgesamt 

131,4 

62,3 

69,1 
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D. V. Ausblick 

Es sind noch zwei größere Komplexe von Gerichtsverfah- 
ren bezüglich des FDGB -Vermögens und des Vermögens 
der Novum Handelsgesellschaft mbH (Novum) sowie 
einige minder gewichtige verwaltungsgerichtliche Ver- 
fahren anhängig. Ein positiver Ausgang dieser Gerichts- 
verfahren kann noch zu einer künftigen Ergebnisverbes- 
serung beitragen. 

So sind für das anhängige Verwaltungsgerichtsverfahren 
um das FDGB-Vermögen und für die anhängige Verfas- 
sungsbeschwerde in Sachen Novum sowie für eine Reihe 
weiterer vermögensrechtlicher Verfahren, zur Abdeckung 
von Risiken, vorsorglich Rückstellungen in Höhe von 

ca. 75,5 Mio. Euro 

gebildet worden. Die restlichen Rückstellungen in Höhe 
von 44 Mio. Euro werden für die zu erwartenden Ausga- 
ben bezüglich der weiteren Abwicklung des PMO-Ver- 
mögens bei der BvS vorgehalten. 

Es ist allerdings damit zu rechnen, dass zumindest ein 
Teil dieser Rückstellungen im Lauf der Zeit wieder aufge- 
löst und bestimmungsgemäß der gemeinnützigen Ver- 
wendung zugeführt werden kann. 

Ferner sind um das Vermögen der Novum Handelsgesell- 
schaft mbH vor dem Zürcher Bezirksgericht Schadener- 
satzklagen anhängig. Im Falle des Obsiegens kann, unter 
Berücksichtigung von Völlstreckungsunsicherheiten, zu- 
nächst mit einem zu vereinnahmenden Vermögen von 

ca. 100 Mio. Euro 

gerechnet werden. 

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass nach Erledigung 
des Stiftungszwecks die für die Bildung des Kapitals der 
„Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“ zugewen- 
deten 

75 Mio. Euro 

vertragsgemäß möglicherweise wieder dem Vermögen 
der Parteien und Massenorganisationen zufließen werden. 

E. Auflösungsbeschluss der UKPV 
vom 29. März 2006 

Beschluss 

Die Unabhängige Kommission Parteivermögen hat ihren 
gesetzlichen Auftrag erfüllt: Das Vermögen der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR wurde ermittelt und 
nach den gesetzlichen Vorgaben geordnet. Die teilweise 
beträchtlichen Vermögensverschiebungen wurden soweit 
wie möglich aufgeklärt, die finanzielle Chancengleichheit 
der Parteien wurde hergestellt. Die Unabhängige Kom- 
mission kann ihre Tätigkeit beenden. Für den Fall, dass 
künftig aufgrund neuer Erkenntnisse neue Ermittlungen 
erforderlich werden, muss der Gesetzgeber die zuständige 
Ermittlungsbehörde bestimmen. 

Der Vorsitzende wird ermächtigt, die notwendigen Maß- 
nahmen für eine Beendigung der Tätigkeit der Unabhän- 


gigen Kommission mit Wirkung zum Jahresende 2006 
mit der Bundesregierung abzustimmen. Das Sekretariat 
wird beauftragt, einen Schlussbericht an den Deutschen 
Bundestag über die Tätigkeit der Unabhängigen Kommis- 
sion zu erstellen. Die Unabhängige Kommission wird 
hierüber in einer weiteren Sitzung zur Jahresmitte 2006 
befinden. 

Die Unabhängige Kommission dankt allen, die sie bei der 
Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrags unterstützt haben. 

Begründung 

1 . Gesetzlicher Auftrag 

Die Unabhängige Kommission Parteivermögen 
(UKPV) hat nach den §§ 20a und 20b des Parteienge- 
setzes der DDR in Verbindung mit der Maßgabe des 
Einigungsvertrages die Aufgabe, einen Bericht über 
die Vermögenswerte aller Parteien und der mit ihnen 
verbundenen Organisationen, juristischen Personen 
und Massenorganisationen der DDR zu erstellen und 
die entsprechenden Vermögenswerte zu ermitteln. 
Weiter ist sie Einvemehmensbehörde bei den der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) obliegenden Aufgaben der Verwaltung 
und Verteilung dieses Vermögens. 

2. Ergebnis der Tätigkeit der Unabhängigen Kommis- 
sion Parteivermögen 

Die Unabhängige Kommission hat seit Ende 1990 
Vermögenswerte in Höhe von rund 1,6 Mrd. Euro er- 
mittelt. Dieses Vermögen wurde ganz überwiegend 
den betroffenen Institutionen nicht wieder zur Verfü- 
gung gestellt, da sie es nach materiell-rechtsstaatli- 
chen Kriterien nicht rechtmäßig erworben hatten. 
Das Vermögen wurde nach Abzug der Verbindlich- 
keiten und erforderlichen Rückstellungen von der 
BvS zur Abdeckung der Altschulden der neuen Län- 
der, für den Denkmalschutz, für die Stiftung zur Auf- 
arbeitung der SED-Diktatur und im Einvernehmen 
mit der UKPV für gemeinnützige Zwecke, insbeson- 
dere der wirtschaftlichen Umstrukturierung, in den 
neuen Bundesländern verwendet, soweit es nicht den 
früheren Eigentümern zurückgegeben wurde. 

Die unter der Herrschaft der SED erfolgte großzügige 
Vermögensausstattung der Parteien und Massenorga- 
nisationen, die materiell-rechtsstaatlichen Grundsät- 
zen widerspricht, wurde rückgängig gemacht. Die 
nach der Wende vorgenommenen beträchtlichen Ver- 
mögensverschiebungen wurden aufgeklärt. Die 
Chancengleichheit als elementarer Grundsatz für die 
Betätigung politischer Parteien in der Bundesrepu- 
blik Deutschland wurde hergestellt. Die konsequente 
Bewältigung dieser Aufgabe ist die historische Leis- 
tung der Unabhängigen Kommission Parteivermögen 
im Zusammenhang mit der Herstellung der deutschen 
Einheit. 

Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass weitere Ver- 
mögensermittlungen Erfolg versprechend sein könn- 
ten. Die Unabhängige Kommission hat deshalb ihren 
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gesetzlichen Auftrag der Ermittlung des Vermögens 
der Parteien und Massenorganisationen erfüllt und 
kann ihre Tätigkeit beenden. 

Die Unabhängige Kommission hat dem Deutschen 
Bundestag bereits umfassende Berichte über ihre Tä- 
tigkeit - insbesondere über die Inlandsermittlungen - 
vorgelegt (Bundestagsdrucksachen 13/11353; 13/5376; 
13/5377). Sie wird dem Deutschen Bundestag einen 
Schlussbericht zuleiten. 

Die Unabhängige Kommission dankt dem Bundesmi- 
nisterium des Innern für die Bereitstellung eines leis- 
tungsfähigen Sekretariats. Dessen Mitarbeiter haben 
durch ihre für sie neue und oft schwierige Tätigkeit 
den Erfolg der Unabhängigen Kommission ermög- 
licht. 

3. Aufgabenerledigung im Einzelnen 

a. Ermittlungen 

Die Ermittlungen des Inlandsvermögens sind nach 
Überprüfung aller Hinweise mit Erfolg abge- 
schlossen. Ebenso beendet sind die Nachfor- 
schungen zum Auslandsvermögen. Die Deutsch- 
Ungarische Kommission hat ihre Ermittlungen in 
Ungarn abgeschlossen, nachdem ein Erfolg nicht 
mehr zu erwarten war. 

Dennoch ist nicht ausgeschlossen, dass es in Zu- 
kunft neue Hinweise oder Erkenntnisse geben 
könnte, die neue Ermittlungen erforderlich ma- 
chen. Für diesen Fall muss der Gesetzgeber die 
zuständige Ermittlungsbehörde bestimmen. Der 
Gesetzgeber wird gebeten zu prüfen, ob diese Er- 
mittlungsbehörde die gleichen hoheitlichen Be- 
fugnisse (Zeugenvernehmung, Durchsuchungen, 
Beschlagnahmen) erhalten kann, wie sie die 
UKPV besitzt. 

b. Feststellung der Zugehörigkeit zum Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR 

Die Wirkungen des Parteiengesetzes der DDR tre- 
ten kraft Gesetzes ein. Allerdings stellt die BvS in 
Streitfällen die kraft Gesetzes bestehende Zugehö- 
rigkeit von Vermögenswerten zum Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR 
durch Verwaltungsakt noch einmal ausdrücklich 
fest. Das Gesetz schreibt hier nur das Einverneh- 
men der UKPV vor. Tatsächlich wurde diese Fest- 
stellung durch das Sekretariat aufgrund der von 
ihm durchgeführten Ermittlungen bis ins Einzelne 
vorbereitet. 

Da die Ermittlungen beendet wurden, entfällt 
auch die Notwendigkeit des Einvernehmens zum 
Verwaltungsakt. 

Falls jedoch durch zukünftige Ermittlungen Ver- 
mögen der Parteien und Massenorganisationen 
der DDR ermittelt werden würde, müsste der treu- 
händerische Verwalter dessen Zugehörigkeit zum 
Vermögen der Parteien und Massenorganisationen 


der DDR feststellen und einen entsprechenden 
Verwaltungsakt erlassen. Dafür bedarf es aber kei- 
nes Einvernehmens der nicht mehr an Ermittlun- 
gen beteiligten UKPV. 

Die UKPV war als Beigeladene an Verwaltungs- 
gerichtsverfahren beteiligt. Sie hat im Novum- 
Verfahren als Beigeladene förmliche Anträge ge- 
stellt. Da den an den Gerichtsverfahren unmittel- 
bar beteiligten Prozess-Parteien alle Erkenntnisse 
der UKPV zur Verfügung sfehen und mit der Be- 
endigung der Ermittlungen der UKPV weitere Er- 
kenntnisse seitens der UKPV nicht anfallen, kann 
die Beteiligung der UKPV an laufenden und zu- 
künftigen Gerichtsverfahren entfallen. 

c. Entscheidungen zum materiell-rechtsstaatlichen 
Erwerb 

Auch hier schreibt das Gesetz nur das Einverneh- 
men der UKPV zu Entscheidungen der BvS vor. 
Zu diesen Entscheidungen ist es aber in keinem 
Fall gekommen, weil zum Vermögen aller Par- 
teien und Massenorganisationen in mit UKPV und 
Treuhandanstalt ausgehandelten Vergleichen 
Einigung herbeigeführt wurde. Zukünftige Ent- 
scheidungen über den materiell-rechtsstaatlichen 
Erwerb von Vermögen der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR können nicht anfallen, 
weil alle Parteien und Massenorganisationen auch 
auf die Rückgabe von in Zukunft ermitteltem Ver- 
mögen verzichtet haben. 

d. Treuhänderische Verwaltung 

Die treuhänderische Verwaltung des Vermögens 
der Parteien und Massenorganisationen der DDR 
hegt bei der BvS. Das Gesetz hat das Einverneh- 
men der UKPV zu Maßnahmen der treuhänderi- 
schen Verwaltung angeordnet, um diese Maßnah- 
men mit den Ermittlungen der UKPV 
abzustimmen, insbesondere um sicherzustellen, 
dass die Parteien und Massenorganisationen nicht 
über den Umweg solcher Maßnahmen Vermö- 
genswerte unzulässigerweise zurückerhalten. 

Mit der Beendigung der Ermittlungen der UKPV 
entfällt auch die Notwendigkeit des Einverneh- 
mens mit Maßnahmen der treuhänderischen Ver- 
waltung. 

e. Verwendung des Vermögens zu gemeinnützigen 
Zwecken 

Die UKPV hat sich besonders dafür veranfwort- 
lich gefühlt, daran mitzuwirken, dass das Vermö- 
gen der Parteien und Massenorganisationen der 
DDR auch tatsächlich zu gemeinnützigen Zwe- 
cken in den neuen Ländern verwendet wird. Sie 
hat hierbei auch Empfehlungen für die Verwen- 
dung gegeben. Die Möglichkeit solcher Empfeh- 
lungen durch eine vom Gesetzgeber noch zu be- 
stimmende Stelle ist im Interesse der neuen 
Länder auch in Zukunft wünschenswert. 
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f. Vermögensrechtliche Rückgabe von Vermögens- 
werten 

Mit der Beendigung der Ermittlungen der UKPV 
kann auch das Einvernehmen mit den Entschei- 


dungen des Bundesamtes für zentrale Dienste und 
offene Vermögensfragen (ehemals: Bundesamt 
zur Regelung offener Vermögensfragen) entfallen, 
weil eine Abstimmung mit Ermittlungen der 
UKPV gegenstandslos wird. 
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Abkürzungsverzeichnis 


ÄEB 

AKE 

ARG 

BARoV 

BMI 

BND 

BvS 

CSSF 

CWC AG 

DBD 

DDR 

FDGB 

FDJ 

FEDI 

KoKo 

KPÖ 

LDPD 

LGT 

M/DDR 

MfS 

MKB 

MNB 

NDPD 

Novum 

OEB 

ORVAG 

OVG 

PartG-DDR 

PDS 

PK 

PMO 

PMO-Vermögen 

PVKV 


ÄLTALÄNOS Ertekforgalmi Bank (Allgem. Wertverkehrsbank) 

Arbeitsgruppe Koordinierte Ermittlungen 
Altschuldenregelungsgesetz 

Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen 
Bundesministerium des Innern 
Bundesnachrichtendienst 

Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

COMMISSION DE SURVEILANCE DU SECTEUR FINANCIER (Ausschuss zur Über- 
wachung des Finanzplatzes Luxemburg) 

Centrale Wechsel- und Creditbank AG 

Demokratische Bauernpartei Deutschlands 

Deutsche Demokratische Republik 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 

Freie Deutsche Jugend 

OEB Reisebüro der Gewerkschaften „Feriendienst“ 

(später: FEDl-Feriendienst GmbH) 

Kommerzielle Koordinierung 

Kommunistische Partei Österreichs 

Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 

LGT Bank Ltd. (Liechtenstein) 

Mark der DDR 

Ministerium für Staatssicherheit 

Magyar Külkereskedelmi Bank Rt. (Ungarische Außenhandelsbank) 

Magyar Nemzeti Bank (Ungarische Nationalbank) 

National-Demokratische Partei Deutschlands 
Novum Handelsgesellschaft mbH 
Organisationseigener Betrieb 

Organisation und Verwaltung ORVAG AG (Schweiz) 

Oberverwaltungsgericht 

Parteiengesetz der DDR 

Partei des Demokratischen Sozialismus 

PENZINTEZETI KÖZPONT (Bank in Ungarn) 

Parteien und Massenorganisationen der DDR 
Vermögen der Parteien u. Massenorganisationen der DDR 
Parteivermögenskommissionsverordnung 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 


SED 
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SEDDiktStiftG 

SFR 

SMAD 

TAS 

THA/BvS 

TEUR 

UKPV 

VermG 

VG 

VOB 

VwGO 

Zentrag 

ZK d. SED 


Gesetz über die Errichtung einer Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
Schweizer Franken 

Sowjetische Militäradministration in Deutschland 
Treuhand-Abwicklungs-Sondervermögen 

Treuhandanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
Tausend Euro 

Unabhängige Kommission Parteivermögen 

Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen (Vermögensgesetz) 
Verwaltungsgericht 

Vereinigung organisationseigener Betriebe 

Verwaltungsgerichtsordnung 

Zentrale Druckerei- Einkaufs- und Revisions GmbH 

Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
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Anlagen 

Anlage 1 
Anlage 2 

Anlage 3 


Protokoll der 8. Sitzung vom 8. August 1990 

Verwaltungsvereinbarung zwischen THA und den neuen Ländern zur Verwendung des zu gemeinnüt- 
zigen Zwecken zur Verfügung stehenden Vermögens der Parteien und Massenorganisationen vom 
11. Februar 1994 

Abrechnung über den Gesamtwert des PMO-Vermögens 
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Anlage 1 Protokoll der 8. Sitzung vom 8. August 1990 

K ü um i 1 gu 
zur UbocprUfung der 
garsiUctE bLIbe “sjctsled jntJ 

Mfl9seflOCSJ5TiliatlanEn der ODR Berlin, 10. 8. 1990 


PrutaKoll 

der B. Sitzung der K pitim 1 s n Ion an E. Augusi 1990 


Zaili 


Volkakarirar (Frskt lani-saal CDU) 
Böüinn 17.00 Uhr - Ende 19.30 Jhr 


BfTTwusDndi Reinlcke Vorsitiendar 

t£ COU, HanhcnkB, PEDp DBlJp ZBOtidina^ch DBDp 

ür.. Sch(fnfeld ftjjp Frau Erdmann POS 

abNösarrii Lahmen'* 0FD^ Platretk SündDlS PD/Glifne 

Edsti Kähne ala Baratar 


VJegan dar VarzBgsfung dOS Bsginoo Ccr Sondetcitiung dec VoLta- 
kanncr war die filc 17.00 Uhr vorffSdBnana grdOepa Pausa dar VuLka- 
kamnei nicht slngetietan . Irotzdam kannten die Parlanentarier Sh 
der Kdmmlsslonsä Itzung tellnehman ■(rlt Binar UhterhtBOhhung 
atlrtirtiung In der Vdlk^kammer gegon 18 . ^OLlhcl . 

I. ragasDEdnung 

1. Abwasanhall das \?ora Itzenden (Ver tra+ungsfrage) 
i, PartaianändBEungEgaaatz 

3h Zuständigkeit dec TraüfiandflnEtalt bei hRr Errj^nmng durqh 
Bihb Dutohf ühr uhgabeBtiTTimunp 

Sndatunfl das Pai taiangasatlBB 4 20 Ü AL>$h 3 

yerflfiaensprotjlema 5P0 

6. Lbsungsvorsehl Bga zur Unvertatlung das PaEtdidnvdrmdgand 

7. Vorbereitung von gesatzlidhan Bastitttnunpcri Zü Zilfdr £ 
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noch Anlage 1 
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3y Ziffer 1: 

Der Veraitisntfa Ist sb 15. 0. abug^anp (Urliuft). 

Die Utlaub33CQt]llem*tiK öbb Vacsltzendisn und die UtlauhEpruhla- 
mallk Per BBkretifl.fi ^^utdeP dem MlnlaterprjiuldiBntBn hürcits An- 
Jang Juli iritgatellt, 

hunPiShc nurdc vam Mlplgt* fpra^iüBnlE-n Per KustdlSSiDn der VotsohlEp 
untartreltet, dafl er Kufrn Künl, Raf aratalaiter Rethl Im Amt dos 
Hinlsi^fpräfsldentan , zum sicll vortretandan VgcsJtJeeden dei: KömmtE- 
Eion Deruft, 

□ te Komnlflston nimnt dieaeli VöTSdhlap dBEtitlgand 3ur Kefiptfiis^ oben- 
falla wird Eut Ksf^ntnis gencjmmfln, daß zur weiteren UntecatrJlrijng der 
Kamniaalün ein Birtacha f taprüfungsfachmana ln dia KDrmlBEjionsBrbei + 
Blnhezqgem wecdun eqII. 

h*Btr Kihne aelL mit der beratenden Istlskoit die Arb eil dar Kamci i a si c n ^ 
wie bisher, unter siützan thundeedeutSChea Recht, bundsEdeutEchea Par- 
te ionrach t) . 


VefBn-ttfprtli Cb i Der Vorattfende bpII kurzfristig Im SekretacH t 

des NjLnibtei'PE'äeidori'tah duichaBtzan, deG die Gerti- 
fung des at eXLvflCtrotondrin Voraitzcndon acbnall er* 
folst. 


ZM £Lffar 2: 

p.»» Pitrleianaeaati - verändert durch des PsrtoieblSndnrunn'SuBSotZ 
vom 31. S. 1?9D - SOLL nach Auffaagung dar lioomlsalainsml tgliedet 
nach arfctgter Beitritt scrkLirung der DDR zur BRD htna Ich t Lieh der 
§1 50 a und 2D b foribeatehefi . DflShilb Bdll disset il» Staatsver- 
tCag f DE tgcBcbr leben weiden,. 

Alle Hitgll^der veitratan die AuffEegung^ dab die Klärung der Par- 
talf inanteft der DDR - Alt^a btalen und Organiaa tipnan - in dät Auf- 
DBbBnete 1 lung der Kommiaslou bleiben muß» 

Viitahtwcrtllch t Der VöraHZöhdlo oull dies Ubnt das Sekretariat ifcä 
Mlnieterpiäs Identen., Kerm BtaatbsOkrCtei Krause, 
übernitteln . 


jiu.ciircr 3; 

,fuih Gesetz Dbar die TrBuhBndBnatalt von 17. S. 1??D sali da 
Präsident eine Durchfuhrungshgatirmiunp dam ältni&terrot vors 
3ut Auf gabanatglLung hlnglchtlipb dag voLkagigengr l/ermdgen 
Sich in Rechtst! ägerachaft dar Pgitelan und OrpariiBat tonen 
Id GeectZ gibt es de3u koinc klare Auaaagc. Fast 70 ^ ellfl 
llan eind hinsichtlich des Grund und Bodons Voikielgflntum , 
gtöndiskeit der Trsuhündsnata it ergibt sich bereits eug & l 
BBtzaa, Jedoch night hlnsightlith der ^ntdcheidungsbafugnia 
VolkBalgantum mit Parteieigentum vermlaeHt lat. 

Dia Zuständigkeit däl Treuhandanstelt ecLl sich auch auf di 
blldätan RmbH'a bBziehan, dla aus den VOB's her vptosaanaen 
Oie UmKandluny von Tgilan dgr VOR ist bereite seit Früh^ähr 


r Hlnlatar- 
chlagcn 
g , daa 
berindein 
ImfflDdi- 
Dle Zu* 
des Gp* 
gawait 

E nvua®' 
Sind . 

LRSÜ 
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arfölgl und orfoLgt nacTi lyle voc. Alle pcijers GiDH aulian dinabc- 
züplicfi Udecptüft >jflrdon, weLcPs GasBLlsenattgyertrSQe yprlil*3«n, 
inwlcK-cii diraktasi-adrtc: IrdlcaktBS P arte Ivermd gen in den Gesell- 
schaft sasitei Len vorhanden l-i-t und wslche AntailB ln d€c Nutzung von 
VPl Kselgenrtum ln die Cerjellschif t cingcbraoht Hucden (auch fisonta- 
trüi^or srlha ften wurdan van den firflbH als GsaalLEchaf tsantel Le elngc- 
ürncrit] , 

Die Zuatilndigkeit dar Treuhsnü^pu tult Ist auch Sachlich ClChtiflh Dlö 
Ertfleehtenff von v&lkaaigantum ml-t Parta luEcmbgen oder Indirektem Par- 
teivBimdgan kann tfie Trcuhantfanatall; kankretar Ldser. 


au 1-1. 

Im iZuSantrenhang mit dar Sodarung dar Zuatdndlgkelt und Aufgaban- 
atallung dct ?rsuhandBTi:!teIt ist eine Deeetieadridef ung dea ^ 2Q b 
AbOn 3 de£s Pott$lgngBaatzes durah die l/olkskamnar varzunehmen.. Gakrelt 
diE rtouhsndsnsta 1 t zuatandla ijird, muß auch die tiBuhändcrische Vct- 
HBltung mit allap im ^nhman der Troubondvciweltung zu trclfeoden Ent- 
schni düngen und ßenahmlgüngen uen der kammlBaian agf die Treuhanden- 
C^Lt Ubütgehsn. Eine Zwalepur igka M im Zuetändigkelt^bareian HdcB 
Jmclstlsch nicht vattratbar. 

Die Mdgllcbkelt der [^ccetfcu^nduf uPQ lum Pss-tetenge^Atz § 20 b iba.3 muD 
abenialla im 2. Staatauartrag ale Var behalt zpp üsaatzgebung dar HQR 
a u£ g enomme n wb t U'S n n 

FJr dlB kanplaxe QatlChteretettung dgr kantniBalnn an dan Hlnlstsrprä- 
aidantan zur iHforftatian dar ValkEkannar aind von däi KdmmlCSlan Sach- 
standubarlchtB über dla in Bareich der TaBuhandan^tBLt für den uQfste- 
handen lellbetelch gatcoffehcn EntaChBlduTigeh aaiichta filnzuhoLan. 

Dia TrauhandanataLt soll euch die hSdgLlChkeit ephaLten^ gutachtiiehe 
Gtf^llunnnBiilnea zu Fragen daa PartBiuBrubgana von der KammlCSlCh lu 
bcöondnrdh VermönensprabLBman ainfatdEcn Zu köbneb, 

Verant tuortl leb ; Nachricht an den Stoa taeekre ttfr krause 
der Vorsitzende 


zu Ziffer 4. 

Zur Klärung d*i VsrmöoBnsptablems der SPD (Rcickerd-tattMngsanEprüchE 
ties vermöoenaH dsa durch die «a^ls enteignet wufdej aall bisher noch 
keine öHiJidils Kentflktsufrshme iulaehen der PDS ur-d der SPD *t4tt- 
gcfundcft haben- 

Veegehlea an dlß beiden K omm l ggl eng mltg Lieder Frau tecbtsvh'JÄLtlri 
Erdmann und Herrn Mtnhgnke^ Sie sollten Vorgaaprachö ?U (Jle&en Pro^ 
hl amen lÜhröP- 

Sollten aich aus dan Vo-reeap^ ehen Über elnalimncnd-a Rocbtg snslchten 
ergehehj ktlnnten glg un.kbmplizlert zwlsnbsn böidon Parteien geldst 
werden^ 

□ Le Dettlladhaft zu d-ch Vor deaprü tuen ^^urdc van balcan Komml*fl lops- 
mitgl iedetn erklärt- 
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ZU ZIf Jar 5^ 

Mach wiE vcr aclL die Kommleslen 3ul einen Konaenz zur Ldautid der 
kOrtplilnrliBn FrauB Ünu^ar tsllung dee Parlei vetmÖdthS IdtliJ «ördoh- 

3.1. ftlla Hitgtledsr wiillsn eine Fleaelgng aie varnünftjg und lUi 
Pactet vefteatbsjc ertcheiftt 4. 

Eine RegaLung müg Liehst ohna gaEetzdiche Ma u ar dnu nü] vStc hüt 
durch eine komplG'Ke Ver o-lntrarung zwlachnn allen ^Itparlfien, 
DrQaniBötLDnan und Masaanargahiaaticpan denköar, Olega Vareln- 
bBtuhg itiufl ebe£ danach durchaatzbaf und vQlIZlchbar kreiden- 
fHotacLoLlo iaurkundung ztfiachen allen Öclciligurg ^op kcnkcatan 
Fe^tl#üUnBen, walchaa Par ta IvBrm&asfi umgftfifillt tiöep [rslgBaatzt 
Mitd untec äetdckslcht Iguini eiruar yollbtteckunga-IJnlErbfBrfungs- 
klAusel,) 

5.2. Vürnusaetzung tdr die Vereinbarung hdrej daß vathar dBä gebantu 
voLki^algene Vcrnngen aua dsn Partalvarmägan auageacndnrt wird, 
B-ntwader durch RechlaträgarwachaBl mit Variralt ungsifiladhe Idungen . 
Offen bleiben ClnanzlBlla AuBglBichundEahsptiiChc . 

Oer Beiechnungamcdua Blnea Sackclbctragac mit dif f Orcnr^er ten 
l'ti- und Abschlägen mdOtB armlltalt NBrdan, 

Füt dia rscbnBrische fluBpangabaBia kbnnteh z, 04 Qeruckaich- 
tlgung finden: 

Etnriühmcn auB Mltglicderbciti^gon , Uer nägenaatand 1931, 

Var mdganaeru-arb durch äkAp-^efehla , Erbach.a£ten und Eigcc' 
tumBarwarb wen Bürgarn^ ulanlargabnlBaa , Zuführundsn 1990 
aus dam StaatEhauEtiBlt ECv<Bit in AtiEpCuch p Eh d «iHc n . 

Auch untarBchiedliche AuBgaten Zur snr islen ■ Abg Ichertirg- für 
ZU chtlaaacnde Mitarbeiter, tna besend er e > der techniscnefi l*it- 
arbcltcr und fersöraL aus dun QbSrbetetlten partalüppacatan , 
-Eiegppö*rj»'=ritr untscen Ebfn*. 


zu 1 1 £ f E c 1 

Ec Ist oLfip gotcr-t zl Icha AirgQlung, fallis «ln kanasriz nicht zuEtenda 
kommt, vor zunerel ten. 

Die pasatzLlche Regelung acllie anthaltem 

□ Lp überhühta Ver mCganshildung wird! ahgsbau t und frelgesctzta l^er- 
möganswsrte vjsrdan z. T, für gsma Innütz lg ( ^ucefee zwackdBBtinmt fcst- 
gelegt . 

Tolle der überhöhten VcrmagcnobilOunp t diö flbzuachüpfen Etnd, vj«tflen 
elrupm noch ip bastimmendarr Staatictgsn ^Pra^l£^lMm der W □ Dt akEmme t 
Odat Ministerium iJr Finanzen oder einer SchledsEpruchEtallcl über- 
tragen. üleae nach ndhar zu basilmmanda ElnilChtunsi soll d’^r 
Ilmvarteilung die VermdganBpröblematik dar SPD batückBtehtiga'i und 
die Vereinigungen, dis nach dom 1. IQ. 190? ötgrCfndat ^lucdan und die 
nach dem Statut und nach dar Auf gabar Still u hfl fiSrdlertjngsijOirdig sind 
und sieb nicht auB alganan Beitragsauf kOmmon linÄflSitren kdnnsn und 
auch kaina adar garinga ZuEchüsaa aua dem StaatahatiBhalt erhalten 
haben Odar arhaltan Harden. 
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Die tieSitzLlorie HctjElung IJSuvBctel Lung aollte fisnr küpkrel und 
keinen oder einen Cshr aetinsen frme&BensiplelriPuin für die Enteehöi- 
dunggelnt-ich-tung enttisltan. 

Uio Frsktl&nan aollteti Jode fUr al.eh dlaabazilgl iche intwüria für eine 
flesstzLicht Reualung worhörcitan und der KOrnaiBaian aOaahtil tl Ich zu- 
leJten^ heifor ^le dem PrSS*ldiura der '/«Lk Sk firner bIb TagoSottfnungapunkt 
^upuIeUet jjerdsn, äegeUenenrsLLE .lit Hilfe det JurLatan deir Körtimip- 
aion uniGE 1 1' 1 e hu der Mitglied#! des Recht sguEsch-U'B'üeB der VDlkS'- 
keiner ^iriE a u a g eivugtn a gaaalzliche Ragclung unier&reitBt weDdan kenn- 
Herr KSIina gab noch HinHctaa zur bundestfautachan GagetzgeSüMa , die die 
Paitaian und ^Eradgen dje Factaien Oetrllft. 

Auch lUnalcbtlich diasge Oesatlzlichan Ragelung soll Herr 3taa-taaakretlft 
Krause inforipleit werden, delS gcgcbtriEnf alLa ain yarbctial^ für eine 
uon ÖSE Velkikötümör zu erlaasende DesetzLiche fieg#luriQ ira Z. Biaeia- 
ycctrag Bar tfeka ich + lgung llndet + 

e er f-H-a r 1 1 l,c h (Üt In FDrirati nn 
_^,r. AIfctp BtaataaekrETär Kcbubbj Vorsitzender 


Vccteiler ; 


all* Komm 1 ss l-qnsm 1 tt] I le der 
Prc-l&koll zur Kervntnisfiahriic 
^Ire AliäChrifi daa Protoko^ 
»It Anschroiben , 

AbacPrtJjt des Frotokollg en 
rrvit AflSChCBitHin 


B u Be r He pur K n q d e 1 , 
lür Herrn KöhnSj 
Id Büro dos Mlnlsterpr ba idd 

werrn siaatssaki^tsr »irauB 


nlen 

a 
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Anlage 2 Verwaltungsvereinbarung zwischen THA und den neuen Ländern zur Verwendung des zu 
gemeinnützigen Zwecken zur Verfügung stehenden Vermögens der Parteien und 
Massenorganisationen vom 11. Februar 1994 




Treuhandanstatt 

□IreMorgt Sondervermögsn 


Kuirliviiiii 


FISJ. 1994 





lJ6F)ii7VW3SapJ‘-‘flt*3e II fi 
TtTuhHidHiriUN 

1'it ■ 

ISIcgBiik’ 


■ifarti h Irflia n-T 1 


An den Leirar daa SeVcvtariaia 
0er Unalahenglgsn, Kömmisalüo zur 
Übenuljftng des Vermflu^«* 

Portti^n und Masse nörB^nisaiionBn (h-r PDR 
bslm Qyndeairjnlstarium Innern 
Herrn MDgt. Dr. von Hammarstaln 
MauaraifaBi] 34^6 

10117 Berlin 


IC 

0‘''> 


fnmx 

T^klhri 

lEHtp 


5 ^1^51 ^-Ol 
caan)±i'ai 
».I ir H . M'Sa rTt la 
□ KJ isu ' 7»sa r a 

30114.1 TUE d 


^2? 

t i. Fplj. 1994 


au /II si- 
D u / ta 2 r 
B»/S‘ S^' 
n»jSiJ3- 


TfldS 

TSäS 


Amnraö»"' 

U2 EVyJi/Lu 

■m- 4fi| «CiKd I tl : 






pj 

i 3 . 


VerwaltungwitrBlübaru'ng mit diin (Dftl neuen LBndüEit und Bariln 


Setir gfa^irtef Herr Ür. von K^Trimersialnj 

In der Anlfi0e CibarBend* ich Ihnen die Kopie dl^r VerwaltLmnsyerelnOBrung 
iwtsnhflfl dsTi tönf irjeuon L^ridem, ttetfln und der Treuhandsnsceh ^ut Verwendung 
des au geiBSiiniiiltzigan Zwecken ?ijr Verfüguno Siehensfan Vanin5g?<^H der PartBien 
6jnd IVASsenor janlEBtioTBin . Zudem finden Sla eine Kaple das ProWkü,la der 
Urtter^eichnüng miE den Prg.tiiküfcfklftrun(|t:n dur Lftnder M^tklenbufg-VDraommem 
und SEChsen-An'nriH sowie eine Ko-ple don ac'-teiheni vmn PadamanTerischen 
SiBBfssa'iLTfltSr, Herrn Dr. Jilrgan EthEemaehi, Jn derft ?r die ßarsnlüft dor 
tiurdaarepubllk apgaBd[>vn nur. 

Mit freundllchsri GrüGarv 

Xu-lu , 

Anke Jaefc ' 

Persönl. Fl*fftrentln 


Anlagen 




D- ^ t M Ht M ll-pi |iW^ 

P^f nw ■ Ul- 

•ÜHmt IfifF'l' fc" * !" « S'Hk" ^ L^l kA«*wn ' 


r'llAJFI 
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7. Ausfertigung von 7 Ausfertigungen 
■ für die Treuhandansialt - 


Verwaltungsvereinbarung 


betreffend des gemäß S 20 b Parreiengese« der DDR In Verbindung mit Buchstabe 
d) Satz 3 der Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III des Einigungsvertrages 
zugunsten gemeinnütziger Zwecke zu verwendenden Vermögens der Parteien und 
der rnlt ihnen verbundenen Organisationen, juristischen Personen und Massenorga- 
nisationen der DDR. 

Die Treuhandanstaft, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
vertreten durch den Vorstand 

- im Einvernehmen mit der Unabhängigen Kommission zur Überprüfung des 
Vermögens der Panaien und Massenorganisationen der DDR - 

und 


das Land Berlin, / , 

vertreten durch den Regierenden Bürgermeister 
das Land ßrandenbu'g, 

vertreten durch den MInisteroräsidenten 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 


vertreten durch den M'nistorpräsidenten 
das Land Sachsen-Anhalt, 

vertreten durch den Miniaterprösidenten 
der Preistaat Sachsen, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten 
der Freistaat Thü-hngen, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten 
•nachstehend "Länder/Land" genannt • 
schließen folgende Verwaltungsvereinbarung: 
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PrSambel 

Das Vermögen der Parteien, der Ihnen verbundenen Organisationen, juristischen 
Personen und Massenorganisationen der DDR, das am 7. 0'<tober 1989 bestan- 
den hat oder seither an die Stelle dieses Vermögens getreten ist, unterliegt ge- 
m§li S 20 b das Parteiengesetzes der DDR in Verbindung mit Buchstabe d) Satz 3 
der Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III des Einigungsvertrages der treu- 
händerischen Verwaltung, die seh dem 3. Oktober 1990 durch die Treuhänder stalt 
im Eirvemehmen mit der Unabhängigen Kommission zur Überprüfung des Vormö- 
gerts der Paneien und Massenorganisationen der DDR ausgeObt wird. Gemäß 
Buchstabe d) Satz 3 der Arilage II Kapnel II Sachgebiet A Abschnin III des Eini- 
gungsvertrages ist das treuhänderisch verwaltete Vermögen, dessen Rückführung 
an früher Berechtigte nicht möglich ist und das nicht nachweislich nach materiell- 
rechtsstaatiichen Grundsätzen Im Sinne des Grundgesetzes erworben worden ist. 
zugunsten gemeinnütziger Zwecke, insbesondere der wirtschaftlichen Umstruktu- 
rierung, in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet zu verwenden. 


Artikel 1 

Verfügbares Vermögen 

TreuhanCenstalt und Unabhängige Kommission legen mInCesters halbjährlich fest, 
welche Vermögenswerte zur Verwendung zu gemeinnützigen Zwecken im Sinne 
des Buchstaben d) Satz 3 der Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III des 
Einigungsvertrages nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen eingesetzt 
werden. 


Artikel 2 
Zweckbindung 


(1) Das verfügbare Vermögen ist 

zu ca. 60 % für invostivo und investitionsfördernde Maßnahmen der 
öffentlichen Hand im Bereich der wirtschaftlichen Umstrukturierung, 

im übrigen für Investive und investitlonsfördernde Maßnahmen zu sozialen 
und kulturellen Zwecken Ica. 25 % im Bereich der öffentlichen Hand, ca. 15 
% im Bereich nicht-staatlicher Träger) 

einzusetzen. Der kommunals Bereich ist angemessen zu berücksichtigen. 
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(2) Oie Treuhandanstalt behalt sich vor, im Einvernehmen mit der Unabhängigen 
Kommission Parteivermögen für jedes Haushalts ahr, beginnsr’d ab 1994, im 
Benehmen mit den Ländern die konkreten Verwendungszwecke bzw. Projektträ- 
ger unter BcrOcksIchtrgjng der jeweils für eine gemeinnützige Verwendung ver- 
fügbaren Mittel gesondert fostzulegen, Eire Abweichung von der in Absatz 1 
genannten prozentualen Verteilung ist für einen bestimmten Zeitraum mfigltch, 
soweit durch Gesamtsaldierung im Rahmen einer Schlußabrechnung der Irt Ab- 
satz 1 genannten Verteilung entsprochen w'rd. 

(3) Werden keine konkreten Verwendungszwecke bzw. Projokttiäger festgelegt, 
können die zur Verfügung stehenden Mittel den Ländern zur Verwendung gemäß 
Absatz 1 zugewiesen we'-den. 

(4) Die Länder bzw. Projektträger überwachen die zweckgerechte Mittelverwen- 
dung und übersenden dar Treuhandanstalt vorbehaltlich abweichander Vereinba- 
rungen innerhalb von fünf Monaten nach Abschluß des Haushaltsjahres einen Be- 
richt über die Verwendung der zur Verfügung gestellten Mitte:. Dar Bericht enthält 
insbesondere die Anzahl und die Art der geförderten Vorhaben und die Höhe der 
hierfür eingesetzten Mittel. Die Linder bzw. Projektträger werden der Treuhand- 
anstalt aus begründetem Anlaß erbetene sonstige Angaben über die Verteilung und 
Verwendung der Mittel machen. 

(51 Soweit Mittel zweckwidrig verwendet werden, ist ein entsprechender Betrag 
von dem Land bzw. Projektträger unverzüglich an die Treuhandanstalt rurückzu- 
fjhren und rückwirkend vom Zeitpunkt der Zurverfügungstellung an in Höhe von 6 
vom Hundert zu verzinsen; die Zinsen wachsen dem In Artikel 1 genannten Ver- 
mögen zu. 

(61 Hinsichtlich der an Projektträger überwiesenen Mittel ist ein PrOfungsrecht des 
Bundesrechnungshofes zu vereinbaren. 


Artikel 3 

Aufteilungsgrundsatze 

11) Das In Artikel 1 genannte Vermögen wird in der Regel in Form von Geldmitteln 
tur Verfügung gestellt. Sachvermögen wird von der Treuhandanstalt zu diesem 
Zwecke zuvor veräußert. 

12) Den Ländern können auf Antrag einzelne Vermögensgegenstände von der 
Treuhandanstalt zu elnerr im Rahmen der wirtschaftlichen Umstrukturierung hzw. 
öar kulturellen oder sozialen Nutzung konkret bestimmten Zweck übertregen wer- 
flan. Der Antrag kann auch zuRuristen einer Kommune gestellt werden. Die Ober- 
^»Sung erfolgt enscMleßlich auf dem Gegenstand ruhender Rechte, Kosten und 
'Verpflichtungen. Artikel 2 Absätze 4 und 5 gelten entsprechend; Grundlage für die 
'Verzinsung von Sachvermögen ist der Verkehrswert den Vermögensgegenstandes 
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Artikel 4 

Ermittlung des Gesamtwertes 

Für die Aufteilung des in Artikel 1 genannten Vermögens wird im Rahmen einer 
Schlußabrechnung der Gesamtwert des Vermögens festgestellt. Dieser ergibt siqh 
aus den eingesetzten Barmitteln und dom Wert der gegenständlich aufgeteilter. 
Vermögensgegenstände rach Artikel 3 Absatz 2. Bei gegenständlicher Aufteilung 
ist der durch die Treuhandenstalt festgestellte Verkehrswert unter Anrechnung der 
auf dem Gegenstand ruhenden Rechte, Lasten und Verpf ichtungen im Zeitpunkt 
der Übertragung maßgebend. 


Artikel 5 

Aufteilungsmaßstab, Anrechnungen, Wertsusglelch 

(1) Das ln Artikel 1 genannte Vermögen wird nach der Einwohnerzahl (Stand 31. 
Dezember 1991) aufgetellt: 

Land Berlin 8,1 1 % 

• Land Brandenburg 16,10 % 

- Land Mecklenburg-Vorpomnoern 11,98 % 

- Freistaat Sachsen 29,63 % 

- Land Sachsen-Anhalt 17,88 % 

- Freistaat Thüringen 16,30 %• 

(2) Im Rehmen der jährlich zu vereinbarenden Verwendungszwecke kann ein sach- 
lich gebotener abweichender Verteilungsschlüssel vereinbart werden. 

13) Auf den Anteil eines jeden Landes nach Absatz 1 werden sngerechnet: 

a) Vermögenswerte aus dem in Artikel 1 genannten Verrnögen, die künftig 
kommunale Gebletskörperschafton aufgrund besonderer Absprachen un- 
mittelbar erhalten, 

bl Ver rrvögensgegenstände. Erlöse aus Veräußerungen und sonstige Finanz- 
mittel, dio die Länder oder die in dem jeweiligen Land gelegenen Gebiets- 
körperschaften aus dem in Artikel 1 genannten Vermögen bereits erhalten 
haben oder erhalten werden, 

c) der auf das jeweilige Land entfa lende Anteil einer Projektförderung durch einen 
Projektträger. 

(4) Die endgültige Aufteilung der Vermögenswerte wird durch eine Schlußabrech- 
nung festgestellt. Übersteigt be; der Schlußabrechnung der einem Land zugeflos- 
sene Wert des Vernögnn.s den Wert des dem Land nach Absatz 1 zustehenden 
Anteils, so hat das Land emo Ausgleichszahlung in Höhe der Differenz an die 
Treuhandanstalt zu leisten. Rückführungen rach Satz 2 und Artikel 2 Abs. 5 wer- 
den entsprechend dieser Verwaltungsverelnbarung verwendet. 
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Berlin, den 11. Februar 1994 


5 



FOf <tes L*nd Meckli!fibur9-Vofponvr.em: 




Or. Bernd Seite 
N'ünisterpräeident 




Für das Land Sacb&en-Anhalt: 


■. 1 /. 




Dt, Cbristodh BarDner 
MirdsterprtalderiT 


Für den Freistaat Sachsen: 



Für den Freistaat ThOHngen: 



Cr. eemhard Vooel 
t/lnisterpräsid«nt 
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Übersicht über die Ausgaben aus dem PMO-Vermögen der ehemaligen DDR zum 

31, Dezember 2005 

in Mio. € 

Gesamtwert des PMO-Vermögens 

1.604,5 

abzüglich FEDI-Erlösauskehr und sonstige anrechenbare Einzelvergaben: 


Anrechenbare Verkehrswerte im Rahmen Bürgermeistermodell 
FEDI) 

-31,8 

FEDI-Erlösauskehr als direkte Einnahmen bei den Kommunen 

-3,0 

Sonstige anrechenbare Einzelvergaben (nicht FEDI) 

-2,6 

Einnahmen (inkl. Zinsen) bei der BvS^^ 

1.567,1 

Anrechenbare Personal- und Sachkosten der THA/BvS 
(aufgrund der vorangegangenen Erläuterungen)^ 

-23,2 

Bisher angefallene Honorarkosten für Sachverständige, Wirtschaftsprüfer, Berater 
sowie Geschäftsführer und Liquidatoren^ 

-28,3 

Bisher entstandene Rechtskosten^ 

-10,0 

Bisherige Kosten für Ausschreibungen 
(aufgrund der vorangegangenen Erläuterungen)^® 

-0,8 

Saldo r® 

1.504,8 

Bisher erfolgte weitere Abflüsse aus dem PMO-Vermögen: 


Abführungen aus dem Rentenfonds der SED/PDS an das 
Bundesversicherungsamt; 

- 144,1 

Freigaben an politische Parteien und Massenorganisationen 

- 169,7 

Erlösauskehr an Restituare (ohne FEDI-Erlösauskehr) 

-41,7 

Kosten für Sozialplanleistungen (FEDI) im Bereich des FDGB 

-33,5 

Im Bereich FDGB: Kreditablösungen 

-25,1 

Freigaben für Novum (Steuern, Gerichtskosten) 

- 14,4 

Sonstige Kosten wie Provisionszahlungen, Steuern, 
Entgeltbescheide und andere Abwicklungskosten sowie Kosten 
für die Bewirtschaftung von Immobilien und Mobilien 

-77,2 

Saldo II 

999,1 


Einnahmen inkl. Zinsen bei der BvS sind alle über das Buchwerk der BvS gegangenen Einnahmen wie z. B. eingezogenes Vermögen, Verkaufser- 
löse, Liquidationsüberschüsse und Einnahmen aus der Bewirtschaftung. 

Teil des bei der BvS entstandenen Verwaltungs- und Beratungsaufwandes, den das PMO-Vermögen selbst tragen muss, da es vermögensnützlich 
ist (vgl. Abschnitt D.IV. Aufwand und Ertrag). 

Saldo aus den Einnahmen (einschließlich Zinsen) des PMO-Vermögens bei der BvS abzüglich der bisher entstandenen und vom PMO-Vermögen 
zu tragenden Personal- und Sachkosten, Rechts- und Beratungskosten sowie Ausschreibungskosten. 
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übertrag Saldo II 

999,1 

Verwendunq des Vermögens nach festqeleqter Zweckbindung 

- 379,3 

1 . Kulturförderung 1 27,8 Mio. € 

2. Kunstförderung 1,7 Mio. € 

3. Investoren GmbH 25,6 Mio. € 

4. Forschungsförderung - Länderanteil 35,5 Mio. € 

5. Forschungsförderung - Bundesanteil 38,3 Mio. € 

6. Konsolidierungsfonds 124,8 Mio. € 

7. Denkmalschutz (ARG) 25,6 Mio. € 

Nicht auf die Länderquote anzurechnende Verwendungen 

-450,8 

8. Erblastentilgungsfonds (ARG®°) 375,8 Mio. € 

9. Stiftung Aufarbeitung (SEDDiktStiftG®^) 75,0 Mio. € 

FEDI-Erlösauskehr durch die BvS 

- 49,5 

Saldo lll®^ 

119,5 

Zu erwartende Einnahmen®® 

0 

Saldo IV 

119,5 

Rückstellungen für: 

1. Rechtsverfahren®"^ 75,5 Mio. € 

2. Reprivatisierungsverfahren®® 15,2 Mio. € 

3. Rechts- und Beratungskosten®® 22,4 Mio. € 

4. Personal- und Sachkosten 1 ,5 Mio. € 

5. Sonstige Ausgaben®^ 4,9 Mio. € 

- 119,5 

Saldo V 

0 


Altschuldenregelungsgesetz vom 6. März 1997. 

Gesetz über die Aufarbeitung der SED-Diktatur (SEDDiktStiftG) vom 5. Juni 1998. 

Der Saldo III zeigt das PMO-Vermögen nach Abzug der Verwendungen. 

Es werden keine Einnahmen auf Basis einer Einzelanalyse mehr erwartet. Streitbefangene voraussichtliche Einnahmen werden nicht ausgewie- 
sen. Damit sind auch die klageweise geltend gemachten Forderungen in Sachen Novum nicht enthalten. 

Aufgrund des Vorsichtsprinzips wurden Rückstellungen für potentielle Inanspruchnahme aus laufenden Gerichtsverfahren gebildet. Keine Be- 
rücksichtigung bei den Rückstellungen für Rechtsverfahren fand der Antrag der Islamischen Religionsgemeinschaft auf Prozesskostenhilfe beim 
VG Berlin für eine erneute Klage gegen die BvS auf Herausgabe von ca. 19,2 Mio. Euro, da die BvS diesem Antrag keinerlei Erfolgsaussichten 
beimisst. 

Die Einschätzung der Rückstellungen für Reprivatisierungsverfahren - als nicht rechtshängige mögliche Erlösauskehr an Berechtigte - erfolgte 
anhand der erzielten Kaufpreise. Des Weiteren wurden an dieser Stelle höhere Verkehrswert-, Zins- oder ähnliche Forderungen von Antragstellern 
eingestellt. 

Die Rückstellungen für Rechts- und Beratungskosten wurde auf Basis der Streitwerte der aktuellen Prozesse ermittelt. Dabei entfällt der ganz 
überwiegende Teil auf den Novum- Verfahrenskomplex. Es wurden keine Rechtsverfolgungskosten bei verwaltungsgerichtlichen Verfahren, in de- 
nen die BvS Beigeladene ist, aufgenommen. 

Unter Sonstiges sind geschätzte Kosten für von den Gemeinden noch einzufordemde Grundsteuer für PMO-Liegenschaften - dabei überwiegend 
Vorjahre betreffend - sowie überschlägig ermittelte Beträge für mögliche Abrechnungen gern. § 7 Abs. 7 VermG gegenüber den Restituaren be- 
rücksichtigt. Des Weiteren sind erwartete Ausgaben für die Archivierung der Geschäftsunterlagen der vjP (verbundene juristische Personen) und 
mögliche Endabwicklungskosten (Aufwendungen, die für vjP's direkt entstehen werden, Umweltschutz/Altlasten) enthalten. Auch für aktuell an- 
stehende, noch nicht gerichtsanhängige Verfahren bzw. Problemkreise wurden nach dem Vorsichtsprinzip Beträge eingestellt. 
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